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r)ic vorliegende Arbeit, die in dem Zciiraume von ÖHtcrn 
1901 bis Ostern 1902 auf Anregung und unter Leitung meines 
verehrten Lehrer« Herrn Professor Dr. Karl Grünberg in 
dessen Seminar an der Wiener Univeraitilt entstanden ist, will 
die Entwicklung des gutslierrlich-biiuerlichen Verhältnisses in 
Cralizien von dem Zeitpunkte der Vereinigung dieses Landes 
mit Österreich (1772) bis zur Grundentlastnng (1848) zur Dar- 
stellung bringen. Hiebei mußte, sowohl wegen der Verschieden* 
heit der Quellen als auch aus sacblicben Oründen, die Agrar- 
gesetzgebung der Republik Krakau, deren Gebiet im Jahre 1846 
an Österr( icli kam, ausgeschieden und einer besonderen Arbeit 
vorbehalten werden. 

Bei der Suche nach Materialien fand ich in den Archiven 
und Bibliotheken freundliches Entgegenkommen. Zu beson- 
derem Danke fühle ich mich verpflichtet gegenüber den Herren 
Prälat Dr. Karl 8chrauf, k. und k. Sektionsrat im Haus-, 
Hof- und Staatsarchiv; Begierungsrat Dr. Thomas Felluer, 
k. k. Archivdirektor, Dozent Dr. Heinrich Kretschmayr, 
k. k. Archivar, und Dr. Franz Wilhelm, k. k. Archivkonzipist 
im Ministerium des Innern; Dr. Franz Kreyczi, k. und k. 
Archivar im l lof kämme rarchiv. 

Vor allem aber sei es mir gestattet, Herrn Professor 
Dr. Karl Grimberg, der mich bei meiner Arbeit in iicbens- 
wlirdigater Weise unterstützte, meinen innigsten Dank auszu- 
sprechen. 

Wien, im August l\i02. 

Dbp Verikssep. 
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Einleitung. 



§ U GaUzien')- 

Bei der eraten Teilung: Polens (1772) fiel an Osterreiob^ 
abgeseliem von der Zips, ein Gebiet von 1420*5 ((sterr. Quadrat- 
meilen mit einer Bevölkerung von rund 2,600.000 Seelen. £» 
waren dies Teile der Woiewodschaliten Krakau^ Sandomir^ 
Lublin, Welbynien nnd Podolien, dann die Woiewodsebaften 
Bels und Rotbrenflen, das Land Halicz, ein Teil des Landea 
Cbelm und die Herzogtümer Auschwits und Zator. In der 
gescbichtlicben Entwicklung und administratiTen Einteilung 
Polens batte dieses Gebiet kein in sieb gescblossenes (Janze 
gebildet. Erst nacb seiner Einverleibung in Österreicb, die 
offiziell als Revindikation bezeicbnet wurde, erhielt es unter 
Auffrischung historischer Reminiszenzen an die ehemaliii;en 
Fürstenttimer Halicz und Wladimir den Namen Königreich 
Galizien und Lodomerien. 

Galizien im Sinne von 1772 deckt sich mclit gau/. nit 
dem heutigen (iulizion. Denn es umfaßte uoc-h das (iobiet von 
Z a in o ö c (77'77 Quadratmeilon i, das im Schönbrunner Frieden 
von 1809 an das Groüherzogtum Warschau abgetreten wurde. 
Dagegen wurde das Gebiet von Krakau f21*33 Quadratmeiien) 
endgiltig erst im Jahre 1846 nut Österreich vereinigt. 

Als im Jahre 1795 bei der dritten Teihm^^^ Polens ein Gebiet 
von 883*4 Quadratmeilen an Osterreich kam, wurdo die neu- 
erworbene l'rovniz VVestgalizien (auch Ne u galizien), die 
schon länger okkuppierte Ostgalizien (auch Altgalizien) 
genannt. Nach der Wiederabtretung Westgaliziens (1809) kam die 
Bezeichnung Galizien für das in E,edo stehende Gebiet wieder in 
Gebrauch. Wenn beute noch von WestgaÜzien im Gegensätze 

Vergl. Demi an, Darstellung der österr. Monarchie uach deu 
neneaten statistiscben Besielrangeii« Wien 1804/7. II, Bd.; CsOrnig^ 
Statistisebes Hftndbflchlein. Wien 1861; Die dsterretchisch-nnga- 
r Ische Monarchie in Wort und BUd. Galisiett. Wien 1898. 

Wiener atMlnrleiL Stadian. IV. Bd., i. Unit. ^7 
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zu Oatgalizien gesproehea wird, so ist damit niir der westliche 
{am linken Ufer des San gelegene) Teil des Landes im Gegen- 
satze zum dstliclien gemeint. 

Dieser und jener waren Ton jeher ethnographisch sowohl 
als auch politisch geschieden, und die administrative Zweiteilung 
des Landes, wie sie von 1849 bis 1867 bestand» war durchaus 
gerechtfertigt. Das linke Ufer des San war immer yon Polen 
bewohnt gewesen, während am rechten Ufer Kleinrussen 
(Ruthenen) wohnten. Einst haben die Eleinrnssen ein unab- 
hängiges, mächtiges und auf einer yerhältnismaßig hohen Kultur- 
stufe stehendes Staatswesen gebildet. Erst in der zweiten Hälfte 
des vierzehnten Jahrhunderts schlössen sie sich an Polen an, 
das eben durch die Vereinigung mit Litthauen zum mächtigsten 
Staate des europäischen Kordostens geworden war. Doch hat 
die politische Gemeinschaft nur die oberen Stände des rudieni- 
schen Volkes zu entnationalisieren vermocht. Die Bauern haben 
auch unter polnischer Herrschaft ihr Volkstum und ihren 
Glauben zu bewahren gewußt Noch heute besteht ein scharfer 
Gegensatz zwischen dem von römisch-katholischen Polen be- 
wohnten Westen Galiziens und dem vorwiegend ruthenischen 
und grieehiseh'kaiholischen Osten, ein Gegensatz, der auch in 
der Volkswirtschaft zum Ausdrucke gelangt. 

§ 2. Oberbliok über die Entwieklung der bäuerliehen Ver- 
hältnlBse in Polen bis zur ersten Teilung. 

In den letzten Jahrhunderten des Mittelalters war die Lage 

der polnisclien Bauern recht günstig. 

Die furchtbaren Tatareneinftillo, von denen Polen seit 1241 
heimgesucht worden war, hatten (las uhnolilu nur schütter 
bewolmte Land entvölkert. Sollte der Staat sich von dem 
schweren Schlage jemals erholen, so mußten fremde Kräfte 
zu Hilfe gerufen werden. Wie die Dingo damals in Deutschland 
lagen, fiel es nicht schwor, zahlreiche deutsche Bauern zum 
Aufgeben ihrer Heimat zu bewegen. So strömten denn seit der 
zweiten Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts Scharen von 
deutschen Ansi edlem nach Polen. 

Die Ki n w an d e ru ng richtete sich vorntihmlich nach den 
neugegründeten Städten, Aber ein bedeutender Teil der Kolo- 
nisten ging auch auf das flache Land, wo König, Kirche und welt- 
liche Großgrandbcsil/e; sie mit of!<:]it;n Armen em})fingen. Denn 
die Deutscheu verwandelten ödes, unbebautes Land in fruchtbare 
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G^efilde. Sie brachten eine vollkommenere Technik des Acker- 
baues mit, die den Ertrag des Bodens erhöhte and die Einp 
kOnfte der Orundherren bedeutend steigerte* Diese waren daher 
bestrebt, auf ihren Gütern möglichst viele dentsche Dörfer 
anzulegen, und die schon bestehenden polnischen mit deutschem 
Rechte auszustatten^). 

Das Magdeburger Recht, mit dem die ttberwiegende 
Mehrzahl dieser Dörfer bewidmet wurde, war ein Stadtrecht 
und filr die Bedürfnisse großer, Handel und Gewerbe treibender 
Gemeinwesen bestammt Nichtsdestoweniger bewAhrte es sich in 
seiner Anwendung auf bäuerliche Ansiedlungen yortreffüch. An 
der Spitze einer jeden Gemeinde stand der Schultheiß 
(scnltetus, poln. soltys). Er war der Führer oder, richtiger 
gesagt, der Unternehmer der Dorfgründung. Ihm waren vom 
Grundherrn Privilegien verliehen worden. Er hatte die Ansiedler 
in Deutschland ausgewählt und an Ort und Stelle gebracht. 
Unter seiner Leitung war der Wald gerodet, das Ackerland 
vermessen und unter die ßauem verteilt worden. 

Für seine Mühewaltung wurde der Schulze reichlich belohnt. 
Er erhielt in dem neugestifteten Dorfe mehrere Hufen als Erb- 
eigentum mit dem auf dem (iute haftenden Rechte, das zugleich 
Pflicht war, der Gemeinde Recht zu sprechen. Ihm gehörte 
ferner alles Land auf der Ackertiur, das nicht unter die Kolo- 
nisten verteilt worden war i extreiuitates a^rurum, alias ohszary, 
ubi craethonos non possunt locarij, dann der Marktplatz dos 
Dorfes fvilagium, poln. nawsie), ferner Wiesen und Gärten. 
Er hatte das Recht, auf seinen Gründen Gärtner, Häusler, 
Handwerker, ja selbst Bauern anzusetzen, sowie das Recht, ein 
Wirtshaus und eine Mühle zu errichten — von sonstigen 
Nutzungen an Flüssen und Wäldern dos Herrn ganz abgesehen. 
Von allen Abgaben und Zinsen, die die Bauern dem Grund- 
herrn entrichteten, empfing er den sechsten Groschen und de 
omni re iudicata den dritten Groschen. So ausgestattet, war der 
Schulze vollauf befähigt, die Hechte der Dorfinsassen dem 
Grundherrn gegenüber ebenso wie die des Grundherrn der 
Gemeinde gegenüber in entsprechender Weise zu wahren^). 

^) VexgU Piekosinski in den ,,Rozprawy akftdemü umiej^tnoici 
w Krakowie". XVIU. Bd. S. 19. 

') YergL Stadnicki, 0 kniaztwach we wsioch wofoskieh a po- 

gladein na w6jtow<;twa we WBiach na magdebnrskimn prawie osadsonjeh. 

Lwöw 1853. S. 5— la. 

17* 
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Aucb die Bauer n (cmethonea, kmiedie) befanden sicli in 
reclitlich gericlierter Stellung. Sie entrichteten nach Verlanf einer 
bestimmten Btthe von Freijahren an den Grundherrn mäßige 
Zinse, selten in Geld, häufiger in Getreide. Der Gutsherr durfte 
de nicht von ihrer Stelle entferneiii aber auch sie durften das 
Dorf nicht Yerlassen, ohne vor ihrem Abgang das Gut an einen 
tauglichen Wirt flbergeben und die Saat bestellt zu haben 

Nur in drei Fällen stand es den Bauern frei, fortzuziehen, 
auch ohne diesen Bedingungeu nachgekommen zu sein : wenn 
der Herr der Frau oder Tochter eines Bauern Gewalt angetan 
hatte, wenn die Bauern durch die Schuld des Herrn um ilal> 
und Gut gekoranioii waren, oder wenn der Herr excommuni- 
cirt worden war-). 

Im 16. Jalalidiiden wurden in Galizien zahlreiche Kolonien 
wahichischer Bauern zu walachis ehern Rechte (iure vala- 
chico) gegründet. Diese Dörfer unterschieden sich nur wenig von 
den deutschen Ansiedlungen. Auch an ihrer Spitze stand v'm 
Schulze (kniaz), der ungefähr dieselben Rechte und Pflichten 
hatte wie in den deutschen Gemeinden'''). 

Die Haupteinnahmsquelle des polnischen Großgrundbesitzers 
bildeten im 13., 14. und noch im 15. Jahrhundert die Abgaben 
der zinsptlichtigen Bauern. Seine eigene Wirtschaft, die er auf 
dem Gutshofe ( d w u r = Hof oder f n 1 w a r ek von dem deutsclien 
Vorwerk) betneb, war nur bestimmt, seinen Hausbedarf zu 
decken. Doch seit dem lo. Jahrhundert ändern sich die wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen der ländlichen Verfassung. Bis dahin 
hatte Polen kein Absatzgebiet für sein Getreide gefunden. Das 
wird jetzt anders. Schon seit dem Ende des 14. Jahrhunderts 



^. Volumina legum. Anno 13 17: .,Quaudo in iure theuthonico 
cmetho residet. idciii fiigere neo reeodere non potcst nisi hereditate 
vendita, vel loco sui cmethonem aeque divitem coUocet, aut agris ox 
toto eztirpatis, hyemalibusque et aestivalibus seminatis, domino reei- 
gnando, recedere potest.*' 

*) Vol. leg. Anno 1847: „81 dotninos villae opprimat fUiam 
ant Qxorem sui cmetbonia aut si pro c.xcessu seu cnlpa heredis ibidem 
villani bonis ipsoruiii depraedantur, vel in scntentia excommunicütionis 
pt»r aiinum dur«nt sui Domini ox deÜcto, iu talibng casibus non tantum 
tres aut quattuor villae ciusdem incolae abire possunt, aed et omnes 
ibidem habitutes leeedant qno unique placebif 

V^ergl. Stadnieki in der „Bibliotheka naukowa zaklada 
Os8olini^kich.<< 1. Bd. S. 3 — 32, 129—153; Maciejowski, Hiatorja 
wfoscian. Wansawa 1874. 8. 176 ff. 
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exportiert Polen über Danzig einiges Getreide nach Englaad, 
Frankreich und den Niederlanden. Noch wirken aber störend 
auf den Verkehr die unsicheren Rechtsvorhältnisse an der unteren 
Weichsel^ wo seit Jahrhunderten zwischen Ordensrittern und 
Slavcn furchtbare Kämpfe wüten. Zwar sucht Foien durch Vor- 
träge mit dem deutschen Ordf-n für seinen Export günstige 
Bedingungen zu erwirk(>n, aber erst als die westpreußischen 
Städte, unter ihnen Danzig, Memo] und Elbing, im Frieden von 
Thorn (1466) endgiltig unter juilnische Herrschaft gekommen 
sind, wird die Weichselscbiffahrt frei. Die Nachtrage des Aus- 
landes nach polnischem Getreide wird ,s:rößer. Der polnische 
Handel nimmt einen großartigen Aufschwung. Dieser wirtschaft- 
liche Erfolg wird jedoch mit der Knechtung eines Millionen 
Seelen zählenden Standes erkauft^). 

In dem Augenblicke, da es lohnend wurde, Getreide ftxr 
den Markt zu produzieren, erwachte in den Grundherren 
das Verlangen nach Vergrößerung ihres Eigenbetriebes. Dieses 
Streben begegnete jedoch mannigfachen Schwierigkeiten. An 
^Bauemlegeii'^ war nicht zu denken, und hätte auch der Grund- 
herr auf diese oder eine andere Weise — etwa durch Rodung — 
das Hofland vergrößert, es hätten ihm die Arbeitskräfte gefehlt, 
den größeren Besitz zu bewirtschaften. Vor allem aber hatte der 
Adel bei seinen Expansionsbestrebungen mit dem energischen 
Widerstand der Schtilzen zu rechnen, die nahe daran waren, 
den Grundherren allen Einfluß auf die Dorfgemeinde zu ent- 
ziehen. Die Schulzen von ihr^ GUtern zu verdrttngen, wurde 
daher jetzt zunächst die Losung der Grund herren. Im Juanfe 
des 15. Jahrhunderts gelang es ihnen auch, m^t durch zwangs- 
weise Auskaufung, seltene durch Areie Verträge die Schulzen- 
güter in ihren Besitz zu bringen. Auch auf den königlichen 
Gutern wurden die Schulzen ausgekauft, nur daß die Soltyseien 
hier nicht mit den Starosteien verbtmden, sondern als Tenuten 
an Adelige zu lebenslänglichem Besitz verlieben wurden. Nur 
wenigen Schulzen gelang es, sich im Besitze ihrer Güter zu 
erhalten. Durch fortgesetzte Erbteilungen entstanden in späterer 
Zeit aus diesen Gütern die sogenannten adeligen Gemeinden'). 



^) Vcrgl. Korzoii, \\ cwut trzue dzieje Polski za Stanislawa 
Augusta. W Krakowie lÖ82y«G. H. Bd. S. 1 ff.; Baizer, Reformy 
spöleczny i politjcznj Konrtitucji 3. Maja. W Krakowie 1891. S. 8 ff., 14. 

*) Vergl. Stadnieki, 0 kniastwach etc. 8* 17 £F.; Lrubomirski, 
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Erat nackdem «tie Schulze ogüter mit dem Gutshofe ver* 
einigt worden waren, konnten die Orundherron an die Ein- 
richtung eines Großbetriebes sclirciton. Mit dem SchuLseiigat und 
der SchulzenwUrde war auch das Richteramt an sie gekommen, 
was ihre Macht über die Baaero erhöhte. Das weitläufige Acker* 
land des Schuhsengutes bot die räumliche Unterlage für den 
erweiterten Eigenbetrieb. Von allen Hechten des Schulzen kam 
aber keines är-n Grundherren erwitnschter als der Anspruch auf 
Fronarbeit der BauerOi der ihnen bis dahin gefehlt hatte. 
Freilich reichten diese an und für sich unbedeutenden Leistungen 
nicht hin, den gesteigerten Bedarf an Arbeitskräften, den der 
Übergang zur Gntsherrscbaft erforderte, zu befriedigen. So finden 
wir denn auch schon gegen Ende des 15. Jahrhunderts die 
Gutsherren bestrebt, die Lasten der bäuerlichen BeyOlkerong zu 
erhOheo. Aber je schwieriger die Lage der Bauern wird, 
desto leichter entschliefit sich der Bauerosohn, von dem ihm 
zustehenden Rechte der Freizügigkeit Gebrauch zu machen und 
nach der Stadt zu ziehen. Das war nun ganz und gar nicht die 
Absicht der Gutsherren gewesen, die die Arbeitskraft auch nicht 
eines einzigen Hintersassen missen wollten. Sie giogen also 
daran, die Fr^zttgigkeit der Bauern einzuschränken und 
schlielUich TöUig aufzuheben. Im Jahre 1496 wurde durch den 
Reichstag gesetzlich festgelegt, daß fortan nur einer von den 
Söhnen eines Bauern das Dorf Yerlassen dttrfe. Auch dieser 
konnte ttbrigeos ohne heirschaftUches Abfahrtszeugnis nicht 
abziehen, sollte er nicht als Flüchtling verfolgt und zurCLck- 
geholt werden^). Li den nächsten Jahren folgte noch eine 
Anzahl von Gesetzen, die die Freizügigkeit der bäuerlichen 
Bevölkerung einschrankten, und schon um das Jahr 1510 war 
ihre Schollenpflicht allgemeines Gesetz geworden. Zwar stand 
es dem Landmann noch frei, sich um 10 Mark auch gegen den 
Willen des Herrn loszukaufen, im lAufe des 16. Jahrhunderts 

Kolnicza Indnosr w Folsce od XVI. do XVIII. wieka in ^^Biblioteka 
Warazawska'- 1857^— isr,2. 1K(;2 Tl. R.l. S. 21 flf. 

^) Vol. log. A. 14Bt»: „Statuimuü quüd tautuininodo unus filius 
de Villa a patre recedere potest ad servitia, et ptaeBertim ad stadia, 
aut literarum aut artificiorum, reliqui maneant in hereditate cum patri- 
bus . . . Quod si aliquis adolesccns vUlanus praeter istud dccretuin, 
fugiens repertus fuerit, sive in civitatibus et oppidis, sive alibi ubicunqne, 
ille doinino loci illius a quo fugit, aine iuris strepitu restituatur aub 
pocna quattuurdecim inaruarutii et nihilominiiH ilU, qiii pum letinuürint^ 
poena totics quoties secus feccrint soluta, ud reatitutioucm äuut adstricti.^ 
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stieg jedocli die Loskaufsamme flir eine Bauenifamilie auf 
500 Mark 

Als die Schollenpflicht der Bauern durchgeführt war, 
begann der Adel die Rehotaaehuldigkeiten durdk gesetzliche 
Maßnahmen zu erhohen'). Bald aber wurde dieser Weg auf- 
gegeben, da er nicht zum gewünschten fflele führte. Denn auf 
den meisten Gutem fanden sich noch Verträge zwischen Grund- 
herr und Grondholdy und die Bauern bestanden auf ihrem 
BeehtCy das sie bei Gericht durchzusetzen bemüht waren. Die 
Gutsherren wfthlten also ein anderes Mittel: dem Bauer sollte 
das Recht entzogen werden^ gegen seinen Herrn zu klagen* 
Zuerst wurde der Bauer entgegen dem bisherigen Brauehe durch 
mehrere Beichstagsbesohlüsse unter die ausschließliche Gerichts* 
barkeit des Gutsherrn gestellt. Die Praxis der Gerichte sprach 
ihm dann das Recht ab, den Herrn gerichtlich zu belangen» 
Am 30. August 1.518 wies das königliche Assessorialgericht in 
Krakau die Klage eines Landmannee wegen widerrechtlicher 
Nötigung zur Robot mit der Begründung zurück, daß die Unter- 
tanen ihre Herren nicht beim Konig verklagen dürfen*). 

Mit der allgemeinen Annahme dieses Grundsatzes war die 
große Umwälzung, durch welche die ländliche Bevölkerung 
hOrig wurde, Tollendet. Die Grundherren hatten von nun an 
unumschränkte Macht über die Bauern. Von ihrem Willen allein 
hing die Verfügung über deren Leben und Tod, Knechtschaft 
und Freiheit, Eigentum und Arbeitskraft ab. Und ee ist nur 
die Feststellung eines bereits geltenden Rechtazustandes, wenn 
der Konvokation^-Reichstag im Jahre 1573 erklärt, daß jeder 
Herr das Recht habe, seine ungehorsamen Untertanen „tarn in 
spiritualibus, quam in saeeularibus^ nach seiner Meinung zu 
strafen*). 

Vergl. Bobrsynski, Karts z dsiejow Inda wiejskiego w Polsee 

in „Roc/uik akadomii umicjetnosci W Krakowie". 1891/92. S. 164 f. 
Vol. leg. A. 1520- Bobrzynski a. a. 0. S. 166 ff. 
..n/fhv püddsini swoich panow nif! pozywali przed krola." 
(Robrzyuski a. h. 0. S. 1 70.) Hakowski, Entstehung des Groß- 
grundbesitzes in Polen, Berliner Inaug. Diss. 1899. S. o2 f. — 1546 
wies König Siegmnnd I. die Deeehwerde der Baueni Ton 8tani§t gegen 
die Grnndherrschaft mtt den Worten snrfick : «Nie jOBt nsssym samisrem, 
wtracac sie micdzj naszych poddsnyoh i ich kmieei.** (Lubomirski in 
B. W. IHGl. III. Bd. S. 48). 

^) Vol. leg. A. 1573: „\Vsz;ik3te przcz te konftMlcrary«' nnfza, 
zwicrzchnosci zadnej nad poddanjmi ich tak pauöw duchownych 
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Zwar stand es jetzt im Belieben des Gutshemiy dem Baaem 
nach Willkür größere Lasten aufzubürden, aber er machte trotz- 
dem von diesen Befugnissen nicht vor dem £iide des 17. Jah]> 
himdcrts ausgiebigen Gebrauch. Denn noch Ftnn/I dem Bauer 
«in Weg offen, sich allzugroßen Anforderungen und Bedrückungen 
zu entsiehen: die Flacht. Im Osten der Republik dehnte sich 
eine unenneßliche, nur spärlich bevdlkerte Ebene, wo von 
Gutsherrscbaft noch keine Hede war und sein konnte. Dort, wo 
das Ackerland aus Mangel an Arbeitskräften meist brach lag, 
f( lilte auch die Gelegenheit zu marktmäßiger Verwertung der 
Bodenerzeugnisse, da der Weg zum schwarzen Meere durch 
Tttrken und Tatsren ▼ersperrt war. Darum begnttgte sich der 
Grundherr in jenen Gegenden mit den Zinsungen der Grund- 
holden, ohne daran zu denken, einen eigenen Großbetrieb ein- 
zurichten. Der polnische Bauer aber wußte genau, daß er 
jederzeit dorthm fliehen könne. Dort wurde er yon den Grund* 
herren stets mit offenen Armen empfangen und unter günstigen 
Bedingungen angesiedelt. Der Gutsherr im Westen musste sich 
also hüten, durch übertriebene Strenge seine Untertanen zur 
Flucht zu reizen. Zwar war in einer Reihe scharfer Gesetze das 
Verbot ausgesprochen worden, flüchtige Bauern zu unterstützen, 
bei sich aufzunehmen oder anzusetzen; allein die Gerichte waren 
unrermOgend, diesen Geseteen Geltung zu Terschaffen. Ja, die 
Ohnmacht der Behörden war so groß, daß die flüchtigen Bauern 
sogur in derselben Provinz bleiben konntoi. Dann zogen sie als 
„hultaje^ oder ^ludii Intm^ im Lande umher, und nur zur Zeit 
der Ernte verdingten sie sich ab freie Arbeiter^). Erst zu 
Begmn des 18. Jahrhunderts wurde den Bauern jede Möglichkeit 
zur Flucht benommen. Nach langen Kiiegsjahren kehrte der 
Frieden wieder, im Inneren wurde die Ordnung einigermaßen 
wieder hergestellt, und die Schollenpflicht der Bauern wenigstens 
in den westlichen Teilen des Staates strenge durchgeführt. In 
den östlichen Provinzen allerdings entzogen sich noch in den 
ersten Jahren der österreichischen Herrschaft die Untertanen 
den Bedrückungen von Seiten des Gutsherrn diurch die Flucht 

jako i swieekich nie desogujemy i pofllusienstwa iadnego poddsnych 

przeciwko panom ich nie psujemy i owazem, jesHby takowa liconcya 

gdTiie liyla suli j)ractextu rcHp^ionis, tedy jiiko z.Twsze hyfo. hedzic wolno 
i teraz ka/demu pauu j)üdda!iego swego uif^posTuHznego tarn in spiritua- 
libus, quam in Baecularihus, pudiug rozumieuia äwojego skarac.^ 
1) Veigl. Bobrzynaki a. a. O. S. 175 — 191. 
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nach PodoHen und Wolhynien. Im Westen aber eriangten jene 
Gesetze, die im 16. Jahrhundert erlassen worden .waren, unbe- 
schrankte G-eltung, und die bäuerlichen Verhültnisie nahmen 
jene Q-estalt an, in der sie bis zum Unteigang des selbstftodigen 
polnischen Staatswesens beharrten 

§ 8. Die Umdliehe VerfiBtssiiiisr GalMens im 18. Jatarhandert. 

I. Die Untertänigkeit. 

Nach der Lehre der polnischen Juristen setzt sich der 
polnisclie Staat aus drei Ständen zusammen: König, Senat und 
Adel.^} Was auüerlialb dieser drei Stände ist, hat keinen Einfluß 
im Staate und keinen Anteil an der Begierung^). Tatsächlich 
haben aber auch König und Senat nicht viel zu sagen. Die 
ganze Macht liegt vieünehr beim Adel, und zwar beim begüterten 
Adel. Kechtlich ist der gesamte Adel (szlachta) gleich. De facto 
aber besteht ein gewaltiger Unterschied zwischen den begüterten 
und den unbegilterten Edclleuten. 

Dieser einzig berechteten Klasse gegenOber stehen die mit 
weitaus geringeren Hechten ausgestalteten Bürger und die völlig 
rechtlosen Bauern^). 

Jeder auf dem flachen Lande Wohnende Ist, wofern er nicht 
selbst von Adel oder ein privilegierter Freibauer ist, Untertan 
(poddany) des Gutsherrn. Nicht nur der Bauer und seine Familie, 
auch Häusler und Innmann, Knecht und Magd sind untertänig ; 
ja sogar die Söhne der ruthenischen Popen, wenn sie nicht vor 
dem 15. Lebensjahre einen nichtbäuerlichen Beruf eigriffen 
haben'). 

1) Veivrl. liobrzynaki a. a. O. S. 192. 

') ^Retn pulilicain nostrain tribiis constarc» oriliniiiiiH notissimum. 
Pcues regem dignitas, penus aeuatum auctorituB, peiie» aobilitatem libertas 
est.*^ (Chwalkowski, Rcgui Poloniae ins publicum. Begiomonti 1684, 
L. I. C. II). Vr|^. Skrzetaski, Prawo poHtyeny nsroda polskiego. 

W Warszawie 1787. 1. Bd. S. 42. 

^) „Libertas poloua, adeo celebruta, non aliia civibus quam nobilibus 
aervit, qui illa ita fruuntur, ut ad communionein alios praeter nobiles 
non admittaut.^' i^L eng nick, lua publicum regni Poloniae. Gedani 1742. 

u m. c. I. § 2). 

*) Yi^. Dresneir, Inetitatioiittiii -'iuris regni Poloniae Ubri IV. 
Zamosd 1613. L. I. T. XIX. 

'0 ^Qni in villis landisTe regis aut nobilium babitant, agris addicti sunt, 
unde etiam vocantur servi glebae." (Cbwalkowski h, a. O. L. I. 
C. X. ^ 1.) Yrgl. Skrzetuski a. a. 0. II. Bd. S. 149. Kraaiuaki, 
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Die Untertänigkeit ist als Standeseigenschaft erblick aber 
die Oebnrt von untertänigen Eltern ist nicht die einsige Art ihrer 
Entstehung. Ein freier Mann wird durch Yeriieiratnng mit einer 
Untertanin ebenfalls untertänig*). Auch durch Annahme eines 
untertänigen G^ndes wird Untertänigkeit begründet'). Schließlich 
wird jeder schoUenpflicbtig^ der ein Jahr lang auf Grund eines 
mit der Qutsherrsehaft geschlossenen Vertrages in einem Dorfe 
wohnt ^). Die Untertänigkeit erlischt durch Eintritt des Untertans 
in einen religiösen Orden, durch Empfang der Weihen und dunsh 
Erlangung des Doktorates, femer durch Entlassung und endlich 
durch Nobilitierung. Der Gutsherr kann den Untertanen auf 
sweierlei Art entlassen: entweder durch einen Freilaesungshrief 
oder durch Erklärung vor den Woiewodschaftsakten^). Ohne 
Einwilligung des Herrn darf kein Bauer geadelt werden^. 

Der Untertan ist im Interesse des landwirtschaMehen Groß- 
betriebes des Gutes in seiner Freiheit mannigfachen Beschrän- 
kungen unterworfen. 

Er ist vor altem an die Scholle gebunden, glebae adscriptus. 
Verläßt er den Gutsbezirk ohne Erlaubnis des Herrn, so hat 
dieser das Keclit, ihn zu yerfolgen, ihn zu fassen, wo er ihn 

G^achiehtliche Darstellung der BaueraverhältnisBe in Polen und der virt- 
schsftlich-reehtliehen Beformen im ersten Decenninm der BegLerung 
Stanislaus Aagnatus. Kmksn 1898. IT. Rd. S. 31. 

^) „Liberi autem eorum (sc. mibditorum) in Dominorum vpcidunt 
potpstatein, in quorum fundia uati sunt." (Dresncr a. a. O. L. I. T. 
XXI.; VrgK auch Zaluszowski, lus regni Poluniae. Reimpressum 
Varaaviae 1741. L. IV. P. II. T. 23. 

*) Vrgl. K o r s on, Wewnetrxne dsicje Polski aa Staniefawa Angasta. 
W Krakowie 1H82/8«. 1. Bd. 's. 359 und M a c i c j o weki, Slavitche 
Rechtsgeschichte. Stuttgart 1835,3?). TIT. Rd. S. 191. 

3) Vpl. Korzon a. a. O. 1. Bd. S. 359. 

*) Vrgl. Bobrzynski a. a. 0. S. 188. 

^) „Hodie tisas obtinuit, nt nonnisi per ingreaeum ad aliquam 
religionem, vel per easceptionem saeroram ordinam aut per promotionem 
ad gradum doetoratua, aut per obtentnm manumiaaionem literalom aut 
eoram Actis manaroiaaionem» obtineant: libcri a potestatc dominorum 
afficiRntur." (Zalaszowski a. a. O. L. IV. P. II. '!\ 2'^. ViH. 
Skrzetuski a. a. O, II. Rd. S. 198. Zwei Freilassungshi icit» aud den 
Jahren 1G22 uud ltj38 gedruckt boi M a ciej o w s k i, Historya wToscian 
8. 308 ff. — Vrgl. Oatrowaki, Prawo oywilne narodu pulskiego. 
W Warasawie 1787. I. Bd. 8. 53. 

^Vetitnm non ingenuum creare nobilem, niai dominus, ciil per 
aervitutem obnoxius, conscnserit.^- Lengnich a. a. O. L. III. C. 2. §17.) 
Vrgl. Oatrowaki a. a. 0. I. Bd. 8. 47. 
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findet, beziehungsweise seine Auslieferung zu verlangen ' ). Durch 
strenge Gesetze trachtet man danach, diesem Kechtssatze im 
Inneren des Landes Geltung zu verschaffen. Durch wechselseitige 
Atu&efenmgBflbereinkommeci) die mit dem Auslande getroffen 
wurden^ ist es möglich geworden, Untertanen, die in benachbarte 
Länder geflohen sind, zarttcksufordern^). Solche Übereinkommen 
werden umso leichter gescUoBBen^ als nicht nur polnische Bauern 
ins Ausland fliehen, sondern noch bis in die Mitte des 18. Jahr- 
hunderts Tausende Ton Bauern aus Preußen, Hinterpommern ;md 
•der Neumark aus Schlesien^), aus Ungarn, ans der Moldau 
nnd aus Kussiand^) nach Polen flüchteten. 

Will ein Untertan außerhalb des Gutsbezirkes eine Che 
eingehen, so bedarf er dazu der Erlaubnis des Gutsherrn. Einem 
Manne wird diese Bewilligong niemals erteilt, den Bauemmädchen 
wird sie jedoch nicht verweigert. Dafür hatten diese ursprünglich 
meist einen Marderbalg (kuniczne) an die Herrschaft zu entrichten. 
Die Naturalleistung des Marderbalges i»t jedoch im 18. Jahr- 
hundert allgemein dnrdi eine von der Herrschaft von Fall au 
Fall vorgeschrieb^e, entweder in Geld oder in Kataralien zu 
entrichtende Taxe ersetzt. Die Höhe dieser Abgabe ist nicht 

^) .,Si sr clam, aut vi, auf: uHo quopiiun morlo, contra dominorum 
voluntatem, in libertatem vindicaverint, ac dominos subterfugerint, habent 
ia eos Domini, ubicunque eos invencrint, praesertiiu in locis desertis, 
nsnuam iniectionem, vel si quis eos detineat ant tueatiir, eoram iure ae 
iudicio vindicatiooem.** (Dresner a. a. 0* L. I. T. XXI.) Vzgl. Za^ 
laszowski a. a. 0. L. IV. P. II. T. 23. Ostrowski a. a. 0. L 
S. 47. Skrzetnski a. a. 0. II. Bd. S. 150. 

^ Übereinkommen mit dem Horzogtnm Preußen. Vrgl. Ro- 
brzynski a. a. 0. S. 179. — „Inhibitio suprcmae Curiae de anno 
1728: Denen Pohluittcbeu von Adel, äolleu die vou ihueu in Scblesieu 
entwichenen Untertbanen ehender nicht verabfolget werden, bis nicht die 
Schlesische- in Pohlen entwichene Unterfchanen wllrcklieb suruek gestellet 
worden.** Schon früher (1652) war in Schlesien der Grundsatz der Rezi- 
prozität ausgesprochen worden. (Vi frl. F r i e d e n b t< r Tr.ictatus iuridieo- 
practicus de... Silestae iurilms. Breslau 1738/4U. IT. Hd. S. 53.) 

') Vrgl. Knapp, Die Bauernbefreiung und der Ursprung der 
Landarbeiter in den tlteren Teilen Preußens. Leipzig 1887. 1. Bd. 
8. 88. IL S. 1. 

Vi'^l. Grün her g, Die Bauernbefreiung nnd die Anffösnng 
dcB gutshei rh'eh Itnuerliehen VerhAltnisses in Böhmen, Mfthren nnd Schlesien. 
Leipzig l.st>H,l)4. I. Bd. S. 12. 

Acten; il. ex Januario 1773. II. A. Archiv des Ministe- 
riums des Innern. Vrgl. auch Grünberg, Studien zur österreichischen 
Agrargesehichte. Leipzig 1901« S. 28. 
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IlberaU gleich. Bald wird ein Kalb gefordert^ bald Geflagel ^ 
oder Feldfrttchte. Die Geldleiatttog betrttgt meiat acht Gulden 
polniBch. Hier und da werden auch betrKchtlich höhere Betrage 
gefordert» deren Bezahlung den Untertanen unmöglich ist. . Auf 
vielen Gutem aber, besonders auf königlichen, ist die kumczoe 
ganz abgestellt worden, und wird den Brttuten freier Abzug nach 
allen jenen Domininen gewährt, die B«dprozitftt llben^). 

Der Schollenpflicht des Untertanen entspricht 
kein Recht an der Scholle. Der Untertan kann alao yom 
Gute getrennt, auf ein anderes, demselben Herrn gehöriges Gut 
versetzt werden, oder auch durch Kauf, Tausch oder Schenkung 
in das Eigentum eines anderen Gutsbesitzers übergehen. In der 
Regel wechselt der Untertan allerdings seinen Herrn nur mit dem 
Gute, aber auch das Gegenteil trifft nicht alLsu selten ein. Kein 
Gesetz tritt dem Menschenhandel entgegen^). 

Der Untertan besitzt weder die aktive, noch die passive 
Proaeßf^liigkeit. Kicht er klagt, sondern für ihn die Herrschaft, 
wie auch sie in Vertretung ihres Untertans belangt wird'). 



^) Hüt^anzlcivortr»g vom 17. November 1777 mit Beilagen. — 
Bericht der galizischen Dumäncnadmiulstration vom 4. Jauuar 1782. 
Yrgl. Maciejowski a. a. 0. S. 176. 

') Vrgl. ModraowBki, O popnirie necsypoBpolitej. 1551. 
Ausgabe Prsemysl 1857. S. 117. — - ,,snbditi a dominis alicnantur, com- 
parantur. emuntur, venduntur." I^resner a. a. 0. L. T. T. XXI.' — 
„Trop souveut, par un trafic acandaleux, nous lea vendoQS ä des niaitres 
aussi crucU, et qui bientut, par un cxces de travail, les forcent 4 leur 
payer le prix de lear nouvelle aerritade.*^ (Leazczynski, Oeuvres 
d'an philoBophe bienfaiaant. Paria 1764. III. Bd. 8. 4.) — „Pana 
wolno ich darowaif przcdac, zamieniat', le yf»i do wsi przenosic.^ 
(Skrzetuski a. a. O. II. Bd. S. 150). — .„Dztedzic. . ich darowac, 
przedai-, aa inua role lub wies przenies<; prawnie wolcn." (Ostrowski 
a. a. O. T. Bd. S. 47.) — Vrgl. ferner Konstytucya 3. Maja 17B1 roku 
z uwagami podawanemi jej twörcom. Lipsk 18G5. S. 24; Lelewel, 
BetrachtaDgen über den politiacben Znstand des ehemaligen Polens. 
Brfiasel 1845. S. 158; Lubomiraki in B. W. 1863. U. Bd. 8. 10. 
Dagegen Kraaiiiski a. a. 0. I. Bd. S. 167. - - Über Fälle von Tausch| 
vrgl. Rochenski, Beitrag zur Geschichte der gutshoiTHch-biiiioi-lit^hen 
Vcrbaltuisse iu Polen auf Grund der arcbivalischea Quellea der lierracbaft 
Kock. Krakau 1895. S. 145. 

^) n^^^^i» quorain capita domini annt, dne qaoram aaaiatentia, 
siTe actorea, slve rei aint, locam atandi contra qnaana peraonaa in iure 
ac iudicio torrestri non babent.'' (Dreaner a. a. 0. Li. I. T. XX). 
„Rustici, qui continua Servitute pretnuntur^ et fictiono iuris pro nuUia 
habentur, ut antiquitus apud Komaooa aervi habebantur. . . aine domi* 
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Der Herrschaft ;LCO<j^eniiber genießt der Untertan der Privat- 
giiter keinerlei Rechtsschutz, vor keinem Gericht, vor keiner 
Behörde kann er über erlittene Unbill Beschwerde erheben 

Grundsätzlich verschieden von der Stellung der Privat- 
bauern ist die der Doraänenbauern*). Diese können wider 
die zeitlichen Besitzer der königlichen Güter vor den Referendar- 
gerichten Klage führen. Seit Stanislaus August werden sie vor 
diesen Gerichten nnentgelthch durch Armetiadvokaton (p a t r o n y 
ludzi ubogich) vertreten, die man gewissermaßen mit den 
österreichischen Untertansadvokaten vergleichen kann. Doch ist 
auch dieser Rechtsschutz unwirksam, da die Gerichte ausschlieü- 
lieh mit £deileuten besetzt sind, die ihren Standesgenossen, den 
zeitlichen Besitzern, auf alle mi^gliche Weise forderlich sind. 
Auf den Kirchengütern mangelt den Untertanen gleichfalls 
das Beschwerderecht. Schon im Laufe des 16, nnd 17. Jahr- 
hunderts haben sie das Recht der Appellation an die Kirchen- 
oberen, das ihnen früher zustand, verloren"). 

Die hohe und die niedere Gerichtsbarkeit über die Unter- 
tanen steht ausdchließlich dem Herrn zu. Er schaltet nach Belieben 
Uber Leben und Tod der Untertanen.^ 

norum suornm nssistentia, sive actores, sive rei sunt, locuin staiidi iu 
iudiciis aaccularibus (uam sccus observatur in spiritualibus) non balxmtes/'- 
(Zalaszowski a. a. O. L. IV. P. II. T. 23). Vrgl. auch Chwai- 
kowski a. a. 0. L. L C. X. § 1. — „im nie pod imieuiem wfasnyin 
ezyni«^ nie wolno.<^ (Skrsetnskl a. a. 0. II. Bd. S. 150). 

^) Vgl. Lubomirski in B. W. 1863. IL B. S. 1. — „si qua iura et 
privilegia Domini dant aabditiSf eadem servare, nec violare, in arbitrio 
ot voluntate eorum est positum; de quibus violatis non ba)»emu8 in 
Statutis et constitutionihus actionos propositas." fDrRsut^r n. (). L. I, 
T. XXI). — „Nec babent contra douiinos actiouem.- h w a i k o w sk i 
a. a. 0. L. I. G. X. § 1). — Vrgl. Zalaasowaki a. a. 0. L. IV.. 
P. n. T. S3. — ^im prawa nasse nie wjsnaesyly iadnego Sfda^ 
W ktorymby sie o krzywdy i uciazliwoaci od dziedzic^w zadane oskar^j^ 
i apomienic mogli." 'S k r z n t u a k i a. a. 0. IT. Ud. S. 150). 

2) Vrgl. Skrzetuski a. a. 0. 11. lid. S. 163. 391 flF. — 
Ostrowski a. a. O. I. Bd. S. öT), - K o r z o n a. a. 0. I. Hd. S. 377. 

8) Vrgl. La bo mir Ski iu B. W. 1862. II. Bd. S. 21. 

*) „Nobilitaa in aabditos snoa glebae adacriptoa ina yitae et ned» 
habet, non «liter ot apnd Bomanos aervi habebantur.*^ (Zalaszowski 
a.a.O. L. L T. 30). — „Z dawnosci, zyeia i smierei ich panami bjli 
dziedzice." (Skrzetuaki a. h. O. II. Bd. S. 1 50>. — „Q"6 voit-on. 
cepeudaiit p;inni noua ? Un noble y condamne «on sujot h \n inort, quclqiie- 
fois sans cuuau legitime, plus souveut saus proccdure et suua loruialit 
(LesBCzynski a. a. O. III. Bd. 8. III). 
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Nur wenn ein Mann nichtadeligen Standes einen Bauer 
tötet, wird gegen den Übeltäter mit Kapitalstrafe TOigegangen. 
Tötet aber ein Edelmann einen fremden Bauer, so muB er eine 
Buße von hundert Mark erlegen, die zur Httlfte dem Herrn des 
G-etöteten, zur Hälfte seinen Hinterbliebenen zufUlt^). Darüber, 
was zu geschehen habe, wenn der Herr selbst einen sdner 
Untertanen ermordet, geben die Gesetze keuie Auskunfit. Gerade 
dieses Schweigen lehrt aber, daß der Mörder in einem solchen 
Falle straflos ausgeht. Im Jahre 1768 wird die hohe Gerichts- 
barkeit dem Adel entzogen und an die Grodgerichte übertragen. 
Auch wird festgesetzt, daß die Ermordung eines Bauern fortan 
nicht mehr durch ein Wehrgeld abgelöst werden könne, sondern 
daß Kapitalstrafe eintreten solle. Doch wird die wohltätige 
Wirkung dimes Gesetzes durch den Zusatz aufgehoben^ daß 
der Edelmann nur dann hingerichtet werden solle, wenn er auf 
frischer Tat ertappt und Ton sechs Zeugen^ von denen min« 
destens zwei von Adel sein müssen, überföhrt worden ist. So 
ist das ins vitae et necis nur dem Scheine nach aufgehoben; in 
der Tat aber besteht es fort^). 

Ein natürliches Er^^'ebnis der Scholienpflicht sind die Zwangs- 
gosindcdionste, die nicht infolge eines Kechtssatzes, sondern 
lediglieh gewohnbeitsmäßic:^ bestehen. Doch kommt den Zwangs- 
^^esindediensten in Polen nicht entfernt jene Px'dontung zu, die 
sie in IVeußen, Sachsen und Böhmen hatten. In den westlichen 
Teilen Gahzieus war die Gesindehaltung nicht groß, dem Osten 
war sie fast ganz fremd 

Wir seilen also: Der polnische Privatbauer des 18. Jahr- 
hunderts ist leibeigen. Er steht in der absoluten Gewalt des 
<jut8hen'ii. Seine rechtliche Stellung ist weitaus schlechter als 
die des preußischen oder böhmischen Bauers, obschon günstiger 
als die des russischen. 

Die Zeitgenossen sprechen auch von dem Bauer als einem 



1) Vrgl. Zalaszowski a. a. 0. L. IV. P. II. T. V. A. III. 

2) Vol. leg. A. 17(38. — Vrgl. Ostrowski a. a. 0. I. lid. 
S. 48 f. Skrzetuski a. h. O. I. Bd. S. (>1. — Korzon a. a. O. 
I. lid. S. 376. — Krasiiiski a. a. 0. II. Bd. S. 84. 

^) Hofkanzleivortrag vom 5, Febiaar 1783* Yeigl. besonders 
Guradse in der Zeitschrift der biet. Gesellschaft fflr Posen. XIIL Bd. 
S. 287 ff, 294. — (Kratter) BriMV über den itzigcn Zustand von 
r.alizlen. Leipaig 1786. I. Bd. S. li>7. 0 chfop ach. Lipsk 1847. 
S. 84. 
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Unfreien (niewolnik) und alle polnischen Jumten setzen die in 
Polen bestehende Untertänigkeit der römischen Sklaverei gleich 

§ 4. Die lAndliehe ywfnmng Galiziens Im 18. Jalirbundeft, 

(Fortsetzung.) 

n. Die Grundobrigkeit. 

Über den Untertanen steht herrschend die Grrondobrigkeit. 
^Sie vereinigt in sich Herrschaftsverhältnuse und Berechtigungen 
privat- und öffentUch-rechtlichen Oharaktera.^ Sie ist ein kleiner 
Staat im Staate. 

Nach dem Stande der Besitzer zerfallen die G^Uter in yier 
Kategorien:. In die königlichen^ geistlichen, adeligen und die 
von priyüegierten Stttdten oder yon Bürgern solcher Städte 
besessenen Guter. 

Die königlichen Gttter zerfallen wieder in zwei Klassen: 
In die ökonomieg^ter und die Staatsgüter. Die Ökonomiegüter 
(bona mensae regiae) sind zur Bedeckung des Aufwandes des 
königlichen Haushaltes bestimmt. Sie werden von Administra- 
toren bewirtschaftet. Die Staatsgüter dagegen werden als panis 
bene merentium an Terdiente Edelleute zu lebenslänglichem 
Besitz yerliehen. Der König ist verpBichtet; diejenigen Güter, 
die durch den Tod der zeitlichen Besitzer an die Krone heim- 
fallen, wieder auszutun. Die Besitzer dieser Starosteien, Ad- 



^) „ut bseviter dicatur, quae antiqnis Bomanis in setrvoa fuit, 
haec nunc sobiKbu« Polonls in plebeios snbditOB absoluta est, qnod ad 

ins attiuet, potestas.^ (Dresner a. a. 0. L. I. T. XXI). Ebendort er- 
klärt D. die SklaveoBchutzbestioimungen des römischen Kechtcs für 
Polen anwrndbar. — ^Stan poddanstwa ma^o oo v'^'/vA sie od nicwoli." 
(S k 1- i; e t II 9 k i ;u a. <). Tf. Bd. S. ITjO). — Wielüpolski (Briefe! eines 
poluiacheu Edelmanuea an üiuuu deutschen Publizisten, Hamburg 1816 
8. 56) bestreitet das Obengesagte und erklftrt den Zustand der polniachen 
Bauem fflr eine ^staatsgesetalieh nicht genug bestimmte Unterthanaebaflt 
gegenüber einer absoluten Regierung der Oiondhexren, die im schlimmsten 
Falle manchmal ??ucb hart sein konnte, keineswegs aber den Charakter 
des Leibeigen thums der Sklaverei hatte." Den Zustand der pohiischeu 
Bauern sehen tür Leiboigensehaft an: Bränneck in der „Zeitschrift 
der Savigny Stiftung fttf Beehtsgeaehiehte*'. Germ. Abt. X. Bd. S. 24 — 62. 
Garadze a. a. O. Korion a. a. O. I. Bd. S. S46. Dagegen 
Bochen ski a. a. O. Krasinski a. a. O. und Ulanowski im 
^Bocznik akademii umiejetnosci w Krakowie". 1893/4. S. 120 — 178. 
— Vgl. Grünberg, Art. Unfreiheit im „Handwörterbuch der Staats- 
visseuschafton". VII. Bd. S. 317 Ü\ 
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▼okatieti, Tenuten und Skultetien führen den vierten Teil des 
Erträgnisses, die sogenannte Qnarta, an den Staatssehatz ab^). 
Zn den bestbewirtsehafteten Gütern gehören die KirchengQter* 
Auch gegenüber den Untertanen ist die Hemehaft des Kleraa 
müder als die der Edelleute. Die weitaus grüßte Zahl von 
Gutem befindet sich in Händen des Adels. Doch sind die 
Bürger auch nicht völlig der GrundbesitEfähigkeit beraubt. Die 
Bürger von Lemberg und Krakau haben das Becht, Herr- 
schaliken zu erwerben und zu besitzen. Auch besitzen einzelne 
Stitdte als solche Herrschaften und Untertanen'). 

Die Größe der Güter ist sehr verschieden. Es gibt Güter, 
die 30 und mehr Dörfer um&Bsen, und solche^ zu denen nur 
Teile eines Dorfes gehören. Mancher Edelmann herrscht Ober 
Tausende von Untertanen, während ein anderer wieder nur eine 
Bauemfamilie sein eigen nennt. Im Durchschnitte besteht ein 
Gut aus zwei bis drei Dörfern'). 

Das Gut wird als einheitlicher Wirtschaftsorgamsmus 
Schlüssel (klucz) genannt. Als verwaltungsrechtlicher Körper 
heißt es paust wo (Herrschaft, aber auch Staat, Reich). An 
seiner Spitze steht der G utsh0rr(here8 = Erbherr oder pan = Herr). 
Kr residiert im Hufo (^dwür). Er ist auf dem (iute Gesetzgeber 
und Richter, oberster Herr der ITiitertanen, Triiger der politi- 
schen, adimnisrranvou und cx(;cutivon Gewalt*!. Alle Macht 
und alles Recht auf dem Gute ^eht von dini aus. >;ur aus 
Gnade läüt er der Dorfgemeiude gewisse Rechte. Er emcaut 
die Genieindebeamten und hebt nach Beliel)en die Urteile des 
Dorfgerichtes auf, ändert oder bestätigt sie ' ;. lun(u'halb des Guts- 
bezirkes ist er ein kleiner König*). Er erläßt als Gesetzgeber Vor- 
schriften, die Bestiiuuiungen des geltenden allgemeinen Rechtes 
abändern oder aufheben. 



Vergl. Skrzctuski a. a. 0. I. Bd. S. 23Ü fi. Krasidski 
a. a. 0. I. Bd. 8. 30 f. 

*) Vergl. Skrietuski i. a. O. I. Bd. 8. 200. II. 8. 96 — 98. 

— Krasiüski a. a. O. I. Bd. S. 151. Berieht der Domäneu- 
admiuiatration vom 5. I^rnchmonat ITHf). 

Die Zahl der Dominieu betrug gegen 2500, die der Dörfer 
gegen <>5iH>. 

^) Vergl. UUnowBki a. a. O. 8. 132. 

») ebeiidort.S. 134. — Lubomirski in B.W. 1863. IL Bd. 8. 38. 

^Quisquo o nobia Polonis sui vulgi et bonoriimf parvas qaodaiu- 
luoilo ot absolatus Mouarcha cst'^ (F r e d r o, Scriptorum aev togae et bell 
notationum fragntenta. Dantisci 1660. 8. 294), 
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Viele Magnaten anterhalten auf ihren Gütern Haustrappcn, 
deren Zahl im Vergleiche zu den köDiglichen ganz bedeutend iBt. 

Die Einhebung und Repartierung der StaatBsteuern (des 
podymne» Rauchfangsteuer) obliegt der Grundobrigkeit. Nicht 
selten ist diese gezwungen, jpür den nicht leistungsfähigen 
Bauer die Steuer su bezahlen^). Zur Bestreitung der Kosten 
der öffentlichen Agenden^ die sie besorgen; heben manche Grund- 
besitzer selbst Steuern ein'). 

Die allgemein Torherrschende Form der Landwirtschaft ist 
im Polen des 18. Jahrhunderts die Gntsherrschaft*). Die Haupt- 
einnahmsquelle des Gutsherrn ist der eigene landwirtschaftliche 
Großbetrieb. Er produciert für den Markt und besofgt auch 
selbst den Vertrieb der Erzengnisse seiner Wirtschaft. Er schickt 
auf eigene Rechnung Getreide und Vieh nach Danzig und den 
anderen Ostseehäfen und da der Adel ffer alle Waren, die er 
ein- oder ausführt, Zollfreiheit genießt, so wird es ihm leicht, 
die Konkurrenz nichtadeliger Kaufieute zu schlagen*). 

Trotzdem die wirtschaftliche Politik des Gutsherrn dahin 
^j^erichtöt ist, seinem Kigenbetriebe die größtmögliche Ausdehnung 
zu geben, tritt das llestrebeu. das HofTcld auf Kosten des 
Bauernlandes zu erweitern, erst spat und nur in geringem .Vus- 
maße hervor. Denn noch steht ihm reichlich unbebautes Land 
zur VertViguug, und seine Romiihiini^eu niiisaen vor allem 
darauf abzielen, die kostbare und seltene Arbeitskraft des Bauern 
beim Gute zu erhalten^). 

^) Vergl. Skrzetuski a. a. O. I. B<1. S. 870 tt". II. S. 1!H). 
So die lleidtickongelder. Siehe 1 5G ex Soptnnliri 1 7*^*5. (l'utcr 
dieser IJczcicluiunp; wollen wir die auf Orund des Hofdckret<'S vom 
22. Januar 1785 erstattcteu Gutachton don ^ulizischea Gubemiums und 
der gftlizischeti Stände fibor die ^hierlandes fibliehcn Untertansverkilrziin- 
gen^ sitieren.) — Als Beitrag mim Unterbalte ihrer Haustrappen hoben 
die Badziwill's auf ihren Herrsehaften ZfocSOW und Pomorzan (ß Städt- 
chen Mtid 12 Dörfer^ jährlich einen Betrag von 7872 Guhleu polnisch 
unter dein Nninen R a y t a r s z o 7. y 7. n n \ R.i ytar Reiter) und P a cli o 1 8 z- 
czy^na (pucholstwo — J>ieuergefolgej ein. (Jiericlu des Leniberger Kreis- 
amtes ▼om 15. September 1775.) 

') Über die Begriffe (rrandherrsehaft und Ghitoberrachaft ve^^l. 
besonders K n a j) p, Di«' I.nndarbeiter in Knechtschaft: und Fx-ciheit, 
Leipzig' iHiH, mid Grundherrschaft und Rittergut, Leipzig 18Ü7 ; dann 
Grünberg, Hauernhefreiiing. 1. Bd. S. tf. 

*) Vergl. Korzon a. a. 0. II. Bd. S. tt. 

^) Erst unter österreichischer Herrschaft begannen die Dominien 
Bauernland einzuziehen; die Behörden traten dem aber bald entgegen. 
(HofkanzleiTortrag vom 20. Juni 1785.) 

Wiener xtiiatewiM. Stadien. IV. Bd., ». Heft. 18 
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Neben den Einnahmen aas dem oi^enen Großbetriebe 
spielen die Abgaben und Zinsungeii der Untertanen, so bedeu- 
tend sie auch an und ftlr sich sind, und so schwer es auch den 
Bauern fallen mag, sie pünktlich zu entrichten, in dem Haus- 
hidte des Grutsherm nur eine untergeordnete Rolle. Doch kommt 
daneben der Fropination eine immer steigende Bedeutung zu. 

Das Propinationairecht (ins propinationis s. propiuandij ist 
das ausschließliche Recht, gewisse G-etrttnke im Gebiete eines 
gewissen Ortes zu erzeugen und auszuschetiken. Gegenstand 
des Propinationsrechtes sind Branntwein, Bier, ^let, Himbeer- 
wein und Kirschwmi. Auf Wein erstreckt sich das Propina- 
tionsrecht nicht. Denn der Wein ist, da er im Lande nicht 
gebaut wird, ein Luxnsgetränk, das sich der Adel nicht ver- 
teuern will. In der Ke^ol steht die Piopination dein (luts- 
herrn zu, und das Gebiet seiner Geltung deckt sich mit dem 
Outsgebiete. Fast jeder Kdeliiiaiiu hat auf seinem Gute eine 
Branntweinbrennerei errichtet, um von dem Propinationsreelite 
Vorteil zu ziehen. Ihre große wirtscliat'tlielie Bedeutung hat 
die Propination erst durcii die Verpaelitung der Schenken an 
die Juden erlangt. Seit der Mitto des IG. Jakrhmulerts haben 
nämlich die Juden den Konig.sscluitz aufgegeben, sind von den 
Städten in die Marktflecken und auf das flache Land binaus- 
gezogeu und haben sich ganz unter den Schutz des Adels gestellt. 
Sie haben überall die Pachtungen ^arenda) der Scheniceu Über- 
nommen und die Einkünfte aus der Projnnation aut" eine früher 
ungoalinte Hölie gebraeht. Bei der Abscliat/.nng des Wertes von 
Landgütern wird uäclisr dpu Diensten der Untertanen vor allem 
das Kinkomraen an- der Propination in Betracht gezogen. Auf 
hundert verschiedene Weisen wird der Bauer tlazu gebracht, 
mehr Branntwein zu konsumieren als sein Wunsch ist. Bei Fami- 
lienfestlichkeiten, bei Kirchweilien, an Sonn- und Feiertagen wird 
er gezwungen, eine gewisse, von der Obrigkeit vorgeschrie- 
bene Monge Branntwein abzunehmen. Strenge ist es ihm verboten, 
außerhalb des Gutsbezirkes Branntw ein />u konsuiuienm : nlles, was 
er trinkt, muß er von der ( )brigkeit beziehen. In jeder Ortschaft 
wendet der Arendator eine andere Art der Aufdringung des 
giftigen Getränkes an. So ist iin Laufe der Jahrhunderte dem. 
galisisclien Landvolke die Trunksucht auerzogen worden^). 

^) Veigl. Kleezyiiski, StosunU propinacyjne w Galicyi (Wiar 
domosci fltatjstycsne. II. Bd. S. 4 7 193. Lwöw 1876) bes. S. — ^68. 
— Ulanowski a, a. O. S. 143. Kratter a. a. 0. S. IBO. 
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Innerbalb des Ghttsbezirkes darf nxtr der Gutsberr Mttblen 
erricbten, und die Untertanen sind gehalten, ibr Getreide aus- 
scbließlicb auf den obrigl^eiilicben Mtlblen mablen zu lassen. 
Selbst der Gebraucb von HandmUblen ist ibnen nur gegen einen 
an die Obrigkeit zu entrichtenden Sns gMtattet^). 

£inst batte der Schulze von den auf dem Hauptplatze 
des Dorfes ansttssigen Handwerkern und Erttmem Abgaben 
eingehoben. Dieses Kecht übt jetzt der Gutshwr als Rechts- 
nachfolger des Schulzen. Er hält sich auch fttr berechtigt, allen 
Handel innerhalb des Dorfes für sein Monopol zu erklären, und 
nur gegen l^^triehtung eines Zinses freizugeben. Er erhebt 
daher von jeder Ware, die der Bauer in die Stadt zum Verkaufe 
fi^hrt, eine Abgabe, das sogenannte Targ owo (targ — der Markt). 
Er geht aber noch weiter, und zwingt die Untertanen, ihm Waren, 
die er lücht brauchen oder anbringen kann, zu einem willkürlich 
bestimmten Preise abzunehmen. Es liegt also eine „Aufdringuug 
obrigkeitlicher Feilschaften" vor, wie andererseits die „Ab- 
druckung untcrthäniger Feilschaf'ten" stattfindet, d. h. der Hauer 
gezwungen ist, gewisse Erzeugnibbe nur au die Herrschaft zu 
verkaufen*). 

Die Ab^abBii der Bauern siud iiheraus niaiiiugfaltig, 
wenn auch nicht besonders hoch. In GeM oder iu Naturalien 
«iitrichten sie GiuaJ-, Holz- und Weidezinse. Sie prästieren 
ferner den (xefliigölzijis für äie Erlaubnis, ihr V'ieli auf die 
obrigkeitliche Weide treiben zu dürfen. Als < «eriügelzins werden 
Gänse, Kapaune, Hühner, seltener auch Schwäne geliefert. Die 
Inoleute zahlen für das Kecht lies Holzklaubens eine besondere 
Geldabgabü, das Komorue. Auch (be uuteitäuigeu Handwerker 
Zinsen der Obrigkeit. Die Untertanen sind auch verpflichtet, 
eine gewisse ^Icnge Himbeeren, Nüsse, Schwamuio und Koclie- 
nille'^) zu sammeln und abzuHefern. Ferner haben sie der 
Herrschaft Eier, Honig und Hopfen unentgeltlich darzubringen. 
Getreidrzehent ist selten an die Obrigkeit, öfter an den Pfarrer 



^^ Oui>i'ini;iIbcricht vom 20. August 1 7Stl. — Ein incrkwünliges 
Regal der Obrigkeit war (if»f ausschließliche liecht, Leinwand zu bleiulieii. 
Die Untertanen mußtcu von Jedem Stück Leinwand, das sie bleichten, 
eine Abgabe entrichten. 

*) GttbemUlbericht Tom 15. November 1774, ferner die Aeton: 
15ß ex Septembri 1785. 

^) Czerwiec = Johtinniablat, polnische Schildlaos; einst eiubedeuten* 
der Handelsartikel. 

18* 
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zu entrichten. Dagegen hat jene Ansprach auf Obst-, Tabak-, 
Bienen- und Vieh- (besonders Schaf)zehent. Immer kehrt dio 
SUage der Untertanen wieder, daß der Qntsherr stets das Beste, 
das beste Stück, den besten Stock ftlr sich aussuche. — Von 
allen Abgaben der Untertanen, die unter den verschiedensten 
Utehi erhoben werden, hat jedoch nur der Getreidezins (auch 
Haferzins) eine grüAere wirtschaftliche Bedeutung^). 

Neben den Abgaben an die Obrigkeit müssen die Unter- 
tanen auch an die obrigkeitlichen Beamten Taxen und Sporteln 
entrichten. So das Wag<^eld fUr das Abwiegen der untertänijL^eu 
Zinsungen, sowie das Quittowe und Qroszowe filr das Ausstellen 
von Quittungen über geleistete Dienste. 

Zur Verwaltung des Gutes unterhält der Gutsherr ein 
Wirtachaftsamt (iirzad), an dessen Spitze der Amtmann (faktor, 
rz5]dca, starosta) steht. Die Vorwerke leitet ein Unter Verwalter 
(podstarosta). Doch wird nur der kleinere Teil der Guter von 
Beamten verwaltet. Der ^Hißere Teil ist verpaclitct. Während 
der Gutsherr in Waracliau lebt und sich uussclilieilMich mit 
Politik b(.i8chat"tit;t, troibt der Pachter, der entweder ein Kdel- 
luaiiu oder ein Jude ist, auf dorn (lutf Kaiibl)au, sowohl mit 
den Kräften des Bodens und dem Holüibestande, als auch mit 
den Kräften der Kroubaueru. Auch auf jenen (jiitRrn, die in 
eigener Verwaltunj^ des Gutsherrn stehen, sind Propination und 
Muhle an Juden verpachtet-). 

§ ö. Die ländliche Verfassung Galiziens im 18. Jahrhundert. 

(Fortsetzung.) 

ITT. Die üntertanenklas^en und ihre Besitsrechte. 

Die bäuerliche Bevölkerung des flachen Landes zerfiftllt in 
Uutertantui und in freie Bauern. Freibauern i^nbt es nur mehr 
wenige. Die Schidzengüter sind auf den a(b liii,en Besitzungen 
gänzlich verschwunden, auf den königHchen Gutern, aber sind 
sie als Tenuten im Besitze von Kdellc uten^). 

^) Very^l OHtrowski a. a. O. I. lid. S. .'»2 f.: feiner Hof- 
krmzleivortrajr vom <>, September 17S2 uml 1 NovoihIxt 17H;{; 
CTubernialmtssifzuuf^ vom 15. Dezemlior 17<s2; Prot, d. Ihit'kanzlei- 
sitzuDg vom 25». Januar 1782 sowie die Acten: 1004 ex Majo 1774; 
Fass. 7050(HofkainmQr) ; 156 es Septeinbri 1785 (Arcb. d. Min. d. Innern). 

*) Yergl. Ulanowski a. a. 0. S. 132. — Prot d. Hofkanzlei. 
Sitzung vom 7. Janasz 17^ "1. 

^) Die Darlegting der komplizierten rechtlicheu und politischen 
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Viele Schubengüter und adelige Güter sind im Laute der 
Zeiten durch fortgesetzte Teilungen unter dra Nachkommen der 
früheren Besitzer in kleine Stellen zersplittert worden. Sie bilden 
jetzt die ROfccnannten adeligen Dörfer (wsi szlacliecki). Hier 
bebaut der Edelmann mit eigener Hand den Boden; er genießt 
keinerlei Dominikalrecbte und bezieht keine obrigkeitlichen 
Einkünfte. Neben diesen adeligen Landleuten, die Erbeigentümer 
ihrer Gründe sind, gibt es noch eine zweite Klasse Yon adeHgen 
Bauern, die keine eigenen Gründe besitzen, sondern obrigkeit- 
liche Gründe bebauen, die ihnen censititie, d. L gegen Zahlung 
von Grundzins *ingerjiumt wurden. Viele von diesen Zinsedel- 
lenten (szlachta czynszowa) sind auch robotpfliehtig. Die 
„kleinen Edellente" sind in Galizien überaus zahlreich. Wenn 
auch rechtlich dem übrigen Adel vollkommen gleichgestellt, 
sind sie sozial von ihm durch eine tiefe Kluft getrennt^). 

In den westlichen, an Schlesien grenzenden Beziiken sind 
die Bauern einiger neu gestifteter Dörfer Nutzungseigentümer 
ihrer Gründe. Hingegen sind die weitaus Überwiegende Mehr- 
zahl aller Untertanen der westlichen Hälfte des Landes und alle 
Untertanen der östlichen nur „Wirte bis weiter^. Sie haben 
keinerlei Becht an dem Boden, den sie bearbeiten. Sie sind, um 
mit dem amtlichen Sprachgebraache des 18. Jahrhunderts zu 
reden, uneingekaufte Dominikalisten. Der Grundobrigkeit steht 
das uneingeschränkte Verfügungsrecht über die Grandstücke 
der Untertanen zu. Sie darf sie ihnen nach Belieben entziehoi 
oder gegen andere vertauschen. Auch das Bauernhaus und das 
gesamte Wirtschaftsinventar, das Vieh und die Ackergeräte, ja 
auch die Einrichtung der Wohnräume sind Eigentum der Herr- 
schaft, und nichts hindert diese, den Bauer tfiglich und stündlich 
aus seinem Besitztume zu verjagen. Das geschieht freilich 
nur in den seltensten Fällen, denn es widerspricht dem Interesse 
des Gutsherrn, dessen Streben Yor allem dahin gerichtet sein 
muß, seinem Gute die Arbeitskräfte zu erhalten. Es kommt 
wohl vor, daß der Gutsherr dem Untertan gute Gründe entzieht 
und dafftr schlechtere gibt, daß er ihm in Zeiten der Not das 
Vieh wegnimmt, daß er — etwa aus perscinlichem Hasse — 
einen Bauer abstiftet. Die Hegel bildet das aber durchaus nicht. 

Vcrlifiltnisse der verschiedenen Kntegorieii von Freibnuern BlÜt nicht in 

den Kähmen dieser Arlioit. 

^) Guberiii:ill)('riehte vom IT). November 1774 und Juli 1779, 
Protokoll der Rektitikiitiouäkommission voai 15. September 1778. 
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Typischerweise werden violniohr nur schleclito Wirte, oder solche, 
die sich ein Verbrechen haben zii8ciiul<loii konmien lassen, 
abgestiftet. Die Mehrzahl der Untertanen dagegen bleibt im 
lebenslänglichen (lenusse ihrer (iriinde. Sterben sie, so teilen 
die Kinder (Söhne) die Acker des Vaters, oder setzen — waa 
in den. öetlichen Teilen «les Landes nicht seiton vorkommt, — 
die Hans- und Wirtschaftsgemeinschaft fort. Die Oriindobrigkeit 
ihrerseits begünstigt Übrigens die Teilung^ bietet sie ihr doch 
eine erwünschte (ielegenheit, die Fronen zu erhiihen^). 

Kbenso unbestritten wie an den untertänigen (irilnden ist 
das Eigentum des Gutsherrn an Wald um! Weide. Doch stehen 
auch an rliosen den Untertanen weitgehende Nutzun^j:^*r<'ehte äu, 
die juristise]i prekär sind wie das Recht am Ackerland, dennoch 
aber von der Obrigkeit nicht eingeschränkt werden. Ist doch 
der W ert u ' ■ s Waldes gering, da Hol/ noch nicht ausgeführt 
wird, im Lande aber reichlich vorhanden ist. 

Der Wirtschaftsbetrieb des Untertanen steht unter bestän- 
diger Aufsicht der Obrigkeit. Wird sein Hans durch Feuer oder 
Wasser 8erstr»rt, so baut es die Herrschaft mieder auf; fällt sein 
Vieh, so schafft die Obrigkeit Ersatz^). 

Verschieden von den geschilderten Verhältnissen ist die 
(Tnindeigentumsordnung in den südristlichen Bezirken, in Pokutien. 
Hier besteht noch in zahlreichen (Jremeinden der Kreise Kolomea, 
Czortkow und Stanislau Feldgemeinschaft. Im festen Besitze 
der Hauswirte stehen nur die Hansgürten. Die Feldfiur ist 
gemeinsehaftliohes Nutzungseigentum der Untertanen, wodurch 
jedoch das Eigentumsrecht des Gutsherrn nicht berührt wird. 
Die Benützung der Qrttnde geschieht nicht gemeinschaftlich. 
Vielmehr werden die Acker durch das Los oder durch den 
G-emeindeyorBtand) selten unter Mitwirkung des Dominiums an 
die Gemeindemitglieder verteilt. Die Anteile sind verschieden je 

„nie maja wlasnosci, bo nif Ix'da^; parunni osoli wliisnycb, 
jak/e luogH pauaini byr majHtku V" (Sktzetunki a. a. O. U.S. 1501. — 
Vergl. ebendort II. Hd. S. 187. — Ostrowski a. a. O. 1. Bd. 
S. 47. — Konstytucja a. a« O. 8. 24. — Guvadze a. a. 0. 
8. 276 f. 297. UUnowskl a. a. 0. S. 160, 171. — Piliit in 
den Beilagen Nr. 70 zu den Protokollen dor 10. Ses.sion de« Abgeordneten- 
hfinsf»s S. n+f). Gnhernialbericlit vom 27. Dt*z<>mber 1781; fernen' die 
Acten: L» ex Januario 177.-]. II. A. «5 nnd V. B. 1. 599 (Aich. d. Min. 
d. Innern); liericht des Krci»amtes Zanio>c vom Oktober 1784. 

*) Vergl. Skrzetuski a. a. 0. 11. IW. 8. 195 und die oben 
eitierten Akten. 
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nach der Untertansklasse, zu der ein (jlremoinHeinitglied f^chfirt. 
Die Acker worden durch nielircro Jahre, unter df^m Pfluge 
gehalten, dann aber wieder auf cbcnsoviehi .lahro zur gcuiein- 
schaftlichen Viehweide liegen gelassen, dagegen aber die bis 
dahin bewoideten Brachfelder unter die (xemeindeglieder zur 
Aufackerung verteilt, wobei ein jeder Grandbesitzer „das vorige 
Flächenniaß au Gründen, aber nicht die nämlichen Gründe 
erhält« 1). 

Die Entstehung und die (leschichte der Feldgemeinschaft 
in Pokutien liegen im Dunkeln. Jedenfalls ist sie mit jenen 
Formen des Gemeineigentums verwandt, die wir um dieselbe 
Zeit in Kleinriißland in der Moldau, in der Bukowina') und 
in ün^^arn treffen'). 

In den Inventaren sind die Untertanen nach der Größe 
ihres Besitzes in Klassen eingeteilt. Doch sind die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Klassen durch die Sitte der Natural- 
teilung bei Erbffdlen verwischt. Die Inventare teilen nun die 
Untertanen auf dem flachen Lande — die Bewohner der unter- 
tänigen Städte interessieren uns hier nicht — in Bauern, Gärtner, 
Häusler und Innleute ein. 

Die Bauern (wfosciani, chfopi) sind (janzbauem (kmieci, 
rolnicy), Halbbauem (po(rolnicy) oder Viertelbauem (cwiercio- 
rolnicy). Sie besitzen einen Hausplatz im Dorfe und Ackerstücke, 
die auf der Flur im Gemenge mit denen der Herrschaft liegen. 
Die Gärtner (zagrodnicy) besitzen nur Hütte und Hausgarten 

^) Vcrgl. Popper in der „Zeitschrift für nstcrroichische Kecbts- 
gelehrsHmkrit nml politische Gesctzkirndf" 1<S-J(;. 4. Heft. S. 209. - 
Drdacki, Die Frouprtteute Kalizieu«, VVieu 18.38. S. 79 f. — Die 
Grundcntlastung iu Österreich. Wien 1857. S. 11. „Im Podo- 
lien bestehen die sogenaunten Tloken; es benätzen dort die Unterthn- 
&en mehrenteils die Grflnde gemeinschaftlichf und aufier denen Haiisgärten 
und wenigen Wies<>n, die das EUgentbnm einzelner Wirte ausmiiehcn, 
b«?Ktehen iln-c (rrünrlf' Jiu«? mehreren Hauptabthfilnnppn, welche ab- 
wechi^elnd nach der verschieden i'iiit:eführtcn Gewoljnheit durch uu-hrere 
Jahre hintereinander angebaut, und wieder durch so vi<de Jahre brach 
gelassen werden ; die .lübrliche Vertheilang dieser Grunde geschieht auch 
nieht unter alle Haaswirte gleich^ sondern Daehdem sich ein jed«r zu 
zwei- oder viergpäaniger oder Fußrobot bekennt.*^ (Guhernialprotokoll vom 
7. Mai 1791); ferner Hofkanzleivortrag vom 3. Oktober 182H. — 
Die amtliche österr. Bezeichnung für die Feldgemeinschaft war «wandel- 
barer Grundbesitz". 

Vergl. Lutschitzkyiu Schmoller's Jahrbuch. XX. S. 165—1 9G. 

<) VergU Grünberg, Studien 8. 51 fT, 
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(zagrocia), die Häusler (chalupnicy) nur oiiio Hütte (chalupa). 
Die Iiinleute (komoznicy) besitzen weder Htute noch Grund 
und wolinen bei angesessenen Untertanen xu Miete 

Die (irüße des Grundbesitzes eines Ganzbauern ist in den 
einzelnen Teilen des Landes versohieden; im Westen ist er am 
kleinsten und wird in dem Maße größer, als man nach Osten 
schreitet 

§ 6. Die ländliche Verfassung: Galiziens im 18. Jahrhundert. 

(Fortsetzung.) 

TV. Die Frondienste. 

Die IJnti-rtauen siud verpflichtet, der Obri^^keit unent- 
^Cfdtlich Dienste zu leisten, die nach der Uroüe ihres Besitzes 
abgestuft sind. 

Dil» ScLuldigkeitt n der Untertanen sind aut den kr»ni«<licheu 
(iiitöni in aiutlicbon Urkuiidou, dcu soi^'enaimttiu Ln st ra t i o ne n 
vcrzeichin't. Alle fünf Jahre sull eiu«- Lustratiou stattfinden. 
Mitunter verstreicht abt-.r rin Zeitraum von hundert .lahren, bis 
es tatsächlich dazu kununt. Die letzte Lustration wurde im 
Jahre 1705 vor^enonnnen*j. 

Auf den Privatf^Utern sind die Untertausschuldigktiiten in 
den Inventaren l inwentarze) verzeir Imet. Dii' Inventare entstehen 
durch den blnl.u n Wilh ii <les (^ui.slierm, der sie nach Willkür 
unistol.M-n oder andern kann. Das ^escliieht auch überaus häTiü.u:. 
b«*«uuderö bei Verkäufen und Verpachtuui^en, um ein<'n höheren 
Kaufpreis^ beziehungsweise FachtschdÜng zu erzielen*). 

^) Vevgl. Drdiu-ki a. a. O. S. lüs. Iv 1 ii n k c r, Div ffcsetzliche 
Untertausverfjisöung in Gaiizicn. Lemberg Ib45y4b. II. JJd. ö. 15. 

^) Acten: 1004 ex Majo 1774. Faszikel 7050 (Hofksmtne^ 
archiy); KanBleivortrug vom 8. November 1783. Vergl. aueh Meru- 
nowicz in den oben citierten Bella gcu. Nr. 70. S. fiöS. 

«) Vergl. Skrzf tuski a. O. II. IUI. S. 197. Ostrowski 
a. a. 0. I. Hd. S. .'):>. Klunker a. a. O. II. Hd. S. 105 tl". 

,,I)ic Invciitart' (Htst;mdeu durch deu bloüen Willon d< s Ihiru; 
der Wille des Erhht rru und diu Unterfertigun^? war die einzige Feier- 
lichkeit, die zur Errichtung eines Inrontars nbthig war, und nur dann 
erst, wenn das Gut verkauft, verpachtet oder verpfSKndet wurde, oder 
sonst eine gerichtliche Ühergahe Platz gritt', wurde das Inventar von 
Zeugen unterschrieheu und hei irgendeinem I.niidgtjrichtc zur lüiisehrei- 
bung übergeben." (liericht des Krei.samteH Hot hnia, Juli 17b3)i ferner 
Acten: 15G ex Septeuihri 1785 (Arch. d. Min. d. luneru). 
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Man muß zwisclien den wöchentliehen Frondiensten and 
den Hilfs- oder Nebondiensten imterscheiden. 

Die Bobot (panszczysna = Herrendienst) ist entweder Zug- 
robot (robota ciagla) oder Hand-, resp. Fußrobot (robota reczna). 
£in Tag Zugrobot wird allgemein zvrei Tagen Handrobot glcicb- 
gesetzt. Die Zugrobot ist in manchen Gegenden mit Pferden, 
in anderen wieder mit Ochsen zu leisten. In der Eegel sind 
zwei Tiere anzuspannen. Nur die größeren Bauern haben vier- 
spännig zur Arbeit zu erscheinen. Einspftnnige und dreispännige 
Robot sijul Sölten. 

Dus ]\Iaß der Frondionste ist iu den versckiedcnen Teilen 
des Lamies nicht gleicli. Selbst zwischen benachbarten ^iütern 
bestehen jsrroße Unterschiede. Innerhalb eines Dorfes ist da» 
Ausmaß der Robot direkt proportional der < Jr«.ßc des bäuer- 
lichen liesitzeb. Dies gilt jedoch nicht tür das ganze Land. Viel- 
mehr ist festzustellen, daß im Osten, wo die Dufation der Unter- 
tanen am gr<')ßt<*n ist, die Roboten am niedrigsten sind, und in 
dem Maße zunehmen, als man von Ost nach West vorschreitet. 
Tm Oebirge sind die Frondi(5nste geringer als in der Kbene, dagegen 
die Abgaben höher. Auf don königlichen und auf d* n Kirchen- 
gutem sind zwar die Roboten weniger hoch als auf den Privat- 
gütern, <lafür aber die Staatslasten drückender. Der Ganzbauer 
front im Wösten des Landes durc-h vier oder fünf "^I^age wöchent- 
lich, in den mittleren und östlicbeu Teilou duicli drei Tage, im 
(Jebirge durch zwei Tage — natürlich mit einem r^espann. Dio 
tibri^cn Untertanenklasspii bristen entsprechend geringere Dienste. 
Auf den meisten Dominion muß der Untertan gemessene 
Arbeit verrichten; d. h. er muß an einem Arbeitstage eine 
bestimmte Arbeitsnu nge bewältigr*n, ein gewisses Werk voll- 
bringen. Hat er die Arbeit an einem Tage nicht volh-neb^t, so 
muß er, über das Maß seiner zeitlich begrenzten liobots- 
schuldigkeit hinaus, naeliarbeiten ' j. 

Die Fronpflicbt muß nicht von dem Untertan persönlich 
erfilUt werden. Er kann auch ein Familienmitglied oder einen 

^) VavgK Ostrowski a. a. 0. I. J)d. 8. 51. Skratetuski 

Ji. j». 0. IT. Hd. S. 191 f. — BetrachtungRii über die Verfjissun«; von 
Galizipn etc. bei Grell mann, Stntistiscbe Aufklärungen I. IUI. S. 177. 
WyhranowHki im .,Dzi(']iink Polski*" vom 8. AutjriiBt 189(5. • 
Acten: 1004 ex Majo 1774. Fasz. 7050 (HofkammerMrcliiv); Protok. 
d. Gubemiitlratssitssangen vom 7. Juli 1781 und ▼om 15. Desember 1782. 
Katikloivortr^ig vom 6. September 1782. Hericht des Gubemialrates von 
Ainser vom 17. Juli 1790 und Beilagen. 
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Knecht zur Arbeit schicken. Ein Teil der Dienste wird nicht m 
natura gefordert, sondern in Creldahgaben yerwandelt, wobei ein 
Zugtag mit 12 Groschen polnisch, ein Fußtag mit 6 Groschen 
angesetzt zu werden pflogt. 

Neben diesen wöchentlich wiederkehrenden Diensten haben 
die Untertanen zur Zeit der dringenden Feldarboitcn, der Aus- 
saat und der Ernte, sogenannte Hilfs- odor Nebendienste (tfoki, 
gwa^ty, szarwarki) zu leisten. Auch der Umfang dieser 
Schuldigkeit ist in den Inventuren verzriclinet ' i. In vielen 
Ge>;enden sparen <lie Obrigkeiten die Ivobot im Winti r, um 
dann im Frühjahr und zur Ernt<'z<'it auf «-irimal rüc-k.ständige 
Arbeit einfordern zu krmuen. lu undt^ren Dörfern müssen die 
Untertanen im Winter tVir di(^ Herrschaft spinneu, wobei ihnen 
die Herrschaft das Rohmaterial beistellt. 

Da die Obrigk«iiten die untertänigen Schuldi^^keiten beÜebig 
erhöhen kouuti n, so wurden mit d<'r Z(nt die Untertanen zu 
allen Arbeiten, die im herrschaftlichen Botri^be zu verrichten 
waren, herangezogen. Alle Arbeit in den Milhlcn und Brennereien, 
Gärten und Teichen wurde ihnen aufgebürdet^). 

Eine besondere Art von Diensten sind di<' Wachen, die 
die Gemeindeuiitglieder der Reihe nach zu leisten haben, und die 
deshalb auch Reihedionst (kolei) genaimt werdi ii. Ursprünglich 
sollten die Wächter (striV/.y) nur die obrigkeitlichen Gebäude 
be\v;u'hen. Dann aber wurden sie nur des Nachts zu Wach- 
di iist n verwendet, bei Tage aber zur Verrichtung häusHcher 
Dienste im ^-Jntshofe oder in der Schenke®). Oft wurden diti 
Wachdienste von der Herrschaft dem S(dianky)a('liter abgetreten. 
Niclit selten wurdon ihm auch die Dienste UK-hrcrer Untertanen 
vermietet, durch die er die zur ÖcJienke (oder Mühle) gehörigen 
Gründe bestellen ließ. 

Auch die Verfracbtun;^^ des Getreides besorgt die Obrii^-keit 
vermittels der Arbeit der Untertanen. Die spannfähigen Bauern 
sind verpflichtet, das Getreide und auch andere Erzeugnisse des 

*) VergL Ostrowski a. a. 0. I. Hd. S. r)2. Lelcwel, 
Betr tehtmi'jf'T» über dm politiscli<!n ^nstrmd dos ehemaligen Polen. 
Krüssel 1845. S. 289 f. — cit. Aft : 15<i ex Septfiabri 1785. — Eine audero 
Bezeichnung für diese Dienste ist daremszczy znu oder darcmny 
dzieii (unentgeltliche Arbeit oder unentgeltlicher Tag), 
dt. Act: 156 ex Septembri 1785. 

Vergl. Ostrowski a. a. 0. I. Bd. S. 52. Lelewel H. «. 0. 
S. 290. Guberaialbericht vom 11. März 17B4. 
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herrschat'tliciion Wirtschaftsbeti'ie])»'^, z. B. Salz, Pottasclie u. s. w. 
violn ^Teilen \v«'it bis den ^larkt oder bis an das Ufer eines 
schiffbaren i''lusses zu bnii^cri. Die weiten Fiihrmi ipowöz, pod- 
horoszczyzna ) werden teils in die Robot ein';'('rcchnt't, teils ])»>son- 
clers verg;iitet. .Viif (bm königlichen (Tfttern sind sie in der Lustra- 
tion verzeichnet. Von den Uforn der Fhisse werden die obrij;- 
keitlichcQ Produkte auf tlaclien Schiffen nach Danzig befördert. 
Der Bau dieser Schiffe muß von den Untertanen unentgeltlich 
besorgt werden, und gegen geringe Vergütaug sind sie gehalten, 
Ruderdienste zu leisten^). 

Die Transportdieuste haben eine besonders große Bedeu- 
tang in jenen Ö8tlich(;u Teilen des Landes^ wo die Landwirtschaft 
weniger rentabel ist, und die Gutsherren sich daher vor allem 
auf die Salzgewinnung verlegen. Hier werden die Untertanen 
mit Salzfuhreo bis in die Ukraine geschickt, während die anderen 
Fronen auf ein Minimum herabgesetzt werden 

Schwer seufzt der Bauer unter der Last der Frondienste 
und nur widerwillig leistet er die Arbeit, deren Wert eben 
wegen seiner Lässigkät gering ist^). Hundertjährige Unter- 
drückung liaben aus ihm ftat ein tierisches We8<in gemacht, 
das .allen Versuchen, die su seiner geistigen und wirtschaftlichen 
Hebung unternommen werden, gleichgültig gegenübersteht. 

^) VergL Ostrowski a. tt. O. I. Bd. S. S2. — Acten: 156 ex Sep- 
tembri 1785 (Areli. d. Min. d. Inn. i 

Verpl. .Jiisiiiskis D.'uksrluiff IV. II. 3. 

..51 ne travaille qu'autaut que la crainte de chatiments 1p forcc 
de truvailler." (Lcszczynski a. a. 0. III. Bd. S. }>). — Die Obrigkeiten 
Bchooteu bei der Robot weder Hensch noeh Tier, peiue les distiuguon»- 
noae des bßtes qu'ils entretienaeiit poar la eultore de nos terres» Souvent 
nous Di«'nap:eou8 tnoins Icurs forces que Celles de ces anittuuix.^ (Lesz- 
czynski Bd. III. S. 4). — „Ea kommt vor, daes die Untorthanen ohne 
BeohMclitunp einijrer Verordnunfren durch gnn/.e Wochen auf Robot 
getrieben; von Früh hh finf dio Xacht unnriterbrophen und der^pstalt 
zur Jiobotarbeit verhalten werden, tiusä ihnen hiehei weder ihr Vieh zu 
füttern noch selbst einen Bissen Brod su essen gestattet werde. Sie ver- 
lleren dabei ihr Yich and können die eigene Wirtschaft nicht bestellen. 
Duich oftmali-je weite Fuhren, wofür ilineu kaüm die Hälfte der Robots- 
tup^e nl)!,'t-si*li rieben wird, werden sie <:!in7.1ir:h zugrunde gerichtet, indem 
eie siilche nur im Friililinp und H« riist bei übelsten Sti-aßen vfi*richton, 
sich selbst und ihr Vieh aus eigenem verkosten, solches auf den üblen 
Wegen abtreiben und SQgmndegehen lassen müssen.'^ «^Referat sar Clu- 
bernialratssitsung vom 80. Mttrs 1781. — »einige Verordnungen** bezieht 
«ich aaf das Petent yom 3. Jani 1775.) 
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Immer wieder heben es die Akten liorvor: »Der gemeine Mann 
ist in Galissien noch viel zu roh, um den großen Wort des 
freien Eigenthnms an kennen, er ist an Bande gewohnt, die ihn. 
seit Jahrhunderten fessehi. Selbst unwirtsam verlässt er sich wie 
der Knecht im Maierhofe und wie das Lastthier im Stalle, dass 
man ihn nähre, wenn seine Fechsung mtssräth, dass man ihn 
bewahre, wenn sein Haus abbrennt, dass man ihm andere Gründe 
anweise, wenn seine Felder vom Wasser wejjgospült oder mit 
unfruchtbarem Sand bedeckt werden. Sein Hols findet er in den 
obrigkeitlichen Waldungen, die Weide seines Viehes auf ihren 
Triften. Diese Art Existenz hat &la den unwissenden Mann ihre 
Bequemlichkeit ; er vegetiert auf dem Fleck Erdbodens fort, wo 
die Katur ihn hat aufwachsen lassen. Trsigheit und Dummheit, 
wovon eine die andere wechselweise geljähret und unterstützet, 
machen ihn gefühllos, und nur äußerst harte Behandlung wird 
ihn aus bt im r Untfitigk( it erwecken, und nach einer besseren 
Lage sehnen machen köuut n" 

^ 7. Ein Blick auf die Stellung des Staates zur Bauernfrage 

in Polen und in Österpeioh. 

Durch zwei Jahrhunderte beschttftigt sich die polnische 
Gesetzgebung nicht mit den Bauern. Wenn sie überhaupt der 
Untertanen Erwähnung tut, so spricht sie von ihnen nur als von 
Rechtsobjekten. Für die Republik Polen existierte der Bauer 
als Rechtssubjekt überhaupt nicht'). 

Wohl gelobte König Johann Kasimir im Jahre 1656, von 
Feinden hart bedrängt, feierlich in der Kathedrale zu Lemberg: 
er werde nach Beendigung der bevorstehenden Kampfe dem 
geknechteten Volke zu Hilfe kommen und dessen Lasten erleich- 
tem. Er war auch von gutem Willen erfüllt, sein Gelöbnis zu 
halten, allein es fehlte ihm die Macht, um gegi^n den im Staate 
allmächtigen Adel erfolgreich auftreten zu kOnnen^). 

Kicht der Staat war es, sondern Private, von denen im 
18. Jahrhundert der Anstoß zu Reformen ausging. Zahlreiche 
Grolignmdbi sitzcr, weltliehe wie geistliclie, begannen, von der 
geringen Produktivität der Frondienste überzeugt, auf ihren 

^) Hofkanzleivortrag vom 22. September 1781. 

Vergrl. Skrsetuski a. a. 0. II. Bd. S. 176. 
^) Vergl. Lolewel a. a. 0. S. 285. Maciejoweki a. a. 0. 
S. 198 f. 311 ff. 
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Gutem Reformen einzuführen, die übrigens häutig nicht so sehr 
die Verbesserang des Loses der Untertanen, als die Erhöhung 
der giitsherrlichen Einkünfte zum Ziele hatten^). 

Stanislaus August, der letzte König von Polen, erklärte 
0 sofort nach seiner Thronbesteigung, er wolle auf gesetzlichem 
Wege die Lage der Bauern verbessern. Aber die Tat blieb weit 
hinter der Absicht zurück. Das einzige, was er durchsetzen 
konnte, war, daß dem Adel das ius vitae necisque scheinbar ent- 
zogen wurde'). Erst nach der ersten Teilung setzte in Polen 
eine lebhafte Bewogimg zu Gunsten der Bauern ein. In zahl- 
losen Flugschriften wird die Abschaffung der Leibeigenschaft 
gefordert. Aber noch sträubt sich der Adel ^< gen Jede Kon- 
zession, und 1780 vervsrirft er nach vierjähriger Beratung das 
neue Gesetzbuch, das der gewesent? Krongroßkanzler Andreas 
Zamoyski in bauernfrcundlichem Siuuc ausgearbeitet hatte''). 
Selbst als der Staat schon dem l 'utri j^augt' verfallen war, konnte 
der Adel sich nicht dazu (Jntschiit ßcn, aut" seine Rechte zu. 
Gunsten des Vaterlandes zu V(3rzichtcn. Die Verfassung vom 
3. Mai 1791 brachte nur i^auz wertlose Zugestandaisse 

Wie ganz anders verhielt sich dagegen der öster- 
reichische Staat in der Bauernfrage! 

Im 16. und 17. Jahrhiindert kiuiimert sich allerdings der 
Landesfürst in Österreich nur wenig um die Bauern, Drinirendere 
Angelegenhritou noliniou ihn in AnsprucJi. Mit Aufwendung aller 
Krftftc geh'ngt es ihm kaum, im Inneren der unbotmäßigen Stande 
Herr zu werden und nach außen hin das Reich vor Türken, 
Franzosen und Schweden zu sichern. Erst im letzten Viertel des 
17. Jahrhunderts fängt es an, anders zu wurden. Auch dann sind 
es freilich nur fiskaUsclie Erwngung^3u, die ein Eingreifen zu 
Gunsten der untertänigen Bov<>lkerung veranhas.scn. „^^er iiaupt- 
säcblichste k. k. Contribueut^ soll in „contributiousfähigem 

^) Vergl. Maciejowski a. a. O. 8. 200 f. 
>) Siehe oben S. 14. 

Verpl. Maciejowaki a. a. 0. S. 202 tt. 

Ver^rl. Koustytucj»» a. a. O. § IV. — .1. J. Rou»souu 
äußerte Bich ührr die liäuerlichcn Verhitltnisae in Polen folpondermaßon : 
jjAffrjinchir lea peuplea de Pologue est une grandc et belle Operation, 
mais hardie, perillcuüc et qu'il no faut pas teutcr iucousidüretncut. 
Panni les prdcaiitioiis k prendre eat nne Indispensable et qui domande 
da temps. C'rat avant tonte chose de rendre dignes de la libert^ et 
eapablcs de la supporter les serfs qu'on veut afiranchir.^ (Oeuvres 
eomplettes. Aux Deux-Ponts. 1702, II. S. 212.) 
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Stande" erhalten bleiben. Im 18. Jahrhundert aber ist die 
österreichische Verwaltung über diesen Standpunkt liinausgegan- 
^en und hat es als ihre wichtigste Aufgabe erkannt, die Bauern' 
Schaft gegen Bedrttcknn^^^en zu schützen. „Wo die Unterthanen, 
in was es sei, wider Billigkeit hart gehalten und unterdrückt 
werden, sine respectu personae, wer es auch wäre, soll ernstlich 
abgestraft werden''^). 

Diesem Grundsatze entsprechend wird denn auch in Gali- 
zien nach der Occupation in das gutsherriich-bäuerliche Ver» 
httltnis eingegriffen. 

^) Resolution Kaiser Karl VI. (1738). Vergl. Grünberg, 
Banembefreiimg. II. Bd. S. 28. 
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Krstes Kapitel. 

Die bäuerlichen Verhältnisse in den ersten Jahren 
der österreichischen Herrschaft 

§ 1. Die Organisieniiig der Verwaltunsr in ihrem Einwirken 

auf die ländllehe Verfikssunir. 

Naclidüui die üöterreichisclien Truppen Galizien berBit« 
besetzt hatten, wurde am 11. Oktober 1772 Graf Johann Anton 
Pergen zum Gouverneur der ncMiei-worbenon Provinz ernannt ^). 
Das Land wurde zuerst in 6 Kreise und 19 Distrikte ein«eteilt; 
später — im Jjilire i7ö2 ~ wardo di«' Kinteilun^ in Distrikte 
aufgehoben und die Zaiil der Kreise aut LS orliiiht. Die 
meisten Bcamtenstellen wurden mit Männern besetzt, die bis 
daliin In Böhmen und Mähren Dienste geleistet hatten. Der 
gaUzische Adel hoffte, Galizien w* rde „nach dem ungarischen 
Fuß" regiert werden und er dadurch in den Genuß aller jener 
Rechte und Privilegien gehmgen, deren sich der nngarisclie 
Ad(d erfreute. In den Wiener liegierungskreisen h<'sTand jedoch 
die feste Absicht. Galizien ;,auf den deutschen 1' uü" zu bringen, 
d. i. die Vei-v\ altuug nach dem Muster der deutsch - siaviechen 
ürblrinder zu organisieren. 

Die erste Sorge der österreichischen Regierung war es, 
der Auswanderung der Bauern «entgegenzutreten^). 

Wie wir oben gesehen haben, war die Flucht nach dem 
Osten für den Bauer das einzige Mittel, um sich den Bedrückun- 
gen von Seite des Gutsherrn zu entziehen. Die Behörden er« 
blickten darin eine starke Beeinträchtigung des Landesintercssea 
und verboten dahi>r die Auswandemng auf das nachdrücklichste* 
Schärfer noch als die flüchtenden Untertanen sollten die 
Agenten bestraft werden, welche die Landleute durch Ver- 
sprechungen über die Grenze zu locken suchten. Vieh' Unter- 
tanen veräußerten vor der Flucht ihr Zugvieh, ohne daß sie 

^) Pill er 'sehe Gesetzsaintnluug I. 

*) Patent vom K». November 1772. (^F i i l e r sehe (resetzsaium- 
iuug VI.) 
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dazu berechtigt waren» da das Vieh — wie das gesamte Wirt- 
schaftsin^entar — Eigentum der Gutsherren war. Daher wurde 
angeordnet, ^dass kein angesetzter Unterthan außer der Bewilli- 
gong seines Grandherrn ein Stttck Vieh verkaufen boU.*^ Den 
eingekauften Untertanen, die Eigentümer ihres Vieht^s waren, 
wurde das Verfligangsrecht selbstverständlich nicht entzogen^). 

Die Patente gegen die Auswanderung der Bauern wurden 
noch mehreremale erneuert'); trotadem hatten sie nicht bald 
die gewünschte Wirkung. IHe vorzüglichste Ursache der Flucht 
der Bauern war die große Not, in die sie die langjährigen 
Unruhen und die österreichische Okkupation, deren Lasten 
hauptsächlich sie zu tragen hatten, gebracht hatten. Den Bauern 
fehlte selbst das zur Aussaat notwendige Korn. Die Begierung 
suchte die Gutsherren mit Strenge dazu zu verhalten, ihren 
mittellosen Untertanen mit Saatkorn auszuhelfen und ihnen die 
zur Bestellung der Acker erforderliche Zeit freizulassen. Selbst 
dann seien die Obi igkeitwi zur Untcrsttttzung verpflichtet, wurde 
verordnet, wenn sie selbst kein Saatkorn vorrätig hätten und 
es erst kaufen müßten. Nacli Einbriaguni; der Ernte könnten 
sie diese Vorschüsse in mäßigen Fristen nach Möglichkeit sich 
ersetzen lassen. Für den dem Lande aus der Untt rla^smig di p 
Aussaat erwachst ndeu Schaden sollten di«' Dominien zur Vei- 
antwortimg go/ogcn \verd« n i. Auf die Durchtiihniug dieser 
Bestimmuni;' u wui ii. ins zur Griindentlastuug von d(?n Behörden 
mit Strengu gcst In n. 

Gleich nach dem Einuiai*scbH in rializn u selirieben die 
kju.st rlichru Miiitärbehördou auf Grund drr vorliandcncn alten 
Invi'Utar«' und Lustration(>u Naturallicferungt'n aus. Da ji'dotdi 
diese Invcutaro nur die Dienst«' und Abgaben d< i- Unr« i rain'n 
zum Malest ab«' d<'r Sfliätzung nabnu'n, euintaud in (br Ikdeguug 
große lJni;l( ielilitiit. Cberdi.e8 walzten die Obrigkoit» u die ganze 
Last auf die Unin tanen ab. Es nnd.u«- also so rasch als möglich 
zur detiniiiveu Einrichtung des Steuer\v<'sens geschritteu werden. 
Auf eine Anfrage <l(^s Grafen Ptu'gen entschied <lie Kaiserin 

^} F^fciit vom 10. Marz 1774. (P i 1 1 c r '«che Geat'tzsammluug XVI.) 
— iiericliJ des Distriktsdiicktors vou Zumoit" vom 4. Jauuui- ; Guboruial- 
bencht Tom 28. Janaar; Kauxleivortrag vom 12. Februar 1774. 

*) Patoat vom 1. März 1777. (Piller'sche Gesetzsammlung II.) 

Patcnto voia 1<S. Xoveiiib»'r 1772 IMller'chc ( Josotzsauiin- 
hniL,' VII.\ vom 2. 'J. Dezember 1 772 u'heiid. XII.), vom 4. Marx 1173 
(ebeud. XX.), vom 2. Mai 1773 (ebend. XXIX.j. 
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nach Anhdnmg des FUrstea Kaomtz: alle GrCLnde, ohne Unter- 
Bchied, ob sie von Edelleuten oder von Untertanen besessen 
werden, seien für „eöntribnable^ zu erklftren. Dagegen sei 
die Verpflichtung des Adels zum Kriegsdienste (pospolite 
ruszenie) anfeuheben^). Daraufhin befahl Pergen am 22. De- 
zember 1772 eine allgemeine Fatierung aller obrigkeitlichen und 
untertänigen Gründe, aller Fronen, Zinse und Abgaben zum 
Zweck(^ einer genauen Veranlagung der Steuer*). Die Fassionon. 
liefen sehr unpünktlich ein. Viele waren, falsch. Eine amtliche 
Nachpri'ifunt;; erfolgte nur dann, wenn eine Anzei<j^c gegen ein 
Dominiuiti eingelaufen war. Fand man bei der Kevision, dai> 
die Kinkünfte zu niedrig angesetzt worden waren, so wurde 
der Gutsherr mit einer hohen Geldstrafe belegt. Die Furcht vor 
einer Anzeige beweg später nicht wenige Dominien, die ge- 
machten Angaben aus eigenem Antrieb richtigzustellen^). 

Über den Besteuerungiiraodus wurden in der Staatskanzlei 
lange Boratungen gepflogen. Das Resultat derselben war der 
Autrag: es solle nur der Adel zur Leistung der Grundsteuer 
herangezogen werden*). Von den Bauern könne mau nur jene 
Abgaben abfordt ia, die sie herkömmlicherweise früher dem 
polnischen Staate zu entrichten verbunden gewesen waren. Auch 
die auf den Grund der Untertanen entfallende Steuer solle der 
Grundlierr tragen, .,vveil dies(M' EigonthUmer, und wegen der dem 
Lei])» i-cnen davon aufbürdenden übermäßigen Abgaben, der wahre 
Benutzer isr.*^ Überdies hofifte die Staatskanzlei dadurch auf die 
Gutsherren einen indirekten Zwang ausüben zu können, um sie 
zur Überlassung d«^s Eigentumsrechtes an ihre Untertanen zu 
bewegen. Die Dnininikalnutzungen sollte n von der Steuer frei 
bleiben, weil die Gruudherren sie zum Teil unrechtmäßig genießen, 

1) Stjiatskanzlcivnrtritge vom 3U. August und 17, September 1772, 

*) P i 1 1 e r schü Gesetzsammlung XI. 

Yergl. Linden, Die Grundsteuerrerfassaiig der ÖBteneichitclietx 
Monaiehie. Wien 1840. L Bd. S. 58. 

*) yflsM Kfinftige, uro der Grund ohne Untenichied des Be8it7.eft 
mit einer pTcieben Anlage belegt werden will, soll auch der Leibeigene 
in die Contribution finlip/on'pn werden , Jetzt aber, wo ihm der Herr, 
als (Jrnnrlherr und augemautcr Souvcrain alle nur mögliche Lasten 
aufbürdet, scheinet nicht möglieh zu sein, daii er nebst seiueu über- 
tiiebeDen Domiaical-Prflstationen (welche man jedoch sobald al» mOglieh 
m billige Schraiiken zu setaen nicht entstehen werde) auch sugleieh die 
Contribution enf lichten könne,^ (Ans dem Vortrage der Staatskanzlel 
vom 3. November 1773.) 

WieoM itaattwiM. Studien. IV. Bd» S> H«ft. J.9 
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die StaatBSteuer aber diesen onreelitin&Oigeii Beeng sanktionieren 
würde. Doch fanden diese Grandaätae nicht die Billigung der 
Kaiserin. Mit Patent vom 25. Fehrnar 1774 wurde die Dominikal- 
steuer ausgeschrieben; sie betrag 12^/^ TOm Reinertrage aller 
Dominikaleinkfinfte^). Die Untertanen wurden Torlilnfig mit 
einem Viertel der Katurallieferungen besteuert. Die restlichen 
drei Viertel wurden ihnen yergUtet. Im Jahre 1775 wurden die 
Katurallieferungen abgeschafft, und an ihre Stelle trat beim 
untertänigen Besitz die Bnstikalsteuer, die auf Grund der Militttr- 
konekriptionstabellen eingehoben wurde. Diese Tabellen waren 
im Jahre 1773 gelegentlich der Konskription von den Kommis- 
sionen nach den Angaben der Untertanen oder nach dem Augen- 
maße zusammmigestellt worden und enthielten Angaben Ober 
die Aussaat und den Wieswachs der Untertanen. Der Korzec 
Aussät wurde nach Abschlag eines Dritteils auf Brachfelder 
mit 20 Kreuzer besteuert. Für eine Fuhre Heu wurde ein 
Stenerbetrag von 3 Kreusem bestimmt. Danach wurde der auf 
eine ganze Gemeinde entfallende Stenerbetrag ermittelt und 
der Grundobrigkeit bekazmt gegeben. Diese besorgte die Sub- 
repartition unter die einzelnen Wirte im Einvernehmen mit 
Vertrauensmännern der Gemeinde und hob auch die Steuer ein. 
Ganz besonders wurde den Obrigkeiten ans Herz gelegt, „bei 
der Kinhebung der Steuer mit Milde ▼orzugehen, und die 
Unterthanen mit unbilligen, ungewöhnlichen und von unmensch- 
lichen Beamte ersonnenen neuen Execution^ gänzlich zu ver- 
schonen; und sie durch obrigkeitliche Hilfe und Nachsicht 
in contributionsÄhigem Zustande zu erhalten"*}. 

Nebst der Grundsteuer hatten die Untertanen auch noch 
eine Haussteuer, den MilitÄrbcquartierungsbeitrag, zu entrichten. 
Die Umlegunj? desselben erfolgt derart, daß alle Häuser mit 
Kücksicht auf Lokalverhältnissc, Bau- und B(■mUzuu^,^sartcn in 
aclit Klassen cin^L^otcilt wurdcu. Die Häuser der Baui'rn wurden 
hierbei durchaus in di<' drei letzten Klassen eingereiht, die mit 
50, 28 und 14 Kreuzer besteuert wurden^). 

Die zahlreichen Mängel, die diesem Steuersystem anhafteten, 
nötigten bald die Regierung, sicli mit der Frage der Steuer- 

^) Piller'sehe GeBetssammlimg XIV. Veigl. Linden a, s, 0. 
I. Bd. S. 54. 

^) Patent vom 18. April 1775. (Piller'sche Gesetzsammliing V.) 
Linde u a. a. 0. I. TM. S. 54. 

^) Linden a. a. Ü. I. Ud. S. 57 {, 
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reguUening zu befaßsen. Allein trotzdem alle maßgeb(!nden Fac- 
toren toxi der Unzulänglichkeit des eingeführten Systems Uber- 
zeugt waren, wußte man doch nichts besseres an seine Stelle zu 
setzen. £s wurden daher nur einige vorläufige Verftigungen ge- 
troffen, um die Ungleichheit in di r B('le«j^img mögHchst zu ver- 
mindern. Im übrigen wurde jedoch beschlossen, bis zur Ülinf^hrung 
des Urbariüms zu warten^). 

Ganz besonders wichtig fUr die Untertansverfassung war die 
Ori2:ani8ierung der neuen Gerichtsbehörden. In vorösteireichischer 
Zeit stand der Bauer, wie bereits erwähnt wurde, unter der aus- 
schließüchen Gerichtsbarkeit seines Herrn. Er besaß weder die 
aktive, noch die passive Prozi^ßfäliiii^keit, Das wird nun anders. 
Das Kecht, über Leben und Tod der Untertanen zu entscheiden, 
wird den Gutsherren entzogen. Kein Todesurteil, erklärt Graf 
Pergen am 20. Oktober 1772 auf Grund einer ihm von Wien 
zugekoxnmenen Instruktion, darf ohne Bestätigung der Kaiserin 
vollzogen werden'). Auch das Recht, gegen den Gutsherrn 
Klage zu fülhren, wird dem Untertan verliehen. Nach dem 
Muster des böhmischen Verfahrens in Untertansprägravations- 
saehen wird der Instanzeuzug für solche Fälle auch in Galizien 
geregelt. Der Untertan hatte jede Klage asuerst bei der Grund- 
obrigkeit einzubringen. Als zweite Instanz sollte das Kreisamt 
gelten. Für alle in das „Oontributioiiale" einschlagenden 
Beschwerden war das Gubemium dritte und die galiasche Hof- 
kanzlei vierte Instanz. FOr die das „Contributionale^ nicht 
betreffenden Klagen der Untertanen war der consessus in causis 
summi principis dritte und die oberste Justizstelle in Wien vierte 
Instanz. Bei Streitigkeiten der Untertanen untereinander ent- 
schied der consessus in letzter Instanz, ebenso, wenn Untertanen 
ihre Obrigkeiten wegen Rechtsverweigerung belangten» in welch 
letzterem Falle dem consessus Zwangsmittel zugebote standen. 
Bei Strdtigkeiten zwischen Untertanen und dritten Personen 
sollte der Satz gelten: aotor sequitur forum rei'). 

Diese Verordnungen entsprangen keineswegs einem zieU 
bewußten Eingreifen der Regierung in die galidschen Verhält- 

^) Eins Darstellung des galizischeu Steuerwesäiis im ersten Jahr- 
sehnt der öäterrßichischon Herrschaft gibt der Hofkanzleivartrag vom 

21. Augiist 1783. 

^) Wawel-Louis, Pocz^tkowe sqdownictwo austryackie w Galicyi 
(1772—1784) we Lwowie 1897. S. 10, 148 f. 

*) Patent vom 18. Mftrz 1775. (Pill er'sehe Gesetzsammlung lY.) 

19* 



Google 



36 Die bäuerl. Verhältnis»e zu Itcgiim d. österr. Herrschaft. [28^ 

Iiiesa. Eft war das vielmehr eine einfache Übertragung der in 
den anderen österreicMschcn Provinzen geltenden Untertans- 
Verfassung auf Galizicn, in der stillschweigenden Voraussetzuni^, 
daß die Verhältnisse hier wie dort die gleiclien seien, wie denn 
auch in d( n Akten der Gedanke immer wiederkehrt, ^dasa Herr 
und Bauer Bich iu Gaiizien ebenso ^'e^'eneinander verhaltea wie 
in Br.liraen und Milliren". Das war aber nicht der l'all. Jeden- 
falls hatte aber die ^Adaptiernn^" dos (isterreicliiselien Ver- 
falirens in Untertanssaclien für (iali/.ien die auücrordentlicli 
wichtige Folge, daß durch sie — vorläufig wenigstens tat- 
sächlich — die Leibeigenschaft in Gaiizien aufgehoben, 
und durch die E r b u n t e r t ä n i ^ k e i t der Sudetenländer ersetzt 
wnrdo. Dali <lie8e ang<'tülirten Normen auch sofort in Kraft traten, 
beweisen die zahlreichen Beschwerden der Untertanen, die schon 
in den nächstcTi Jahren bei den KreisUnitern, bei dem Laudes- 
gubernium, bei den llnfstellon und beim Kaiser selbst einliefen. 

Daneben aber beginnt der Staat auch j)lanin}lliij.j: die 
Untertansverhältnisso zu beeinflussen; nur hat dieses Vorgehen, 
solange Maria Theresia lebt, wenig Erfolg. 

g 2. AnfiUige des ländllehen Apbeitersehutzes. 

Bei den volkswirtschaftlichen Anschauungen, die in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts in (Österreich herrschten, 
war es kein Wunder, daß die nach < Gaiizien entsendeten Beamten 

ihr An<:^(mmork bald auf die schlechte La^e des Bauernstandes 
lenkten. Graf Pergen fragte sofort nach seiner Designierung zum 
Gouverneur in Wien an, ob die Leibeigenschaft aufzuheben sei, 
und mithin das neue ITrbarialreguhitiv nach diesem (Gesichts- 
punkte ausgearbeitet worden solle. Fürst Kaunitz antwortete, es 
sei allerdiugs wünschenswert, die Leibeigenschaft aufzuheben, doch 
werde dies noch viel Zeit zur Vorbcreitunt?- erfordern. Es möge 
daher zunächst so rasch als möghch ein l'rbai ialregulativ erlassen 
werden. Zu diesem Zwecke wurden dem Grafen Fergen die in 
Ungarn und Schlesien eingeführten ITrbarialprinzipien mitgeteilt^). 

Der galizisclie Adel »ah den Reformabsichten der Regierung 
mit großem Mißtrauen entgegen. Zwei Lemborger Notare, 
Liembiice und Wiesiolowski, überreichten gegen Ende des 

^) Staatskansleivortrüge vom 30. AngaBt und 17« September 1772. 
Yexgl. Arneth, Geschichte Maria Thereslas. Wien 1863/79. X. Bd. 
8. 78 ff. 



— T — - 



Digitized by Google 



283] 



Aufäuge de>} läudlicheu Aibeiteiächutzcs. 



37 



Jahres 1772 dem Goavemeiur DenkscHriflteiiy in denen sie gegen 
die geplanten Reformen Stellung nahmen. Während die eine 
Denkschrift vermittelnde Vorsdilage macht, der Verminderang 
der Untertanslasten und der Einrichtung eines Urbariums nicht 
abgeneigt ist^) und den Untertanen das Nutzungseigentum an 
ihren Gründen einräumen will, wendet sich die zweite schroff 
gegen jede Reform. Es sei ungerecht, den galizischen Adel zu 
besteuern, donn seit altersher sei diese Klasse von allen Steuern 
befreit gewesen und hätte mit ihrem Herzblute dem Vatorlande 
godienL iJer Gouverneur möge Auskiinttr über die Zustünde des 
Landes nicht aus den Werken ausländ is -Iior iiistorikor, Geo- 
graphen und Staatsschriftsteller holen, denn diese alle stelUeu 
die Untertänigkeitverhäitnisse unrichtig dar, teils aus Unkenntnis 
der Wahrheit, teils aus böser Absicht. Das Los dos galizischen 
Bauern sei immer ein glückliches gewesen, wie schon die Tat- 
sache beweise, daß wohl Landleut© aus aller Herren Länder 
nach Polen, niemals aber polnische Untertanen ins Ausland 
geflüchtet ?eien. Daü das letzte nicht ganz richtig war, haben 
wir oben dargelegt. Auch gelegentlich der Huldigung der 
galizischen Stände versäumte es der Adel nicht, durch das 
Gubemium der Kaiserin eine Vorstf llimg zukoimnon zu lassen, 
die in der Bitte gipfelte: die Robot möge auf ilfiii alten Fuße 
belassen werden. Solle aber durchaus ein neues L'rbarium an- 
gelegt werden, dann möge dies unter Zuziehung von verstän- 
digen Ökonomen in der Weise geschehen, daß die (jrutsbesitzer 
der Nutzung ihrer Gründe nicht beraubt würden-). 

In Wien ließ man sieh jedoch dadurch nicht irre machen. 
Die Berichte, die aus Galizien einliefen, schilderten die traurige 
Lage des Bauernstandes in den schwärzesten Farben: „Der 
Bauer, ein geborener Sciave seines Herrn und zugleich ein Sclave 
des von seinem Herrn bestellten Pachters (der entweder ein 
kleiner Edelmann oder ein Jud ist) hat nichts EigMies, auch 
nicht einmal seine Person, mit welcher der Herr nach Gut 
befinden dispouirt, so dass sogar ein Homicidium dolosum des 
Unterthans meisteutheils impune ausgeübt, oder wenn ja noch 
eine Gerechtigkeit stattfindet, mit 30 Mark bestraft wird." Zu- 
dem hatte Kaiser Josef selbst während seines Aufenthaltes in 
Galizien (1773) sich von der Notwendigkeit einer umfassenden 

^) ^ut fluoa labores et dationes nou ab arbitrio tui domim, sed a 
l«ge publica dependeie sentiant.'^ 

^) Vortrag der galixiscbsn Hofdeputation vom S2. Februar 1774. 
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AermiToform in diesor Provinz überzeng't Aut\stiiiie Veranlassunjj^ 
geschali es, daß im Jahre 1774 Johann Christoph von Kora.xi.da; 
der sich bereits in liöhmen bewährt hatte, als Giibernialrat nach 
I.eiiil)Hr- Ijfii uiV n und an die Spitz© des Departements für Steuer- 
wesen und Untertansbedrückun^on irestellt wurde-). Der Kaiser, 
der schon damals, obzwar er in dtnx Krblandeu nur Mitre^'ent 
war, hervorragenden Anteil an allen in das Untertanöfach ein- 
schlagenden Gesetzen nahm, wünschte die „ Adaptierun^'" »las 
ungarischen Urbarialrcglem^mts für Galizieo. Bis jedoch diese liin ij;-- 
wierie^e Reform durchgeführt werde, inögB, um wenigstens den. um 
häutigsten vorkommenden Untortansboi! liukuiigcn f^titgegonxu- 
treten, ein provisorisches Patent erlassen wcrdnn, das die nach der 
Meinung des Kaisers schwersten Miübriiuche abstellen sollte ^ )• 
Koranda erachtete es für zweckmäßiger, das Ober- 
schlesische Urbarialregulativ in Ualizien einzuführen. In treff"- 
Hcher Weise gibt er in seinem Referate einen l'berblick der 
Entwicklung der bäuerhchen V^erhilltnlsse in Polen. „Wenn die 
Königreiche Galizien und Lodomerien noch in ihrer alten guten 
Verfassung, wie vor Zeiten, da die Könige noch größere und 
freiere Macht hatten, bestünden, so würde man für die hiesigen 
Unterthanen keine Urbarialeinrichtung brauchen.** Doch ftirchte 
er, die Anlegung des Urbariums würde ein Werk von etlichen 
Jakren sein. Eine besondere Behörd(> müsse errichtet werden^ 
um diese für das künftige Schicksal des Landes so ftberaas 
wichtige Operation erfolgreich durchzuführen. Auch müßten die 
Absichten des Kaisers insofern erweitert werden, als in das 
Patent auch eine die Auxiliardienste betreffende Bestimmung 
aufzunehmen sei. Denn diese Dienste, die auf den Kamerai- 
herrschaften bereits unter dem 18. Mai 1774 abgestellt worden 
waren, seien besonders auf den kleineren Gütern sehr drückend^). 

^) Am 1. August 1773 schrie!) der Kaiser au8 I^emberg an seine 
Mutter: „le paysan ost nn malheurcux, qui n'a rien que la figurc 
humaine et la vie pliyaique." Vergl. Arueth, Muria Theresia und 
JoBef II. H. Bd. 8. 14. 

*) Koxand« stammte aus einer bargerliehen Familie und war fflr 
dem Staate geleisteto Dienste in den Adelsstand erhoben worden. Er 
hatte seine ßeamtenlaufbahn in Böhmon bcfronnen, wo er seit 1747 
stets mit wichtigen Arbeiten im Steuer- und üntertansfriche betraut 
worden war. Vergl. Kratter, IJriefe über den itzigen Zustand von (iali- 
mu Leipzig 1786. L Bd. S. 205^309. — Staateaidu ex 1780 Nr. 1474. 

') Hoftanzleidekret an das galisisohe Gubemiam vom 7. Sept. 1774. 

*) Gubemialbericht vom 15. November 1774, 
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Über diese Vorscblllge ontBcliied die K«ifleriiL am 16. De* 
zember 1774, es sei auf den Kameralhemcbaftieii eine 
i^enaue Unteranchniig ttber die Lage der Untertanen zu 
pflegen, um für die künftige UrbariabegnUernng eine feste 
Grundlage zu schaffen.- Dem yierten Punkte des Patentes, der 
das Verbot der UntertansmiÜhandlungen enthalten sollte, sei 
eine strenge Strafsanktion beizufügen. Doch ließ die Kaiserin 
auf Vorstdlungen des Staatsrates hin diese Absicht später fallen. 
Vor der Herausgabe des Patentes wurde noch eine Umfrage 
bei allen Kreis- und Distriktsilmtem gehalten, ob die geplante 
Beschrankung der weiten Fuhren nicht einen schädlichen Ein» 
fluO auf den Getreidehandel haben werde. Als dies Temeint 
wurde, erhielt das Patent die kaiserliche Genehmigung und 
wurde am 3. Juni 1775 kundgemacht^). Sein Inhalt war in 
kurzem folgender: 

1. Die Abdruckung untertäniger FeilscLat'ten und die Auf- 
dringung obrigkeitlicher Feilschaftrn, insbesondere aber die Ver- 
pflichtung der UntcrtaiK ii, ein von dem jüdischen Pächter will- 
kürlich bestimmtes Quantum Branntwein abzunehmen, sind 
fortan aufgehoben (§ 1 — 3). 

2. Den Obrigkeiten ist es nicht gestattet, die Untertanen 
mit Geldstrafen zu belegen. Vielmehr sind Ausschreitungen der 
Untertanen nur mit knrperlicJier Züchtigung zu ahnden. Um 
jedoch allzu harte Bestrafungen zu verhindern, und um P'.igen- 
mächtigkeiten der l'nterboamton vorzubeugen, darf die Leibes- 
strafo an Untertanen nur in (jegenwart des auf der Herrschaft 
befindlichen Oberbeamtou vollzogen werden. Gegen rohes Vor- 
gehen der Beamten oder Pächter auf jenen kleineren (iütern, 
die nur von einem Beamten, beziehungsweise Pächter, verwaltet 
werden, darf der betroffene Untertan beim zuständigen Kreis- 
oder Distriktsamte Beschwerde erheben, das den Fall schleunigst 
untersuchen, Abhilfe schaffen, und echließlich an das Gubemium 
ttber die Sache berichten soll (§§ 4 und 9). 

3. Der dem Vernehmen nach bestehende Mißbrauch, daß 



^) Piller'sehe G«setssammlung X. — Die einleitenden Worte 
d«8 Patentes waren mnpiflnglich sehr scharf; die galiaiaebe Hofkanslei 

?«r%varf jedoch „die haitscheinenden Ausdrücke", — Hofkanzleidekret 
vom 1. Februar 1775, Berichte der galizischen KieisSmter; Guberuial- 
bericht vom 1. April 1775; Hofkanzleivortrag vom 26. April 1776. 
Daau Staatsareh. Nr, 11 08. 
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die (iutsbeamteu bei ExekutiouüH die (iebühren doppolt erheben, 
wird abgestellt (§ 5). 

4. Au Sonn- und Feiertagen dürfen die Untertanen nur 
zu jenen Arbeiten verhalten worden, di<' auch Haiisbedienstete 
an diesen Tagen zu vt rricbten pflegen. Auch das bei Juden 
dienende christliche <J(5siude soll an solchen Tagen zu keiner 
der Beligion zuwiderlautenden Arbeit gezwungen werden (§ 6 
und § 7^. 

5. Wird dem Untertan von der Obrigkeit eme. weite Fuhre 
aufgetragen, ko müssen i)im die Verpflegskosten für die Dauer 
seines Ausbleibens von der Wbngkeit ersetzt werden. Die weiten. 
Fuhren sind von der RobutpHicht abzurechnen. Ihr Ausmaß wird 
genau festgesetzt und wird den Obrigkeiten aufgetragen, diese 
Schuldigkeit nicht zur Zeit der driDgenden Feldarbeiten ab- 
zuf ordern (i^ 8). 

6. Außer jener Robot, die „in altfn autlientischen Inven- 
tarien- verzeichnet ist, darf von den Untertanen keine Arbeits- 
leistung gefordert werden. Auch darf kein Untertau wider seinen 
Willen zur Keluicrung d( r Robot gezwungen werden 1(§ 10). 

Zum Schlüsse stellt das Patent eine Urbarialeinrichtung 
in Aussicht, bei der alle Beschwerden der Untertanen untersucht 
werden sollen. Die Obrigkeiten aber werden aufgefordert, bis 
dahin „ihre Unterthanen ü'bcr die althergebrachten und in authen- 
tischen Inventarien gegründeten Robots- und anderen Schuldig- 
keiten mit keinen Neuerungen zu bebUrden, noch weniger aber 
durch ihre obrigkeitlichen Beamten und Pächter bedrücken und 
aussaugen zu lassen, sondern die so gemeinnützige als für jedermann 
unentbehrliche Klasse von Bauersleuten billigmäßig, Yttterlich 
und menscbenfreundhch zu behandeln". 

Wie man sieht, begnügt sich das Patent vom .3. Juni 1775 
damit, vorkommende Mißbräuche abzustellen und IV.stimmungen 
über die Art der Bobotleistung zu treffen; die Absicht, Rechte 
der Gutsherren anzutasten, liegt ihm fem. Nur die Ausübung 
dieser Rechte wird goregelt. Die Untertansschuldigkeiten werden 
nicht vermindert, doch soll auch verhindert werden, daß die 
(jrutsherren sie erhöhen. Der geltende Rechtszustaiul oll gegen 
beide Parteien geschützt werden. Was ist aber geltendes Recht? 
Das Patent spricht von althergebrachten und authentischen In- 
yentaren. Solche bestanden aber nur anf jenen königlichen 
Gütern, die von der österreichischen Regierung an Private ver- 
kauft worden waren. Bei der Übergabe an den neuen Besitzer 



Digitized by Google 



287j 



Änfönge des Iftndlichen Arbettenchutses. 



41 



wurde ein sorgfältig verfaßtes Inventar säxntficlieii Dorfunter* 
tauen Torgelesen und, im Falle Bich ksän Widerspmcli erhobi 
bestätigt. Den alten Inyentareii auf den Fri7atg1item| die durch 
den einseitigen Willen des Herrn entstanden, geändert oder 
anfgehob«! wurden, durfte man hingegen keinen allzugroßen 
Wert beimessen. Die I/ustrationen der königlichen Gttter hin- 
wiederum enthielten nur dnen generellen Ausweis der Unter- 
tansschuldigkeiten; über die Verpflichtungen des einselnen 
Wirtes gaben sie keinen Au&cfaluß. Zu diesen Alteren Urkunden 
waren unter österreichischer Herrschaft noch neue hinzuge- 
kommen: die Spezial-Dominikal-Fassionen. Die verschiedenen 
Dokumente widersprachen einander. Welchen von ihnen ge- 
bührte der Vorrang? Das mußte entschieden werden, sollte 
der § 10 des Patentes nicht illusorisch werden. Die Kaiserin 
erteilte also dem Gubcrnium den Auftrag, einen Vorschlag zur 
provisorischen Ku^elung der Urbarialvc rhältnisse zu machen. 
Als der Patents-Entwurf in Wien eintraf, war ^l;iri:i Theresia 
bereits tot und Kaiser Josef 11. unterzeichnete das l'atent, das 
am 5. Januar 1781 kundgemacht wurde ^). Danach sollten auf 
den Privatgütem die Untertansschuldigkeiten nach den alten 
Orundinventaren und nach den Dominikal-Spezial-Fassionen be- 
urteilt werden. Bestreiten die Untertanen eine obrigkeitliche 
Forderung, so ist zu untersuchen, ob die fragliche Schuldigkeit 
in den Dominikalfassionen unt-er den spezifizierten Proveuten 
ausgewiesen erscheint. Ist das nicht der Fall, dann sind die 
Übergriife des Dominiunis zurückzuweisen. Sind jedoch die 
betr<'fi"enden Schuldigkeiten fatiert und können die Untertanen 
die ünrechtmSßigkeit der Forderung mit einem glaubwürdigen 
Dokument beweisen, dann sind sowohl die Untertanen auf ihre 
hergebrachte Schuldigkeit zurückzusetzen, als auch den < )brig- 
keiten die entsprechenden Nachlässe der Doniinikalkontribution 
zu gewähren. Auf den königlichen Gütern haben in der Regel 
die Urundinventare und nicht die Lustrationen zur Entscheidung 
herangezogen zu werden. Wenn aber eine Untertansabgabe 
gefordert würde, die zwar in dem Grundinvfmtar spezifiziert, 
in der Lustration aber überhaupt nicht vermerkt wäre, dann ist 
diese Abgabe abzustellen. 

^) Pille r'.s c Ii o CSesctzsanunluug I. Ilofkanzleidekvet vom 
2. !?cj)teniber, Guhernialbericht vom 27. Oktober, TTofkansleivortmg 
vom 7. Dezember 1780. Dazu Staataarch. (Nr.: 2070.) 



Zweites Kapitel. 

Die josetinischen Reformen. 
^ 1. Die AufiiebuQg der Leibeigenseliaft. 

Durch die Anwendung der ÖBterreicliiBclien Geeetse in 
Galisien war die Leibeigenschaft aufgehoben nnd durch die Erb- 
untertttnigkeit ersetzt worden. Die rechtliche — nicht aber die 
wirtschaftliche — Stellung deir . Bauern war infolgedessen in 
Galizien derjenigen in Böhmen und Hfthren angenMhert. 

Seit dem Anfange der 70-er Jahre des 18. Jahrhunderts 
war das Institut der Erbuntertönigkeit in Österreich heftigen 
Angriffen ausgesetzt Als wirksames Mittel im Kampfe g^en 
die alte Ordnung erwies es sich, daß statt der bis dahin ge- 
brttuchlichen Bezeichnung „Untertttnigkeit^ von der Reform- 
partei das Terhaßte Wort ^Leibeigenschaft*' angewendet wurde. 
Zum erstenmale tauchte es im Jahre 1769 in einem Gutachten 
des eigentlichen Urhebei« und Leiters der schlesischen Urbarial- 
regulierung, des Herrn 7on BUmc, auf^). 

Schon Maria Theresia war mit dem Gedanken umgegangen, 
die Leibeigenschaft aufzuheben, aber erst Josef H. brachte ihn 
zur AusftLhmng. Ohne sich um die Vorstellungen der Herr- 
schaften zu kümmern, eriieß er am 1. November 1781 das so- 
genannte „Leibeigenschaftsaufhebungspatent^, durch welches < — 
vorläufig nur in Böhmen, Mähren und Schlesien — die Erb- 
untertänigkeit aufgehoben wurde*). An demselben Tage erschien 
ein zweites Patent, das die Einkauftmg der untertänigen Gründe 
erleichtem sollte. 

Daß diese Maßnahmen nicht ohne Rückwirkung auch auf 
die Verhilltnisse in Galizien bleiben würden, war leicht voraus- 
zusehen. Tatsächlich hatte denn auch die Hofkanzlei bereits im 

^) Vgl. Grünberg, Bauernbeframig, I. Bd. S. 87—94, 372. 
n. S. 10'); derselbe Art. Unfreiheit im Handwörterbuch der St«at»< 

wisaenschaftcn. IT. Anfl. 

2) Grünberg, Bauernbefreiung, I. Bd. S. 272 — 290. 
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Vortrage vom .'>. Oktober 1781 über die Aufhebung der Leib- 
eigenschaft und die Ei^cntuinseiiir iumuii^ in den böhmischen 
Ländern daraul" aiüm<M'ks;im geiiiacht, daß die Leibeigenschaft 
auch in Oalizien bestehe und mit Rücksicht auf die vom Kaiser 
ausgesprochene Absicht, die Leibeigenachat't ganz allj^emein und 
überall aufzuheben, die Kinvernchmung des galiziscb<m Landes- 
gui )emium8 über die Modalitäten, wie diese Absicht durchzu- 
führen sei, beantragt. 

Der Kaiser hatte diesen Vorschlag genehmigt, und bereits 
am 27. Dezember erstattete das Qubernium den gewünschten 
Bericht. Der Guberniahrferent Koranda war durchaus ktin 
unbedingter Anhänger der sofortigen Aufh(djung der Leibeigen- 
schaft. Zwar fand er die zur Begutachtung übersendeten Pa- 
tente vom 1. November 1781 „durchaus anwendbar, notwendig 
und nützlich", machte jedoch, gerade im Interesse der Landes- 
kultur, den Vorschlag, es möge, um den indolenten Bauern 
das Eigentum „anziehend und ri'izbar^ zu machen, die Leib- 
eigenschaftsaufliebung vorläufig nur für die bereits ein:;« kauften 
TTntertanen sofort, für die Uneingekauften aber erst n.u Ii Mid.v 
gabe ihrer Einkaufung stattfinden, die im Wege gütlicher Ab- 
findung in Betreif (l<;s Kaufsehillings und „leidentlicher" JbVisteu- 
zahlungen an den Grundherrn vor sich gehen sollte ^j. 

^) Koranda Bebildert in wemem Referate (unter dem 27. 
zember 1781 nach Wien ttberaendet) die VerhIllCiiisse der Bauern 

folgendermaßen: ^Die Leibeigenschaft «elebe im Königreich Böhmen 
und Mähren unter dem Wort Czlo wieczenstwo von nralten Zeiten 
eingeführt und üblich war, ist auch in der Republik Polen und in den 
revindicirten Künigreichen Galiziou und Lodooierien unter dem Namen 
Mancipium, Plebeius, et snbditus glebae adseriptiiB bekannt'', 
i^aehdem er hierauf nach den Volumina legum und nach Zalassowski, 
Jus regni Poloniac, die von den Bauern bändelnden Gesetze angefahrt 
hat, fnhrt er fort: .^Hieraus erhellet nun ganz deutlich, daas nach den 
polnisch 'n Reichsconstitutioncn dio leibeigenen l'nterthanen als njancipia 
wie das Vieh goschätzct, und wenn der Unterthan von einem anderen 
Edelmann todtgeschlageu worden, die Hälfte der Capitaltaze dem Grand- 
beran anbeimgefeUen ; falle er aber von aeiuem eigenen Gtrnndberrn 
quocuniiue modo gemiesbandelt oder auch todtgeaebtagen worden, war 
derselbe keiner Strafe untei'worfen. Dieser tyrannische Geist henschet 
auch heutiges Tags in den neiiiüthfm der Nationalcdelltuten, ebendaher 
riihren die bislier liJiufig vorfrekommenen UntcrthansprÄgravatiousklagen, 
uud die Gruudberrtm glauben noch immer, dass bei deren Beschränkung 
und Abatellung ihrer obrigkeitlieben Berecbtsamkeit ein gewaltiger Ein- 
griff und Unrecht geaehehe. Es war alao bdcbat billig und nothwendig, 
dasa alle diese der Menscblicbkeit zuwiderlaufende Ezeesaen und Miss- 
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Dem GuberninTii, an dessen Spitze in Ah Wesenheit des 
Gouvemeiin Graf Ludwig von Dietrichstein stand, war auch dies 
noch nicht genug. Es wollte vielmehr mit der von Wien ans 
gewünschten Reform noch gewartet wissen, „bis diese König- 
reiche in eine stabile Einricbtnng gebracht, die Stilnde errichtet, 
hauptsächlich aber im Lande das TJrbarium eingefiUirt» die 
Schuldigkeiten zwischen Herr und Unterthan nilher und ver- 
lässlich bestimmt, und mxdlich von Seite der Grundherren eine 
förmliche Amtsverwaltung, wie in anderen k. k. Erblanden, 
getroffen, und ordentliche Grundbücher verlegt seyn werden.'' 
Sonst sei eine Tollstttodige Zerrüttung des Untertansverban- 
des zu befürchten. Denn es sei vorauszusehen, daß der 
Untertan die Leibeigenschaftsaufhebung mißdeuten, sie fUr ToUe 
Freiheit nehmen, seine Schuldigkeiten den Obrigkeiten Ter^ 
weigern, „die ihm vorgesehene Überziehung von einer Herrschaft 
zur anderen bey dem mindesten Unfall niissbrauche% und der 
sonst gewohnte Hang zur Kmigration sich in eine schw&rmeriscba 
Übersiedlung im Lande von einem Eck zum anderen um- 
wandeln werde.^ 

Der Kaiser ließ sich jedoch dadurch nickt beirren. Er 
entschied vielmehr unter dem 5. Februar 1782: „Es kommt 
nicht darauf an, die für Böheim erlassenen Anordnungen in 
Betreff des Eigenthums und der Leibeigenschaft gleich von nun 
an, ihrem ganzen Inhalte nach, auch in Galizien in die Aus- 
übung zu bringen, wohl aber ist ohne Yerschub höchst noth- 
wendig, dass die Knechtschaft in Ansehung ihrer bisherigem 
persönlichen Wirkungen, die die Menschheit abwttrdigen, ohne 
weiters aufgehoben, und jedem Unterthan auch an einem 
anderen Ort außer seinem Dominto seine Nahrung zu suchen, 
so wie in Böhmen eingeranmet werde. In welchem Sinne also 
das Patent ftir Galizien, soviel es die Leibeigenschaft betrifft, zu 
entwarfen ist.** 

Immerhin aber sollten doch wenigstens hierbd die in 
Böhmen gemachten Erfahrungen bentttzt werden. Dort hatte 
nämlich das Patent vom 1. November 1781 auf einigen Dominien 
zu augenblicklichen Unzukömmlichkeiten geführt, weil das 

brftuche dui-ch die seither erlaMmen General Verordnungen, und hienach 

('!Ti!'-<'l.Mt.'te Localunterauchungon ern^tlicli ab^estollct, die künftigen 
LutLTtliausklagcn aber durch das unterm 1. September auni currentis 
allerguädigst vorgesciiriebcne Normnlpatent in eine genaue Ordnung ein- 
geleitet worden.^ (Über das Patent vom 1. September 1781 siehe S. 71.) 
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Gesinde auf den horrschaftlichcn Vorwerken ohne Kündiguiig 

den Dienst verließ und einfach abzog ^ ). 

• * 

Ahnliches sollte nun in Galizien vermieden und daher — 
wie es ja auch nachträ^^lich in Böhmen geschehen war — ver- 
ordnet werden, daß die Dienstboten gehalten sein sollten, auch 
nach erfolgter Patentskundmachung bis zum landesüblichen ali- 
gemeinen Austrittstennin gegoi landesttblichen Lohn weiter zu 
dienen. 

Dem gaüzischen Landeskommissär Grafen von Brigido 
schien diese zeitliche Hinausschiebung der Wirksamkeit des 
Patentes nicht genügend. Man dürfe, meinte er, die Freizügig- 
keit nur den „nicht mit Grund angesessenen Unterthanen*^ ein- 
räumen. Dies in der Erwägung, „dass dermalen die Bauem- 
gründe meistentheils denen Obrigkeiten gehören, dass die Ein- 
künfte hievon fürnähmlich in den Frohndiensten bestehen, nnd 
die übrigen Abgaben an Zinsen und Kleinrechten nur ganz un- 
bedeutend Seyen," also die Gefahr bestehe, daß bei allgemeiner 
Freizügigkeit die Obrigkeiten dadurch geschädigt würden, „dass 
die Grttnde oftmals eben zur Zeit, wenn sie bestellt und bear- 
beitet werden sollten, verlassen werden könnten.''^) Die An- 
nahme dieses Antrags hätte die wichtigste Absicht des Gesetzes 
vereitelt« Doch der Kaiser und die Mehrheit der Hofkanzlei- 
rttte lehnten ihn entschieden ab. Den Bedenken Brigidos wurde 
nur insoweit Rechnung getragen, als die uneingekauften Wirte 
▼erpflichtet wurden, vor dem Abzug einen taugUehen Ersatzmann 
zu stellen. Im Falle von Streitigkeiten über die Tauglichkeit des 
letzteren sollte das Kreisamt entscheiden. In diesem Sinne wurde 
dann auch das Leibeigensehaftsaufhebungspatent für Galizien 
ausgearbeitet und am 5. April 1782 kundgemacht''). Sein Inhalt 
läßt sich folgendermaßen zusammenfassen: 

^) Grfiuberg, Baaernbefreiuag, l, Bd. S. 389, IL Bd. S. 39$ 

bis 398. 

') BetretYend den Termin für dou Austritt (Irr DiensthottMi hemerkte 
Brigidu: „Es findet sich ein eigentlicher lermin zur Dienstwecbt^loug 
für das dienende Gesinde in Galizien nicht bestimmt. Es Bind jedoch 
stt allen Wirtschaftverändernngen, als da sind Bestand^Yerlassangen, 

Bestand-Anfgebungen, Ubernahmen, Abreclnumgen mit Beamten etc. im 

flachen Lande die Zeit um Mitfasteu oder Etuic des Mftrzens, und im 
(»(ibirg das St. Georgen-Fest oder das Ende de.-^ Aprils allgew<'dinlich für- 
gewählt, sohin eben auch zu dieseu Zeiten das zur rural Wirtschaft erfor- 
derliche Gesind abgewechselt.'' (Bericht Brigidos vom 21. Febmar 1782.) 
') Piller'sche Gesetssammlang YIII. 
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Die Leibeigenschaft ist Ton nun an gilnsUeh aufgehoben 
und an ihre Stelle tritt die gemäßigte UntertRnigkeit. Wohl 
bleiben die Untertanen auch für die Zukunft den Herrschaften 
zu Gehorsam v^flichtet Doch dürfen sie fortan sich gegen 
bloße Anzeige bei der Obrigkeit TereheliGhenf sich Handwerken, 
Kttnsten and Wissenschaften widmen, ohne hiesu eines obrigkeit- 
lichen Konsenses zn bedttrfen; femer dttrfen sie unter Beobachtung 
der Vorschrifben Uber das Werbebezirkssystem von der Herrschaft 
wegziehen — eine Bestimmung, ^e allerdiDg» durch die erwähnte, 
auch späterhin neuerdings elngeschttifte^) Verpflichtung der 
uneingekauften Untertanen, d. h. mit yersohwindenden Aus- 
nahmen aller Untertanen, vor dem Abzüge der Obrigkeit einen 
tauglichen Ersatzmann zu stellen, so gut wie ganz iUusorisoh 
wurde. Auch bedürfen die Untertanen zur Übersiedlung eines 
obrigkeitlichen Konsenses, der ihnen unentgeltlich auszufolgen 
ist. Die Zwangsgesindedienste werden aufgehoben; nur sollten 
auch in Zukunft beider Eltern verwaiste Kinder von ihrem 
14. Lcbensjahie an auf jenen Herrschaften, wo dies bisher her- 
kömmlich gewesen, durch höclistens drei Jahre Hofdionsto leisten. 
Bloß transitorischen Charakter hatte die Vorschrift: daß das 
gerade im Dienst befindliche Gesinde im flachen Lande bis 
Mitfasten oder Knde März und im Gcbirp^e bis St. (icorgi oder 
Kudu April 1783 gegen den landesüblichen Loliu weiterdienen sollte. 

Die Verhältnisse des landwirtschaftlichen Gesindes wurden 
durch Patent vom 17. Juni 1783 geregelt 2). 

§ 2. Die Regnliemiig der Untertanssehuldigkelten. 

Das Patent vom 3. Juni 1775 hatte, wie wir gesehen 
haben, von allem Anfang an nur provisorischen Charakter. Es 
sollte den ärgsten Mißbrttuchen und Untertansbedrückungen 



^) Diese Bestimmniig ist dnieh Kratssclurdben Tom 6. Dexember 
1785 (Piller'sehe Oesetzsammliaiig CXXVII.) wiederholt worden. 

^) § 12 dieaer I>ionsH)o(eiiordiiung besagt : „Die Obrigkeiten haben 
auch jene Eltern, die mehrere zum Dienen tauglieho Kinder bei H.ms«» 
haben, und die derselbfn zu eigenen Diensten nicht bedürfen, zu ver- 
halten, daas sie derlei Kinder in Dienst geben, und ebenso sind auch 
die zum Dienen tauglichen Waisen in Dienste su bringen, su welchem 
Ende die Dorfinebter und Gtesehworenen jene Hauswirte und Innlente, 
die mit mehreren Kindern, als bic selbst bei HausL- brauchen, versehen 
sind, und ebenso dir dienstfaliigeu ^Vai3en dfiii \V irtschaftsaOlte anzu- 
zeigen habeu.*^ (Piller'sche Gesetzsammlung XXYI.) 
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insolange steuern, bis die geplante Urbarialregulierung durch- 
geführt würde. Den gleichen Zweck verfolgte auch das Patent 
vom 5. Januar 1781, das dazu bestimmt war, eine provisorische 
Grundlage für die Bemessung der Unter tansschuldigkeiten zu 
schaftVn. Denn inzAvischcn war es der llegierung klar geworden, 
daß du' Durchführung der geplanten großen Reform Jahre^ 
vielleicht Jahrzehnte beanspruchen werde. Doch die Verhftlt- 
iiisse in üalizien <Tfordert<'n ein schnelii s Kingreifen und so 
entschloß man sich dazu, einstweilige Verfügungen zu treffen. 

Seit Josef II. Alleinherrscher war, wurden immer wieder 
Verfügungen getroffen, um die üntertansschuldigkeiten sofort 
zu vermindern und Mißbrauche abzustellen. Die Art r Robot- 
leistung wird geregelt. Manche Dienste und Ali^abcn, die 
dem Kaiser ungerechtfertigt erscheinen, werden ohne jede }ljit- 
schädigung d<T Ben-eht igten aufgehoben. 

Die erst'" de rartige Verordnung ist das Hofdekret vom 
20. November 1781. Die Untertan(m der Starostei Marczyz 
hatten wnder den Nachlaß ihres verstorbenen Grundherrn eine 
Klage <'ingobracht, in der sie sich unter anderem auch über zu 
große Robütforderung beschwerten. Sie müßten „ungeachtet 
ihrer unfruchtbaren und bergigten Gründe für jeden Lahn jede 
Woche 12 Tage mit einem vierspännigen Zug abarbeiten". Die 
Herrschaft machte dagegen geltend, die betreffende Forderung 
sei im Inventar enthalten. Der Kaiser yerordnete jedoch aus 
Anlaß dieses Falles „dass provisorie und bis zur Zustande- 
bringung der neuen Urbarialeinrichtimg "von nun an die höchste 
Robot in w j^chentlicb drei Tagen bestehen, folglich aller 
Orten, wo eine mehrere Robot üblich wäre, solche alsogleich 
auf die Zahl der wöchentlichen drei Tage herabgesetzt, und 
diese Zahl von Tagen unter keinerlei Vorwand mehr über^ 
schritten werden solle". 

Das Hofdekret vom 11. Dezember 1784 erweiterte dann 
diese Bestimmung insoferno künftighin die von den Privat- 
bauem zu. leistenden „Hilfsdienste^, die auf den Domünen schon 
sieben Jabre zuvor aufgehoben worden waren — und alle 
anderen unter was immer f&r einem Namen bestehenden Neben- 
dienstc als Robottage betrachtet und daher nicht Uber die drei- 
tägige Robot hinaus gefordert werden sollten'). 

^) Beschwerden der Untertanen von Marezyz, November 1781. 
— Klunker, die UnterthAns-yerfassuiig in Galiiien. II. Bd. S. 139. 
Patent vom 1 6* Januar 1 7 84.' (P i 11 e r*e c b e Gefletzsammlung IV.) 
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Die Beschränkung der Robot auf hrx hstt n.s drei Tage in 
(Irr Woche, und die Aufhebung der Hilts(iienste bedeutete für 
die Obrigkeiten eine starke materielle Einbuße. Der Ausfall an 
Arbeitskraft war nicht /-u ersetzen. Audi w<?nn der Gutsherr 
bereit gewesen wäre, die Arl>eit zu bezahlen, hätte or keine 
Arbeiter gefunden. Denn der galizische Bauer, mit dem geringen 
Ertrage seines Grimdstf\cke8 zufrieden, verzichtete darauf, sein. 
Einkommen, durch Lohnarbeit zu erli(dj<'n. 

Die anderen Verfügungen, die Kaiser Josef in der ersten 
Periode seiner Kegierung traf, sollen d«'r besseren Übersicht 
halber im Zusammenhange mit dem Kobotpatente vom 16. Juni 
178G besproelien werden, da sie sämtlich, ebenso wie die zwei 
bereits angeführten, in dieses hinübergt'nommen wurden. 

Bereit;^ rim 31. Januar 1782 hatte der Kaiser über einen, 
das Urbarialwesen betreft^ nden Vortrag die Resolution gefaßt, 
es seien die böhmischen und ungarischen prohibita generalia 
auf (ializien auszudehnen. Kurze Zeit darauf legte die Hof- 
kanzlei dem Kaiser den von dem Gubernium ausgearbeiteten 
Patentsentwurf mit ihren Bemerkungen vor. Da jedoch Hof- 
kanzh i und Gubernium nicht in allen Punkten übereinstimmten, 
befahl der Kaiser, den Hofkanzleivortrag an das Gubernium 
zur Einsichtnahme zu senden. Dieses Ubersendete ntm zwar 
bald darauf d< n revidierten Gesetzentwurf, der im wesentlichen 
bereits alle Bestimmungen des ersten Teiles des späteren 
Bobotpatentes enthielt; xu einer endgUtigen Beschlußfiassung 
kam es jedoch nicht 

Inzwischen erflossen in den nächsten Jahr(;n zahlreiche 
JEünselverordnuttgen, die jedoch die Notwendigkeit eines all- 
gemeinen Gesetzes nicht beseitigen konnten. Der Landesreferent 
Hofrat von Margelik zog daher aus den Protokollen jene 
Untertansbedrückungen aus, die schleonige Abhilfe erheischten, 
und forderte über di(?se sowie* über die prohibita generalia 
neuerliche Gutachten des galizischen Gubemiums und der Stünde 
ab. Auf Grund dieser befahl dann der Kaiser, ein Patent in 
kurzen Sätzen abzufassen^). Die Kanzlei kam zwar diesem 
Auftrag nach und legte unter dem 9. September 1785 den von 
Sonnenfels yeriaßten Entwurf vor, riet aber: man mOge noch 
zuwarten, da die Urbarialreg^ierung ohnehin derartige Bestim- 



^) Hofksi»leiT<»txftge vom 16. Aognst und 13. Dezember 1762. 
*) Resolution yom 6. Juli 1785. 
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mongen ttberflüSBig machen werde, und der Kaiser schloß sich 
dieser Memung an^). 

Wenige Monate später Warden jedoch die Verhandlangen 
wieder aufgenommen. Der Gutsbesitzer Josef CioYek Komorowski 
hatte dem Kaiser in einer Bittschrift die Schwierigkeiten dar- 
gestellt, mit denen die Dominien seit Abstellung der unentgelt- 
lichen Hilfsdienste zu kämpfen hatten. Der Kaiser cutscliicd 
hierauf: es habe bei der Anfhcbung der Hilf8tag:e zwar zu ver- 
bleiben, dafür aber seien in Galizien die böhmischen Arbeits- 
stunden*) einzutVihrrn. Zugleich befahl er „einen Preis, um 
welchen jene 1 'iitertaiieji, welche weniger als 6 Korzec Felder 
besitzen, da diese Untertanen ihre Hände zum eigenen Schnitt 
während der ganzen Dauer der Schnittzeit nicht bedürfen, 
ihren Obrigkeiten in der Schnittzeit zu arbeiten verbunden sind^ 
dergestalt zu bestimmen, dass der hiebey in jedem Kreis ohne- 
hin gewöhnliche Schnifterlohn zum Maßstab angenommen, und 
demselben nach Verhiütnis eines jeden Preises allenfalls ein paar 
Kreuzf^r zugeschlagen werden, und dass hierbei die ausdrück- 
liche Versicherung zu treffen sei. auf dass keiner der in dieser 
Kategorie stehenden Untcrthanen zu einer mehr als zweitägigen 
Lohnarbeit in der Woche angelialten werde". Bei dieser Ent- 
scheidung biitib es jedoch nicht. Als nämlich die Hofkanzlei 
nach wenigen Monaten den entsprechenden Patententwurf') 
vorlegte, wollte der Kaiser die ibache wieder vertagen^). Denn 
inzwischen h^tte er den gewaltigen Plan der Steuer- und Urbarial- 
regulieruniLC gefaßt, der ihn so sehr in Anspruch nahm, daß 
darüber alle anderen Angelegenheiten in den Hintergrund traten. 
Zudem war er der Meinung, daß „der einzuführende Steuerfuß 
auch wohl in Robotsachen einige Abjlndernn tr'Mi nacli sich zie- 
hen würde" und erst dann Zeit wäre, zur l^rage der Patents- 
publikation Stellung zu nehmen. Die Verhältnisse zwangen ihn 
jedoch, seine zuwartende Haltung aufzugeben. Denn immer zahl- 

^) 156 ex Septcmbri 1785. 

") Über die böhmischea Ärbettsstonden vergl. GrAnbezg, B«ueni- 
befreinng, II. Bd. S. 262. 

Das Guberiiiuin hatte folgende Arbeitslöhne ermittelt: Arbeit 
mit df'T SfMisc Krenzcr, Arbeit mit der Sichel 10 — 12 Kreuzer, 

leichtere Arheit (i-eehen, umwenden, TJurben binden und aufladen) 
7 Kreuzer, für eine vierspännige Fuhr 30 Kreuzer und für eine zwei- 
spännige 15 Kreuzer. (GnbenuBlbericht Tom 25. Juli 1785. Hofkanslei- 
TOitrag Tom 29. Aagast 1786.) 

*) Seaolndon Aber den HofkanxktTortrag vom 29. August 1785* 

WlwMT «UilawlM. fllndfflB. IV. Bd., >. H«(t SO 
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reicher liofrn lic^rhw ni ilen aus Galizien ein. Namentlich macfite 
der galizische iiefoniit Mar^j^Hik auf die Notwemiigkrit atif- 
merksam, nicht nar die Zahl der Kobotta^f, sondern im Inrnt sön» 
der Herrschaften auch die sonsri^fen l^obotsmodalitiiten zn regeln, 
da er auf seiner Landesbereisun;^ bemerkt babo, daß die Unter- 
tanen erst um H oder 9 Uhr fndi zur Arbeit erseheinen 

So erfolgte denn die, kaiserUcbe liesolution. welche die 
Antrftf^o der Kanzlei ^enelinugte und zugleich verfügte: es sei 
in das Patent „zu;^l« ich alles dasjenijj;e, was unter den Namen 
der Prohibitorum gonoralium kommt, einzurücken, und sodann 
die Publikation ungesiiumt vorzunehmen, damit auch der Unter- 
than andererseits vor allen Bedrückungen gesichert werde**. 
Auf Grund des seit Jahren vorbereiteten Materials wurde nun 
das Patent rasch ausgearbeitet und am 16. Juni 1786 kund- 
gemacht'). 

Das Robotpatent besteht aus zwei Hauptteilen; der erste 
(§§ 1 — ordnet die Art der Robotlcistung und ist durchaus 
dem böhmischen Robotpatent vom 13. August 1775 entnommen'). 
Der »weite Teil (§§ 40—83) enthält die Qeneralverbote, die 
zwar nicht mit den in Böhmen und Ungarn ergangenen ideii> 
tisch sind, aber mit ihnen die Absicht gemeinsam haben, gewinse 
Untertansachuldigkeiten, die dem Staate schiUilioh erscheinen, 
auch dann absustelleOi wenn sie in den Inventaren verzeichnet 
sind. Gehen wir nun auf den Inhalt tli s Fronpatentes ein. 

Was soiülchst das Maß der Kobotieistung betrifft, so wurde 
dasselbe mit Einschluß aller Nebenleistuiigen sowie der dem 
Pfarrer zustehenden Arbeitsforderungen — für welche die 
Patentvorschriften ebenfalls Anwendung finden sollten — auf 
hdchatens drei Tage in der Woche festgesetzt. Bestehende Mehr- 
verpfiichtungen sollten entsprechend herabgesetzt werden, eine 
Erhöhung geringerer Schuldigkeiten jedoch nicht stattfinden. 
Die Ausgleichung der Robotleistung nach der Größe der unter> 
tänigen Wirtschaften wurde der künftigen Urbarialregulierung 
vorbehalten. (Einleitung und §§ 1, 37.) 

^) Hofkanileivortrag vom 20. Februar 1786. 

^) P i 1 1 e r'g c h e Geaetssammlnng LI. 

3) Vergl. Grünborg, flanernbefrcinng, IT. Bd. S. 257—267. — 
l'.in Vorläufer des Robotpatentes war das Hofdekret vom 2H. April 1784, 
daä auf (icu Kaineralgütern eine Anzahl von Untertansgiebigkeitea ab- 
stellte. (Vergl. Ldwenwolde, Handbach der galisischen Gesetie in 
Anufigen, II. Bd. S. 2S1.) 
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Zugleich mit dem Verbot der Abforderung von Maßarbeit 
an Stelle von bloß der Zeit nach bestimmter, also imgemessener 
Robot wurde dit- Dauer des letsteren mit 12 Stunden im Sommer — 
1. April bis Ende September — und 8 Stunden im Winter be* 
stimmt. In welche Zeit auch zwei BaBt- oder Filttenmgsstunden 
im Sommer und eine im Winter, sowie der Weg nach dem 
Arbeitsorte imd Ton diesem eingereebnet werden sollten« Nur 
in der Scbnittzeit dürfen sowohl Zug- als Handarbeiter durch 
eine oder höchstens zwei Stunden länger zur Arbeit angehalten 
werden. Einzig für den Holzsohlag ist ein besümmtes Arbeite- 
maß festgesetzt. Verwendet die Herrschaft im Winter den 
Wochendienst zum Spinnen^ so kann das, was gewöhnlich durch 
7 Standen gesponnen wird, fUr einen IVontag gefordert werden. 
(§§ 1, 10, ^^O^) Zerlegung ganzer Bobottage in doppelt 
soviel halbe ist nicht erlaubt, wohl aber umgekehrt die 
Zusammenlegung halber in ganze. (§§ 2 und 3.) 

Wild die Arbeit noch am Vormittage durch ttbles Wetter 
unterbrochen, so darf der Untertan, faiU er noch yormittags 
nach Hause kommen konnte, verhalten werden, den nicht ver- 
richteten halben Frontag in der nämlichen oder in der nächsten 
Woche nachzuarbeiten. (§ 2.)'} 

Hand- und Zugrobot kann zu gleicher Zeit von einer 
Fanulie nicht gefordert werden; ebensowenig wider den Willen 
des Untertans bespannte Arbeit an Stelle der FuBrobot, wohl 
aber umgekehrt diese an Stelle jener, wobei je ein einspänniger 
Zug- einem Handrobotstag gleichzusetzen ist. Kein Wirt darf 
gezwungen werden, mit geringerer Bespannung durch mehrere 
Robotstage oder mit gri^ßerer Bespannung zu weniger Bobots- 
tagen zu erscheinen, als er pflichtig ist. Auch dürfen mehr- 
spttnnige Bobotszttge nicht geteilt werden, den vierspännigen 
Zug beim Eggen ausgenommen, der in je zwei zwdspännige 
Züge geteilt werden kann (§§ 4 — 6). 

Die Fröner haben wohl durch die vorgeschriebene Zeit 
fleißig und gut zu arbeiten. Doch sind andererseits Mensch und 
Vieh zu schonen, und daher den Bauern keine Arbeiten zu- 
zamuten, die ihre Kräfte Ubersteigen» so daß auch im Falle von 

^) Vcrgl. das bdhmisehe Patent bei Grflnberg, Battambefreinng, 

U, Bd. S. 262. 

^) Bereits früher durch Patent vom 21. Mai 1784 (Piller'scho 
Gesetzsammiuog XXXIX.) angeordnet. Eine fthnliche Bestimmung ent- 
hält § 19. 

20* 
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beträchtlichen VifhHt'uchen Überhaupt <lie Verpflichtung" xui- 
Leistung von Z\ifi;di«'nsten entfilllt lifi? 7 und 11). Mit eint-*iii 
zweispännigen Kol)otzug hat nur eiu Maun der Hauswirt 
selbst oder ein tauglicher Kn«^cht — mit <;im m dn i- üd<'r vii r- 
spöiinigen aber überdie« auch noch ein Treiber 7.n erscheineix. 
Da« (ileichc gilt, wenn Züge ^-usammengespannt werden. 

Hslusler und iDiileute wörd<*n nur durch einen Tag im 
Monat fronpflichtig Krank«? oder über ßO Jahre alte Tnn- 
leute, Söhne und Töchter, die bei ilireu Elt«'rn oder Schwieg-er- 1 
eitern in Di( nst stehen, ehemalige Hauswirte oder Hauswirtinn on, 
die ihr Haus ohne Verschiildea verloren haben, Invalid<*u uijid 
verabschiedete Soldaten, solange sie nur iunleutc sind, sind. 
Uberhaupt robotfrei*) '§§ 12 -13). 

Außer in drinirenden FaUen ist die Robot dem Untertan. 
Btets am Soinitag für die konnnende Woche anzusagen ^sji? 14 15 >. 
Hat der Untertan durch eigene Schuld die ihm rechtzeitig an- 
gesagte Hobot nicht verrichtet, so ist er schuldig, doppolteix J 
Krsatz in einer von fler Obrigkeit bestimmten Zeit zu leisten. 
Auch eine Nachforderung nicht benützter Ixobot blieb zugelassen» 
Um ab(>r Mißbräuchen durch Arbeitsaufsparung zu begegn<'t\, 
warde dieses Recht in doppelter Weise beschränkt. Es sollte 
einerseits die nicht benützte Sommer- und Winterrobot nicht 
im Herbst und Frühjahr und andererseits nur ein Tag in jeder 
Woche nachgefordert werden dürfen (§§ 16 — 18). 

Untertanen, die weniger a.U 52 Tage jährlich zu prästieren 
haben, können dazu verhalten werden, durch mehrere Wochen 
hintereinander je einen Tag zu roboten (§ 20}. 

Als weite Fuhren und Botengänge sind im Winter Ent- 
fernungen von höchstens drei (bei Ochsenrobot zwei), im 
Sommer aber von vier (beziehungsweiBe Ton drei) Meilen Uin^ 

^) Sclion durch Circular vom f'. Dezember 1784 (Pi 1 1 e r'sch p. 
Gesotzsamml. CIX."^ war die Innmauustroae nach dem Beispiole der 
böhmischen Läuder auf l'd Tage im Jahre herabgesetzt worden; jeut 
• eifolgle eine weitere Uerabsetsung auf 12 Tage. Et war also fortan ftr 
die Bemeeaung Sehnldigkeiteu der Himlex und Innleute nicht das 
Inventar, sondern daa Fronpatent maßgebend. Vgh Klanker a.a.O. 
U. Bd. S. 144—146. 

Wurde schon durch § 3 des Patentes vom 8. März 1784 
(Pill er' sehe Gresetzsamml. XVII.) festgesetzt. — Durch das Dekret 
der Stodien-HofkommiaBion vom 11. Oktober 1811 wurden aneh die 
diplomierten Hebammen von der Imimannafrone befreit. Vgl. Klunker i 
a. a. 0. n. Bd. 6. 148. | 
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und Herweg zuaammen anzusehen, wobei jedoeh auf Weg und 
Wetter Rttckcuclit zu nehmen ist. Alle Barauslagen sollen den 
FrOnem ersetzt werden, u. zw. siad fUr jeden Kneeht tllglich 
3 kr., für jedes Stttck Vieh an Stallgeld 1 kr. und für den 
Futterankauf im Sonuner 1 kr., im Winter 2 kr. zu bezahlen. 
Die einem Untertan in einem Jahre auferlegten weiten Fahren 
sollen insgesamt nicht mehr als zwanzig Meilen im Hin- und 
zwanzig Meilen im Bttokwege ausmachen. Auch dürfen sie nur 
zur Ve^endung herrschaftlicher Produkte und Erzeugnisse — 
innerhalb des Königreiches — verwendet werden. Die auf den 
weiten Fuhren zugebrachte Zeit, auch unverschuldete Verzöge- 
rungen einbegriffen, ist von der Fronschuldigkeit abzuschreiben. 
Zur Zeit der dringenden Feldarbeiten ist der Untertan zu keiner 
Fuhr anzuhalten. An Sonn- und Feiertagen soll die Arbeit nach 
Möglichkeit überhaupt ruhen (§§ 21—27) 

Den Gutsherren ist gestattet, die Frondienste auf andere 
ihnen gehörige, nicht allzuweit entfernte Güter zu ziehen, ohne 
aber dabei das patentmuOige TagesstundenmaO — mit Einrech- 
nung der ftir den Hin- und Herweg, sowie für die Fütterung 
und Rast erforderlichen Zeit — zu überschreiten. Anderen&Us ist 
eine Robotsttberlegung als weite Fuhre zu betrachten und da- 
nach zu behandelu (§§ 28—30)^). 

Freiwillig und auf ewige Zeiten eingegangene Fron- 
ablösungsvertrUge wurden auch lUr die Zukunft aufrechterhalten, 
ein Zwang auf die Untertanen zur Eingehung solcher Vertr;i^( 
jedoch verboten; den Fall ausgenommen, daß die Robotver- 
pflichteten m<'hr als zwei Wegstunden von dem Orte, wo die 
Frondienste ^olcistot werden sollen, entfernt sind und daiit r 
diese nicht ohne betriichthcheu Zeitverlust zu Uuji^unsten der 
Herrschaft verwendet werden können (§§ 35 -36). Den Unter- 
tanen darf die Bearbeitung der sogenannten öden Gründe nicht 
autgebUrdet werden (§ 38). 

Besonders wichtig und weitreichend war die neuerliche 
Festlegung der bereits unter dem 15. Januar 1784 verfügten 

^) Die Bestiinmungon über die weiten Fuhren sind den böliinischen 
nachf^ebildet. Vgl. Grüuberg, JJaueruhefrciunrr, II. Bd. S. 2Gi f. Ein 
Teil dieser Bestimmungen findet sich schon im ^ 8 des Patentes vom 
3. Juni 1775; die anderen sind im Patente vom 26. Januar 1784 
(Piller' sehe Gesetssamml. V.) enthalten. Vgl. Hofdekret vom 80. Mai, 
€rubemiidb«neht vom 19. Sei^nibec und Beaolution vom 13. Dezember 1783. 

^) Analog das böhmiselie Patent. Vgl. GrQnberg, Baaerabe£reiung, 
II. Bd. 8. 265. 
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Aufhebung aller Nebendienrte. Fortan aollten Jagdfronden, 

Botengänge, Nachtwachen^), die rerachiedenen Arbeiten auf 
herrschaftlichen Schiffen, die besonderen unentgeltUclien Dienste 
im herrschaftlichen Hofe, in den landwirtschaftlichen Indastrie- 
Unternehmungen und auf dem Felde u. s. w. nur mfhr im Rahmen 

der wöc!ieiitlich<'n Hobotverpflichtung gefordert und prftstiert 
wenlcn unfl selbst ZwHii<;8lobntftge untersagt sein. Insbesondere 
wurde auch die untertilnif^e Pflicht, ge<^en das Dreschermaß das 
herrschaftliche Getreide auszudrescben, aufgehoben 31, 33, 
34, 42, 43, r)0 ^56, 64). 

Die Verwendung der zur Verbesserung der Wege, Ikiicken 
und Dftmme gewidmeten Scharwerkstagc zu Feldarbeiten wurde 
verboten (§ 44). 

Das Robotpatt iit regelte aber auch ein«' Reihe anderer 
wichtiger Punkte. So verfllgte es, daß Hand Werksarbeiten von 
den auf herrschaftlichem Grund und Boden befindlichen Hand- 
werkern niemalö auf Abschlag der Fronschuldigkeit gefordert 
werden konnten, sondern immer bezahlt werden mllßten (§ 47}. 

F'erner beseitigte es alle in den (1 rundin ventarien nicht 
enthaltenen Natu raiabgab« 'n, sowie ferner das Komorno, d, Ii. 
den Wohnungszins der Tnnleute, und die Heiratskonsenstaxc, das 
Kuniczne (§§ 59 und 10)^). 

Der AusHchank des Wein<'s, der Salzhandel und das T^oin- 
wand bieichen sollten fortan von allen Abgaben frei bleiben 
(§g 58, (54, 77) ^> 

Die Aufdringung obrigkeitlicher Feiischaften wird neuer- 
dings verboten. Kbenso <lie Abgabe, die die Untertanen von 
jeder in die 8tadt zum Verkaufe geführten Ware entrichteten 
{§§ 03, HS, G9, IH^Si)). 

Hei Abführung des Zinsgetreides kann fUrderhin kein 
Staub- oder Maßgeld gefonlert wenlen (§ 61). 

Der Obstr und Tabakzehent wird abgeschafft (§ 62)^). 

^) Diese t|»esi6U waren aehos durch Patent vom 11. Jali 1783 
(Pi 1 1 c 8 ch e GesetzaammU XXYIU.) beseitigt worden. 

^) Auf den Domänen war dieses scbon durch Hofdckrct vom 
2''. Xovf'inbor 1777 (Tlofkaiizleivnrtrap^ vom 11. Novembfr 1 777 samt 
BeilHgen), auf den Pri vatlierrschaften aber durch das Leibeigenschafta- 
authebungspateut abgcstollt worden. 

Die beiden letsten Verbote weren schon im Patente vom 18. Hirs 
1784 (Piller'sehe Gesetssammlnng XVII.) ausgosprocben worden. 

*) War achon durch Circular vom 9. Dezember 1784 (Piller'sche 
Gesetzsammlung CKIV.) verordnet worden. 
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: Alle Abgabon an die obrigkeitlicheu Beamten haben auf- 
zuhören 65, 71, 72j. 

Die Quittungen über die j2:eleistctcn Untertaiisschuldig- 
keiten müssen deutlich abgefaiit und darf für ihre Ausfertigung 
von den Beamten keine Taxe gefordert werden 75). 

Ebcni« ) wurde mit dem Gcflügelzins für den Genuß der 
obrigk<'itliciien Weiden und mit dem Federzehent, sowie mit 
dem herrschaftlichen Recht zur Abrupfung der den Untertanen 
gehör! jy^en Gänse aufgeräumt f§ 67 ). 

Die Untertan<>n sind ferner in Zukunft nielit schuldig, ihre 
auf den Gütern ankonnnenden Obrigkeiten mit Getränken und 
Futter für die Pferde zu verselien r§ 73). 

Es soll von ilinen auch nicl t im hr unt<^r dem V'orwande, ihre 
Entweichunf< zu verhindern, Bürgschaft gefordert werden (§ 66). 

Sie sollen ihren Geldzinsschuldij^keiten in jeder gangbaren 
Münze nachkommen (§ 74) und niemals mit Geldstrafen belegt 
werden dürfen (§ 83). 

8chli(>(>!ie]i wurde festgesetzt, daß die Herrschaften bei 
allen Untertaaöbe<lriickungen zum dopptdten, nach Umständen 
auch zum dreifachen Jlirsatz des widerrechtlich Erpreßten zu 
verhalten seien (§ 84). 

Das waren die wichtigsten Bestimmungen des Fronpatentes 
vom 16. Juni 1786, das bis zur Grandentlastung die Grundlage 
der ländlichen Verfassung Galiziens bildete. Die GutslnTiv-n 
erlitten einen sehr beträchtlichen Ausfall an Kobot und die 
Aufhebung der Nebendienste machte es ihnen sogar für den 
An genblick unmöglich, die Ernte vom Felde einzubringen. Es 
ist daher nicht weiter verwunderlich, daß alle ihre Bemühungen 
darauf gerichtet waren, seine Durchführung zu Terhindem oder 
wenigBtena abzuschwäclien. Das gelang ihnen auch zum Teile. 
Denn auf ihre, vom Grafen Brigido nntorstützten Vorstellungen 
ließ sich der Kaiser, der gerade in Lemberg weilte^ zu dem 
Zugeständnis herbei, daß in Hinkunft jene Untertanen, die nur 
zwei oder weniger Tage in der Woche fronten, während der 
' Heumahd und der Körnerfechsung gegen den gewtthnlich 
bestimmten Preis, der für Hand- und Zugrobot auegemessen ist, 
für die Obrigkeit so viele Tage arbeiten sollten, als ihre Robot- 
schuldigkeit hinter dem wOchentUchen Maximum zurttokbliebe 

^) Krebschreiben voin 9. August 1786 (Piller'ftehe Geaetn. 
TjXI.) — Gubeinialberieht vom 8. Augaet 1786. — Durch Hofkanzlei- 
d^ret vom 22. MMn 1817 wurde befobleo, sie lÜiiiSstab Air die Ter- 
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Das Fronpatent (§ 76) liatte nur unzu reichende Normen 
über die Einhebung des Zehents gebracht; (iicse Ltlcke wurde 
durch das Patent vom 25. Januar 1787 ausgefüllt^). 

Wurden durch die skiszierteni Bestimmungen des Robot- 
patentes den Untertanen einerseits zahlreiche Erleichterungen 
zuteily so wurden sie andererseits für den Staat stärker in 
Anspruch genommen, vor allem durch die direkten Stouern, 
die Rustikalsteuer und den Militärbequartierungsbeitrag. Daneben 
bestand für sie noch die wenig drückende Verpflichtung ssur 
Mithilfe bei Errichtung neuer Mauten*), zur Leistung Ton ZvLg- 
und Handrobot bei der Neuanlegung oder Instandsetzung von 
Straßen*) und zur Stellung von Vorspann für das Militilr, welch 
letztere Leistung vergütet wuide^). Die Straßenfronen wui*den 
später durch Hofkanzleidekret vom 27, Juli 1824 abgeschafft^}. 
Endlich erklfote das Fronpatent ausdrücklich, daß die Untere 
tanen verbunden seien, alle Dienste, die die Landessicherheit 
angehen, ^e: Nachtwachen in den Dörfern. oder bei der Sörche, 
die Herstellung der Nachbarwege von Dorf zn Dorf^ die Bei- 
hilfe bei Feuers- oder Wassergefabr u. s. w., zu leisten, ohne 
daß die Obrigkeit diese Dienste von der Robot abzuschreiben 
verpflichtet sei (§ 39). 

§ 3. Maßregeln zur Besserung der untertänigen Besitzrechte. 

Ein Ziel, das die staatlielie Banernpolitik des 18. Jahr- 
hunderts beharrlich verfolgt, ist die Erhaltung des Bauemlandes 
beim Bauernstand. Seit 1751 schon wurde in Böhmen grund- 
sätzlich daran festgehalten, daß das noch in bäuerlichen Händen 
befindliche Land in Hinkunft dem Bauemstande nicht entfremdet 

gütung der IIilf»tage nicht mehr die InveiitavinlprcTgo, sondern die LüIcmI- 
arbeitsprcise, die alljährlich vom KreiBamte auszumittelu 8cicn, zu nehmen. 
Klunker, a. a. 0. IL, S. 152 ff. — Gabemialbericbte vom 1. November 
und 28. Dezember 1816. — Hofkansleivortrag vom 33. Jannsr 1817. 
Besolotion vom 22. Mttfz 1817. — Im Winter 1786/87 herrschte in 
Galizien eine Hungeranot; die Edelleuto erklärton: sie sei durch die 
schlechtere Bestellung der herrschafklicbeu Äcker infolge der Kobot- 
patente hervorgerufen wonlen. 

^) P iiier sc he (»esetzsammiung VIII. 

*) Nsehrieht vom 21. M«n 1786 (Piller'sche Gesetss. XXYII.) 
') Patent yom 17. Juni 1787 (Ptller'sehe Geaetss. LXXXL) 
*) Vgl. Klunker, a. a. 0. T. Bd., S. 170—175. 
^) Vgl. Klunker, a, a. 0. 1. Bd., S. 287. 
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imd nieht zum Hoflande gesehlagen werden dttxfe^). Ungefähr 
zu denelben Zeit begann der Staat — parallel mit dem Vor^ 
dringen der AnBchaaimg, daß das StaatawoU haaptBächüch von 
Freiheit und Bigentum des LandvolkeB abhänge — sich der 
zweiten Aufgabe: ^chenmg und Besserung der untertänigen 
Besitzrechte, zuzuwenden. Zu dem Ziele: „das Bauemland dem 
Bauemstand'' gesellte sich das zweite: „das Bauerngut dem 
Bauemsohn.'' £s sollten die „uneingekauften" Orttnde in „ein- 
gekauübe'* yerwandelt und aus den „Wirten Us weiter" „Eigen* 
thUmer" gemacht werden'). 

Es kann also nicht sonderlich llberraschen, daß die Re- 
gienmg gleich nach der Besitzergreifung GaÜziens den Plan 
erwogy auch hier die Umwandlung der uneingekauflen in Erb- 
eigentumsgrttnde durchzuführen. Dringendare Angelegenheiten 
drängten jedoch diesen Plan in den Hintergrund'). 

Durch das in den nächsten Jahren eiDgeriehtete Steuer- 
system wurde das Besitzrecht der Untertanen nicht beeinflußt. 
Und da die Steuerpflicht das Herrenland ebensowohl, wenn 
auch freilich nicht in demselben Maßstabe, traf wie das in 
bäuerhehen Händen handliche, so fehlte auch der besondere 
fiskalische Anreiz zu rascher ' Durchführung der Beform. Das 
eine bedeutete jedoch einen Fortschritt, daß die von Unter- 
tanmi bewirtschafteten Gründe in Öffentlichen Urkunden, den 
Fassionen, verz^chnet wurden. 

Das am 1. September 1781 kundgemachte Patent über 
das obrigkeitliche Strafverfahren gegen Untertanen setzte als 
sdiärfste Strafe, die jedoch von dem Dominium nur mit Zu«tim- 
mung des Kreisamtes verhängt werden durfte, die Abstiftung von 
Haus und Hof fest*). Fttr Galizien konnte diese Bestimmung 
vorläufig noch von keiner Bedeutung sein, da es doch dem 
Gutsherrn überhaupt freistand, mit dem bäuerlichen Besitze 
nach Belieben zu schalten. 

Kaiser Jos<'f hatte beabsichtiget, in dvu Ijührnischen Ländern 
gleichzeiti<^ mit der Aufhebung ilor Leiljeigenschaft den untertiinigen 
Wirten das Erbeigentum au ihren Gründen einzuräumen, lliebci war 
er jedoch auf energischen Widerstand der Stände gestoßen. Als er 
wahrnehmen mußte, daü diese nicht im entferntesten daran dachten, 

Vergl. nrünherg, Bauerabcfreinng, T, R.l. S. 242 ff. 
^) Vergl. (ii-ünbcrp, Hauornbefreiung, I. Bd. S. 263 f» 
^) Staatskauzlci Vortrag vom '6. November 177H. 
^) §§ ^ und 9 des Patentes. (P il 1 e r's c h e Gesetzsammlung XV.) 
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Opferzu bringen, um seine Absicht vcrwirkiichcn zu helfen, sondern 
nur auf ilire alte Ford cm ng: die Untertanen zum Zwangseiiikauf 
zu verhalten, zurückkamen, da hatte er seinen Plan wiederum 
zurückgestellt und sich damit begniigt, mit Patent vom 1. No- 
vember 1781 neuerdings die Bchon seit mehr als elf Jahren in 
den SudetenlHndern bestehende Vorschrift einzuschiirfen. xsach 
wie vor sollten also die Obrigkeit<'n dem liestndjen der Unter- 
tanen, sieh einzukaufen, keine Hn h 1 ( ndsse in (b n Weg l«'^eri, 
ebensowenig abrr die UntertaiU'ii zum Kinkaufe zwingen dürfen' ). 
Dieses l^atenr nim wurde zugleich mit demjenigen iil>or die 
Lei]>eigenschattsaufh( bung dem galizischen Gubemium Über- 
mittelt, damit dieses sich über seine Anwendbarkeit für Galizien 
äußere. 

Der Gubernialreferent v. Koranda verhielt sich ablehnend. 
Ein Zwangseinkaufsgesetz fllr Galizien erschien ihm nickt nur 
mit Kücksickt auf die Haltung der Dominien, sondern auch mit 
Rücksickt auf die Untertanen als bedenklick Vor allem 

^) Vergi. GrUnberg, Banernbelromng, I. Bd. S. S69-> 264. 
n. Bd. S. 31S— 314, 876—887. 

^) In seinem Gutachten führte er Folgendes aus : ^ErstenB sind 
den hieiländigeii T'nterthaucu ihre hcj^itzendc Orüncic meistons cum Fundo 
instructo Bammt dem erforderlichen Zuj^-Vielic und anderen Wirtschafts- 
zugehörungcn von der Grundobrigkeit iuvcutarmäßig überlassen, und 
ihre Wohnungen anf obrigkeitliche Kosteoi gebaut worden. Wenn dem- 
nach dimer besitiMde Qrnnd dem Unterthan eigenthtfmlich und eiblieh 
ttberlaasen werden sollte, so würde der Grundkerr berechtigt sejn, von 
seinem Unterthan die inventarmäßigo Einrichtung oder dafür das LSae- 
ßo]c\ '/n fordoni ; hat er diese aber nicht, m kann der Grundherr cor 
erbeigenthuniliciien Uberhissung nicht wohl gczwunjtren werdon. 

„Zweytens: Falls abei- auch die (truudherron sich dazu geneigt 
finden lassen wollten, so werden jedoch viele Untertbanen selbst nickt 
so leicht darin willigen, besonders die im flachen Lande li^en, wo es 
an Waldungen und am Holse mangelt. Denn sobald der Grund dem 
TTnterthiin eigenthümlich zugehört, so mnss er auch seine Wohnung 
in baulichem Stande erhalten und, falls sie abbrennet, auf eigene Kosten 
wiederherstellen; dafür aber deruinlen die Obrigkeit, um nur ihren 
Unterthan zu erhalten, sorgen, dergleichen auch, wenn er in casu eines 
Tiekunfalles sein Ztigviehe TerlobreUf ihm solches wieder anschaffen 
mnss, um ihn nur wieder in robotmäüigen Stand sn setzen. 

„Ein bestättigondes Beyspiel hat sich erst unlängst anf dem Ktretl. 
MRSsalski'sehoii Dorninio Ni/.ini im Pilancr Kreiap erffeben, wo der unter- 
suchende DiHtrict.sdireetor mit Bewilli|^iinj: des Po.s9eHS(»i-is den Dorf- 
uuterthanen den Autrag machte : duss man iliueu ihre besitzenden 
Bauemgründe cum jure Snccessionts eigentkfimlich ftberlaesen wollte ; es 
erklärten aber sich unter 100 anwesenden nur 6 Bauern dafür. 
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müsse dem Bauern das Eigentum eist j,anziehend und reisslMur^ 
^maobt weiden. Er «cblug daher Tor, das Erbeigentum vor- 
Ulttfig nur auf den in allen Kreisen ser^treuten Domänen 
einzuführen. Offenbar hatte Koranda die Absicht der Regierung 
miOreiBtaiideD. Zwai»g war ohnehin nfcht beabsichtigt. Zu- 
dem hatte das Gubemium selbst wenige Monate vorher, näm- 
lich unter dem 1. Juni 1781, die Yerieihung des &beigen- 
tums an die Untertanen als das wirksamste Mittel sur Hebung 
der Liandwirtschaft bezeichnet^). Nichtsdestoweniger gab der 
Kaiser dem Ghibemium recht. „Auf die Einführung des Eigen- 
thums — entschied er mit Resolution vom 6. Februar 1782 — 
wird mit der Urbarialregulation der Bedacht genommen und 
zuförderst auf den Cameralgütem der erste Versuch gemacht 
werden können.'' 

Das Patent vom 1. November 1781 wurde daher in Galizien 
überhaupt nicht kundgemacht, was nun freilich kein großer 
Verlust war, da doch sein Erfolg in Böhmen überaus gering- 
fügig war. 

Von l^edeutung für die fernere Entwicklung du l iitrrtans- 
verhältnisse ist das Patent vom 18. März 1784^'). Danach bohren 
alle Kauf- und Verkaufsverträge zwischen Obrigkeit und Unter- 
tanen, die sich auf das untertänige Vermögen beziehen, dem 
Kreisamte zur Bestätigung vorgelegt werden. Damit begann 
ein System der Bevormundung, das zwar vielfach angf^feindct 
wurde, das jedoch bei den wenig ausgebildeten ökonomischen 

„Dritteus: Überhaupt aber muss die Eigenschaft und der sittliche 
Chsarakter des hiesigen Unterthans nach den Tenchiedenen Landes- 
gegenden beobachtet und beiirtheilt werden. 

^Im Wieliesker Kzeiee, besonders im Zatborcr District, der an 
Schlesien angrenzt, und wo os den Bauern nn Arbeitsamkf>it und 
Industrie nicht mangelt, sind tast schou alle Gründe erblich eingekauft. 

„Dahingegen in den übrigen und beynahe in ganz Roth-ßeußen vom 
Smflnase an die Yolhynischen, Podoliaehen imd Mfoldatneehen GrSnsen, 
wo die Feld&ftchte immer in geringem Prdee sind, nnd keinen Ver- 
schleiß haben, da ist der Unterthan träge und hat gar keinen Hang 
zur Habsucht. Er begnügt sich mit den nothwendigsten Bedürfnissen 
und bauet von seinen Feldern nur soviel an, als zur Nahrung: für sich 
und seine Familie nöthig ist."' (Gubeniifilbericht vom 27. Dezember 1781.) 
Hofkanzleivortrag vom 22. September 1781. 

^) Pilier'sche Oeeetisammlung XTX. — Wiederholt durch 
Kidaaehreiben vom 10. September 1789 (Pi Herrsche Gksetseammlnng 
LXXXIII.) Vgl. auch Patent vom 33. Jali 1783 (Pill erwache aeeetx- 
nmmlang LXV.) 
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Ki<;eiiscliaft< n der Landbevölkoriing nicht ganz ungerecht£ertig:t 
war. Es galt den Untertanen nicht nur gegen die Herrsol».-! ff , 
sondern auch gegen wucherische Ausbeutung von anderer Stiite 
zu schützen. Hier deckte sich das obrigkeitliche mit dem unter- 
tHrtigen Interesse, so daß die J^eaufsichtigung des Kreditwesens 
den Domini<m Ubertragen werden konnte. Nachdem schon vor- 
her der Brantweinaiiflschank auf Borg untersagt worden war 
verbot das Pat<uit vom 26. Juli 1784 die Überlassung unter- 
tilniger Grundstücke in den sogenannten obligatorischen oder 
Pfandbesitz und den obligatorischen l^ sitz selbst. Die aus dem 
Titel des Pfandrechtes besessenen UrundstUoke sollten hmneii 
Jahresfrist ihren Eigentümern zurückgegeben werden, wogegen 
diese die auf ihren Grundstücken haftenden Schulden zu liqui- 
dieren hätten. Für die Zukunft al)( r wurde den Untertanen 
überhaupt untersagt, mehr als fünf rhcinisclic (lulden ohne 
obrigkeitliche Bewilligung zu leihen. Höheiv Forderungen, die 
die obrigkeitliche J^ewilligung nicht erhalten hatten, sollten 
weder durch Pfandrecht noch durch gerichtliche Exekution 
nnterstiltst werden* Auch der verbrMtete wucherische Vertrag, 
der dem Gläubiger die Hälfte der Ernte znspmeh, das soge- 
nazmte „sur Hälfte Säen^, wurde abgestellt*). 

Inswischen war Kaiser Josef II. wieder auf seinen LiebUnga- 
plan, die Untertanen zu Eigentümern ihrer Gründe zu machen, 
zturttckgekommen. In den Sudetenländem besaßen die uneiu* 
gekauften Untertanen seit den in letzter Zeit durchgeführten 
Beformen ihre Gründe bereits ^mit den vorzüglichsten Wir- 
kungen des Eigenthums'*. Es war deshalb keine sonderliche 
Zumutung, wenn der Kaiser die Stände auffordern ließ, die un- 
eingekauften Gründe den Bauern unentgeltlich ins Erbeigentum 
zu geben, „um SO mehr als sie dabej nichts yerldhren, wohl 
aber von der lästigen ihnen obliegenden Verbindlichkeit, den 
uneuigekauften Besitzern alles zur Erhaltung der sartorum 
tectorum des fundi instructi erforderliche ohnentgeltlich bey- 
suschaffen auch die daraufsitzenden Unterthanen in Miswachs 
und Noth^en ohnentgeltlich zu unterstützen, dadurch gänzlich 
befreyet würden*)*'. Anders lag freilich die Sache in Galizien, 

^) Patent vom 24. April 1783 (Piller sc he Gesetzsammlung XIL) 

P i 11 c r's c h 0. Gcfletzsaininbinp LTV. — Vgl. auch Krois- 
schreibeii vom 3. April 1787 (Pillor'sche Gesetzsiimnilnncr XLVII.) 

^) Ah. Entschließung vom 31. Dezember 1784 uud llüldecrct vom 
7. Januar 1785 bei Grünberg, Bauernbefreiung, II. Bd. S. 402 t 
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wo noch nichts geschehen war, um das Banemland yor Ein- 
ziehung tum Herrenland sn schlitzen. Nichtsdestoweniger erging 
die gleiche AufForderung auch an die galiziachen Stande und 
wurde dem Gabeminm aufgetragen, alle Kreisämter und Obrig> 
keiten dattinf aufinerksam en machen, da0 die Gutsherren ver- 
p€ichtet seien, den unei abgekauften Untertan zu unterstützen, 
daß sie aber kein Recht zur Abstiftung liätten außer in den 
f^esetzlich schon bestimmten Fällen, auch nicht wenn sich ein 
Käufer finden sollte^). Das Gubernium führte jedoch den Auf- 
trag nicht aus. Es verkenne zwar nicht die odlo Absiclit des 
Kaisers, das Wohl der Untertanen zu befördern, lautete seine 
Antwort, es glaube jedoch, „da der galizisclie Unterthan zu roli 
sei, um aus dieser Verfügung sein eigenes Wohl hervorlcucliteu 
zu sehen, nicht unrecht ^eliandelt zu haben, wenn es diese 
Verfügung vorläufi<j:; nur dem SUindeaussehuss init<4:eth<'ilt habe; 
würde man es aHen Obrigkeiten mittheih n, so müssten die 
Unterthanen von den großen Vortheilen, die die uneingekaufteti 
Besitzer genießen, erfahren und würden sich noch molir als jetzt 
schon gesehi<'lit, ijrejL^en Annahme des Ki^entliums strauben." 
Doch nehme das Unbernium selbst diese V^erordnung zur Kicht- 
sclmur boi allen vorkommenden Fallen. Der Kaiser erklärte sich 
damit einverstanden*). 

Inzwischen hatte auch der Ständeausseliuü s<nn Gutachten 
abgegeben. Er stellte die Schwierigkeiten dar, auf welche die 
Durchführung des kaiserlichen Projektes stoßen würd(\ Vor 
allem aber sei der Bauer im ( )sten des Landes zu faul und 
zu abergiaul)is(di, um von dem Gesell eiikc, das ihm durch 
Verleihung des Eigentums /ngewendet würde, den richtigen 
(iebrauch zu machen. Es sei daher bf^sser, noch auf die 
Vollendung der eben ins Werk gesetzten Ausmessung des 
Landes und auf die Durchführung der Urbarialregulierung za 
warten. Mit diesen Ausführungen war nun die Hofkanzlei 
durchaus nicht einverstanden. »Die galizischen Stände — er- 
klärte sie^) — sind gans unrecht daran, w(mn sie vermeinen, 
dass nicht schon das Erbdgenthum allein gute Wirkungen und 
gedeihliche Folgen haben werde, und dass erst noch yorlaufig 

^) Dekret an das galizische Gubernium vom 7. Januar 1785, — 



Vgl. Grflnberg, Banenheffeiung, II. Bd. S. 403. Ks links» Galicya. 
8. 136 f. 
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durch eine beBsere Erziehang die Liebe zur Arbeit erzielet 
werden mius; denn die tägliche Erfahrung widerspricht diesem 
platterdings, und bewährt vielmehr, dass die Unterthanen aller 
Orten, wo aie ihre Gründe eig<>nthihnlieh besitzen, wenn ue 
auch ttbrigen« in der Erziehung ziemlich zurllck und vernach- 
lässigt sind, sieh doch durch ihren Fleiß und durch ihre Arbeit- 
samkeit allenthalben auszeichnen, sowie dies auch in Galizien 
wirklich der Fall ist, and jene wenige Ortschafiben, wo der 
Unterthan eigenthUndich Gründe besitzt, Ton den ttbrigen gleich 
bei dem ersten BEok sich merklich unterscheiden.** Viel richtiger 
wÄre daher die Erkenntnis gewesen, n^Sy da die Unterthanen, 
ohngeachtet sie fruchtbare Qrttnde besitzen, selbe doch nnr 
schlecht bebauen, dies Tcrmuthlich darin seinen Grund haben 
dürfte, weil sie diese Gründe nicht eigenthümHch besitzen.'' 

Doch konnte auch die Kanzlei, trotz ihrer Besorgnis: die 
XJrbarialregnlierung werde der Einkaufung Hindemisse in den 
Weg legen, sich der Ansicht nicht Tersohließen, daß die sofortige 
Durchführung der Maßregel nicht möglich sei. Sie beantragte 
daher, vorläiülg wenigstens das Hofdekret vom 7. Januar 1785 
OffentUoh kundzumachen. Dabei sprach sie auch den Wunsch 
aus: es möchten die ungeheueren Dominikalbesitzungen ver- 
mindert und die Untertanen besser dotiert werden. Auch der 
Kaiser war jetzt für die Kundmachung des Hofdekretes, woUte 
jedoch die obrigkeitliche Aushilfe nnr auf das beschrankt wissen, 
wozu die Obrigkeiten wirklich ▼erpflichtet waren Diese un- 
klare Bezeichnung wäre geeignet gewesen, eine noch größere 
Verwirrung heryorzurufen, als ohnehin schon bestand. Doch 

^) Besolution ühor den Ifofkanzleivortrfig vom .'Jl. März ITSf): 
„So wie Ich es der Kanzley boit its ausdrücklich bedeutet liube, «iiid 
die Obrigkeiten zur Überlassung des Eigenthums der Gründe au die 
Unterthanen nicht n zwingen, sondern es ist hierunter alles lediglich 
dem willkflrlichen EinTeistSndnis ' swischwi Herren und Untexthsnen za 
flberlassen. — 

„Die Circularverordnung wegen der von Seiten der Obrigkeiten den 
Unterthanen zu leistenden Aushilfe hat auch in Galizien zu ergehen. 
Uberhaupt aber muss diese Aushilt'o auf jenes beschränkt werden, zu 
welchem die Obrigkeiteu gegen ihre die Gründe nicht eigenthümlich 
besitzenden Unterthanen wirklich vwbonden sind. — 

„Übrigens wird bei der Bectifieationaregiiliening der wirklieh un- 
billigen Robotentrichtuug schon behörig fürgesehen werden, und ist 
statt der vuu der Kaiizh^y p:eitußerten Besor^^iis aich zuversichtlich zu 
versprechen, dass das Keetificatorium die Vcrtheilung der Gründe keines- 
wegs hindern, sondern vieliuehr befördern werde." — 
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entodiied der Kaiser auf eine neuerliche Vorstellung der Hof- 
kanzlei dahin, daß das Nämliche^ was unter dem 7. Januar 1785 
für Böhmen eilassen worden war, auch ftlr Galisien asu gelten 
liahe^). Damit wurde das Verbot, die Untertanen willkürlich ab- 

zustiften, zum erstenmale auch in Galiaen ausgesprochen. Wirk- 
sam war es vorderhand noch nicht. 

Der Appell des Kaisers an die böhmischen und mährischen 
Stände war ebenso erfolglos geblieben wie der an die galizi- 
scliou. Josef gab daher den Plan, das untertttnip^e Eigentum 
mit einem Schlage herbeizuführen, endgiltsg auf. i'urtciu sollte 
— und dabei blieb es bis 1848 — die Durchführung des 
Erbeinkaufes ausschließlich im Wege freiwilliger Vereinbarungen 
zwischen Gutsherrschaften und Untertanen stattfinden-). Aber 
noch war in (iaiizien das bänerliche Hesitzrocht prekär, schlechter 
als in den übrigen Provinzen Österreichs. Isoch war in Galiziea 
viel zu tun, um dem dortigen Bauern eine ähnlich gesicherte 
Stellung zu schaflfen, wie sie der b()hnnsche, auch der unein- 
gekaufte, schon hatte. Noch war vor allem das Kustikalland 
von dem Dorainikalland nicht getrennt, ein Zustand, der umso 
bedenklicher war, als gerade damals, wo nach Herstellung der 
Ruhe und Ordnung im Landn dpr Ackerbau einen neuen Auf- 
schwung nahm, bei den Gutshi irun der Wunsch rege zu werden 
begann, (las Huflanfl auf Kosron des Jiauernlandes zu erweitern. 

l>er Staat verleugnete aber auch in Galizien die Grund- 
sätze nicht, die er in den übrigen Kronländern seit Jahivehnten 
mit Erfolg vertreten hatte. Das Legung8vrr])ot wurde wiederholt 
ausgesprochen'^} und in das Fronpatent auigenomraen Jetzt 
aber entstand die Frage : Welche Gründe sind KustikalgrUndCj 
auf welche Gründe hat sich dieses Verbot zu erstrocken? Das 
mußte genau feststehen, sollte das Leguugsverbot nicht ein toter 
Buchstabe bleiben. 

Nun war aber eben mit Hofdekret vom 24. Februar 1787 
für die Bukowina eine wichtige Bestimmung getroffen worden. 
Danach „sollte der Besitzstand, wie er mit 1. November 1786, 

^) Guhernialverordnang vom 80. Mai 1785. Klunker a. a. 0. 
IL Bd. S. 34. 

Cirrünberg, Bauernbefreiung, I. Bd., S. 265. 
Daieh Hoüldc»^ vom 6. Mai, publiziert mit Gabernialvevord- 
nang vom 27. Mai 1785 (Klunker, a. a. O., IL Bd., 8. 38) und 
durch die oben erwähnte Gnbemialverordnung vom 30. Mai 1785. 
*) § 41 dea Fronpatentea vom 16. Juni 1786. 
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nflmlif Ii in dem Zeitpunkte der Vereinif^ung mit Galizien, gewesen, 
zur Grundlage angenommen, mithin jene GrUnde, die sich dam«.)« 
in dem Besitz eines Unterthans befanden, als unterthätni^e 
erklärt werden", und den Obrigkeiten für die Zukunft untersagt 
werden, „diese Gründe dem Unterthan abzunehmen, noch selbst 
ohne seiner eigenen Einwilligung und dem Vorwigsen des Kreis- 
amtes pregen andere zu vertauschen" Als daher die HofkaiiTsIei 
dem Kaiser ein Hofdokret zur Genehmigung vorlegte, das den 
Obrigkeiten in allen k. k. Erblanden verbieten sollte, ihre eigenen 
Gründe gegen Rustikalgründe zn vertauschen^ machte sie den 
Vorschlag, <,deich\vie es für die Bukowina geschehen war, auch 
für Galizien den 1. November 1786 als Isormalzeitpunkt zur 
Unterscheidung zwischen Dominikai- und Rustikalland festzu* 
setzen*). Der Kaiser schloss sich diesem Antrage an, und es 
erfloß dementsprechend am 2. April 1787 ein Hofdekret an die 
galizische Landesstelle Mit einem Schlage war so der 
in untertRnigen Händen befindliche Grund und 
Boden „rustikalisiert^« 

Bei der Publikation dieses Gesetses ergaben sich mancherlei 
Irrungen. Das Liandesgubernium hatte an dem eben erwähnten, 
fttr die Bukowina erlassenen Hofdekrete vom Februar aus 
steuertechnischen Gründen Anstoß genommen. Es hatte daher 
die Anwesenheit des Kaisers in Lembeig (Mai 1787) benutzt, 
um eine Erläuterung zu erbitten, und die Antwort des Monarchen 
irrtümlich so ausgelegt, als ob das Hofdekret vom 24. Februar 
widerrufen worden wäre. Das war nun nicht der Fall gewesen, 
und daher war auch dem Gubemium, als es diesen angeblichen 
Widerruf publizierte, von Wien schleunigst aufgetragen worden» 



^) Gr Anberg, Studien, B. 63 f. 

') Hofkansleivortrag ▼om 1. Mttra 1787. 

Die Yertausohun^ obrigkeitlicher and untertäniger Gründe ohne l 
vor dem Kreiaaintc erteilte EinwilHgong des Untertuis ist bei Strafe | 
des doppelten Wertes verboten. „Da theilsortoii die Untertlianen noch [ 
keine würklich zupremr.-^sciieu Gründe liabeu, sondern in eiueni Jahre in i 
dieser, iu dem anderen in jener Gegend einige Feldantbeile zu benützen 
pflegen, mitbin der Umstand entstehen kannte, welehes eigentlieh als ein 
dem Unterthan zu verbldbenhabendes Feld ansiiseben sei, so haben 
Seine Majestät den ersten des vorjährigen Wintexmonates zu bestimmen 
geruht, (laß die in diesem Zeitpnnct in dem Besitz der Untcrthanen 
befindliclieu (iiünde als jene sju Ix^tr^chten sind, .luf welche sich das 
Verbot der Einziehung oder Austausuhung zu erstrecken habe." (Hof- 
dckret vom 2. April 1787.) 
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denselben zurückzunehraen In Erwartung; der ntmerlichea 
Entscheiduuf:; des Kaisers UIxt die lUikowinaer Verhaltnisse 
hatte, nun das Guberiiliuu mit der KundTnachung der an;iloj4"en, 
für Galizien getroffenen Vcrfüj^uug gezögert und mit Krt is- 
schreiben vom 2(3. April 1787*) bloß den Teil des Hofdekretes 
veröffentlicht, der die eigenmächtige Vertauschung untertäniger 
lind obrigkeitlicher Gründe betrat'. Der andere Teil, der die 
Bestimmung des Normaljahres enthielt^ wurde vorläufig zurück- 
gehalten. Er ist auch später ebensowenig wie der Widerruf 
der die Bukowina betreffenden unrichtigen Verlautbarung') 
publiziert worden. 

Nichtsdestoweniger bestand jedoch das Hofdekret vom 
2. April 1787 zu Recht. Als es sich darum handelte, in dern 
Steucrregvdieruiigäpatcnte vom 10. Februar 1789 eine genaue 
Unterscheidung Äwischen Dominikai- und Rustikalland fest- 
zusetzen, wurde von der HofkanzhM, die ja nicht wußte, daß 
das galizische Guberuium das Hofdekret vom 2. April 17H7 
nur unvollständig kundgemacht hatte, die frühere Verfügung 
wiederaufgenommen und im Patente ausdrücklich wiederholt*). 
Das hatte natürlich nur deklaratorische Bedeutung, da nur auf 
ein geltendes Gesetz hingewiesen wurde. 

^) Vgl. Grünberg, Stadien, S. ßö f. 
Pille T'aelie Gesetzsammlnng LX. 

^ Vgl. Grünberg, Studien, S. (»6, Anm. 3. 

*) § 11 des Fatcnis: „Rusticalgründc sind jene Gründe, welche 
von jeher dem Landvolke zur soj^cnannten Anstiftung und seinem 
Unterhalt dienten, und vermöge der erlassenen Patente znin obrit;- 
keitlicheu Genüsse unter Strafe nicht mehr eingezugen werden aurfeu; 
auch macht es bei diesen keinen Unteraehied, ob dieselben käuflicfa, 
oder erbrechtlieh, oder aneingekanft beaessen wwden. Sollte hie nnd da 
Aber diti Ei^M uschaft der Gründe, ob solche Dominical- oder Rastical- 
pründc siiul, pjiio Frnge pntytoTipn. so hat man zur Vermeidung: ver- 
zögernder Weitläufigkeiten sich an den gegenwärtigen Besitzstand zu 
halten, und ist den Unterthauen, welche einige Gründe in Händen haben 
und für Rusücalgründe angeben, sowie den Obrigkeiten, welche diese 
oder jene in Händen der Unterthanen befindliehe Bealitftt als wirk- 
lieh dominical ansprechen, der Beweis aufzulegen, daß solche am 
1. November 1786, als dem N or m a Iz ei tp un c te, welcher in 
diesem Lande 7.nr T^nterscheidung der Dominical- und 
Rustical-Kenlitäteu festgesetzt ist, zn derjenicrcn Gnttung 
gehört haben, unter welcher gegenwärtig Anspruch darauf gemacht wird. 
Z. B. also, daß dieser oder jener Grand, den itat ein Unterthan genießt, 
von einem obrigkeitlichen Maierhofe herrflhre, der im Normaljahre 
bestanden, und daß diese Ablmtang allgemein bekannt sei.^ 

Wfener Maatowlaa. fltndlen. IV. Bd., S. H«ft. 21 
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Daran wurde daher auch nach Aufhebung des Patentes 
▼om 10. Februar 1789 festgehalten. Das Hofkanslcidekret vom 
2. April 1787 war in Vergessenheit geraten; die Bestimmung 
des Normaljahres jedoch wurde aufrechterhalten. So kam es 
denn zu dem juristischen Kuriosum, daß durch mehr als ein 
halbes Jahrhundert ein Paragraph eines aufgehobenen Gesetzes 
die Grundlage ungezählter hochwichtigc^r Entscheidungen der 
Behörden bildete^). Wie auch immer aber sich das juristische 
Detail dieser Sache gestaltete, das muß betont werden, daß das 
Hofdekret vom 2. April 1787 eine der wichtigsten Maßregeln 
war, die die österreichische Regierung zum Wohle des galizischen 
Bauemstandes getroffen hat. Der Bauer bat ein lebenslängliches 
Nutzungsrecht an seinem Grunde erhalten; er darf nur in 
gewissen, vom Gesetze bestimmten Fällen abgestiftet werden*), 
ja sein Nutzungsrecht wird Hchlicßlich ein rererLliches ' ). 

Noch einmal — gclc^^entlich eines Vortrages Ulier das 
galizische Evidenzhaltuiigswes<'n - - wurde in der IlofkanzJci 
die Frage erwogen, ob nicht zugleich mit der Steuer- und 
Urbarialr(fj,uHeruni^ «itu liaueni das Eibeigrntum verliehen 
werden solltr. Allein auch diebinal wnrdr dir Au.stVdirung dieser 
Al)sicl)t auf eine öj>ätere. Zeit vt'rseliolx n ninl nur den Untt^r- 
tanen (l< r Kamerai- und geistlichen (Jilter, d« r Starosteien und 
Teuuten durch Hofd<'kret vom 20. Januar 1787 das Kigentuni 
ihrer Grilnde uneutgeltlicli eiii>;eraumt^). Kine auf der Fidei- 
commifMierrschuftZamosc von deniürafen Zamojski durchgefiilirte 
Reform machte auch die dortigen Bauern zu Erbeige.ntüinern '). 

Das Ergebnis der josefinisth' n Reformen ist nun in liezug 
auf das Besitzrecht der Privatbauern folgendes: der umnugekaufte 

^) Vgl. Klunker a. h. O., II. Bd., 8. :55 tt, ; ferner Krze- 
czuuowicz a. H. O., S. 21, und Sfotwinski h. a. 0. III. Bd.. S. 12. 

^) Solche Fälle sind: Ungehorsam gegen die Obrigkeit yl'ateut 
yom 1. September 1781, Piller'sohe Gesetss. XV., §^ 1 — 3), 
Schmuggel (Kreisflchreiben Yom 6. Märs 1787, Pille r*s ehe Geaetss. 
XXIV.), Flucht vor der Miiit^ratellung (Kmeecbreiben vom 10. Mai 1788, 
PiU«r'8che fJesetzs. LYII.i. 

') Vjjl. T n in ;i s <• Ii e k in der „Zeitschrift für österreichische 
liechtsgelehrsamkeit und pol. Cicsctzkuude^. Jahrg. 1840. I. Bd., 
S. 82 — 105. — Grünberg, Stadien, S. 335, Anm. 1. — Kreis- 
Bchreiben vom 36. Mai 1789 (Fi II ergehe Gesetse. LI.). 

^) Hofkaiizleivottrag vom 7. Januar 1787. Vgl. Klunker a. a. 0. 
IL Bd., S. f)!. 

^) Vgl. Uofkanzleiact 16 ex Auguste 1792. 
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1) o m i n i k a 1 iö t ist nnoingekauftor Rustikalist g-ewordfu ; 
lind noch mehr, er bisiUt sein Gut y,iiiit den vory.ügiichsten 
Wirkungen des Kigentnms". Denn er darf — au(5er nach gesetz- 
mäßig durchgctYibrtem Verfahren nicht abgestiftet werden. 
Allerdingö kann er ül)er seine Griinde weder unter Lebenden 
noch auf den Todostall disponieren und, wenn er stirbt, so tritt 
immer die gesetzliche Erbfolge ein. Aber ein solches Verfiignngs- 
reeht strebt der Bauer auch gar nicht an. Was er brgchrt, das 
ist der ungestörte, ruhige Resit/., ntifl daß dieser Hesitz auf seine 
Kinder übergehe. Das ist ihm 'j-^wahrt. Daß er nur bis 5 Gulden 
Schulden aufnehmen kann, ist nur aus Gründen der Landeskultur 
bestimmt. Darf ja auch der eingekaufte Wirt der böhmischen 
Lilnder seine Stelle nicht über -/^ des Wertes verschulden. 
Verschuldungsfreiheit ist für den Landraann innner ein Danaer- 
geschenk, zumal in Gtalizien, wo der ländliche Wucher, seit jeher 
in Blüte stand. 

Die Obrigkeiten, die durch die Entziehung der Verfügung 
über die untertiinigen Gründe, durch die t^nschränkung der 
Bobot. durch die Aufhebung /.alilreicher Untertansgiebigkeiten 
und durch die Einführung der hohen Steuern eine starke Ver- 
mögenseinbuße erlitten hatten, suchten Ersatz zu finden in der 
Gewinnung der vollkommenen Herrschaft über Wald und Weide. 

Die Regierung selbst hatte ihnen den Weg gewiesen. Um 
nämlich der fortschreitenden Devastierung der Walder Einhalt 
zu tun, hatte man bei der rhrrnahme der kr)niglichen Gttter 
mit Patent vom 16. Oktober 1772 überhaupt die Holznngsrechte 
abgestellt ^). 

Wenige Wochen später schon hatte man jedoch diese 
strenge Verfügung aufgehoben, und den Untertanen gestattet, 
dort, wo es bis dahin Übung gewesen war, Klaubholz zu 
sammeln'). Das Holzungsrecht wurde also wesentlich ein- 
geschrAnkt, dafür aber den Untertanen zugesichert, daß sie 
dieses verminderte Recht in Zukunft wieder ungestört ausüben 
kifnnen. 

^) „Unus qitisc^ue a li^nntionc in silvis regÜB absquc expressa nostra 
permissione abstinebit." (Pill er's che Gesetzsammlung IIL) 

„In illlü locis ubi hactenn;? tisn?- vicciiif suixlitis pro necessitatc 
proprii foci liguji subniinistrandi ipsit* putreiactioni proxium hinc iude in 
Silvia iacentia colligorc liceat. Quod vero ad ligna noviter cacdenda 
«ttinct omnia privilegia lignandi cassantttr.'^ (Patent vom S8. Januar 1773, 
Pi Herrsche O-esetzsaminlaiig XIY.) 

21* 
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Auch auf den Priyatgtttern wollte die Regierung' eine 
geregelte Forstwirtschaft einführen und erlieü daher eine Wald« 
Ordnung^). Sofort tiefen aueh Klagen ein: die Ohri^kcitea 
ntthmen dieees Patent ssum Vorwand, um den Untertanen den 
Oenu0 der obrigkeitlichen Walder 2U entsiehen. Was die Herr- 
schaften anstrebten, war klar. Die Untertanen sollten durch 
Ehitsiehung der Wald- und Weidegerechtigkeiten gezwan^n 
werden, die durch die kaiserlichen Verordnungen der letzten 
Jahre aufgehobenen Frftstationen weiter xu leisten'). 

Dagegen mußte der Staat einschreiten. Durch Patent vom 
12. Janua& 1784 wurde daher festgesetzt, «ydass, wo vorhin denen 
Unterthanen gestattet gewesen, ihren Holabedarf aus den obrig- 
keitlichen Waldungen hensuholen, dieses auch noch fernerhin^ 
nur mit dem Unterschiede gestattet werden müsse^ dass nunmehr 
bei dem Hohwchlag selbst sich jedesmal ganz genau naoh dem 
Waldordnungspatente zu achten und zu benehmen sein wird.^ 
Wo den Untertanen die Befugnis zustand, Holz zum Ver- 
kaufe zu schlagen und zu verführen, muß ihnen die Fortdauer 
dieses Rechtes solange zugestanden werden, ^bis die Obrigkeit 
gehörig dargethan haben wird, dass diese Holzverführung nur 
precarie und nach Wohlgefallen der Obrigkeit zugestanden 
worden, und dass die Unterthanen ohne diese HolzverfÜhrong 
leben und ihr Auskommen finden können'^'). Jetzt wäre es 
nöthig gewesen, von Amts wegen für jedes Dorf den Umfang 
der Dienstbarkeiten feststellen und aufzeichnen zu lassen, und 
so für die Zukunft allen Streitigkeiten vorzubeugen. Das geschah 
aber nicht. Weder im Augenblick, noch spiit^r. Streitigkeiten 
blieben dann auch nicht aus. Der Versuch der Dominien, bei 
Gelegenheit der Einführung der Steuei^ und UrbarialreguUerung 
die Waldsteuer teOweise auf die Untertanen zu Uberwälzen, 
wurde allerdings durch das .Hofdekret vom 14. September 1789 
zurückgewiesen^). Ebenso mußte aber auch der Versuch des 
Gubemiums, gestützt auf dieses Hofdekret, eine Regelung der 



^) Tateiit vom 20. September 17)^2. (Piller'sche Gesetz- 
BBmuilnng XL.) 

') Die gleiche Politik hatten seineneit auch die bÖhmiBChen 
Stände eingescUagen. Vergl. Granberg, Bauembefreiung, I. Bd. 

s. 23»; fv. 

1 P i 1 1 e !• s c h c Gesetzssjmiiilunu II. 
Publiziert mit Kreisscbreibeii vom 2i>. Oktül»er 17öli (Piller'sche 
Gesetssammlun^ CIV). Gubemialbericht vom 15. Januar 1789. 



Digitized by Googl 



Das fiaab'eche System. 



69 



strittigi'D Verhültnisse durchziituhren infol*;-»' der Aufhebung 
der Urbarialregulieroiig nach Josef II. Tode unterbleiben. 

§ 4. Das Raab'sche System^;. 

Ans bevt^lkerungspolitischen Grdnden ist der österreiduBobe 
Staat des 18. Jahrhunderts ein Gegner der großen Güter ge- 
worden. In der Vermdhmng der Bevölkerung erblickt er die 
vornehmste Aufgabe seiner Verwaltungstätigkeit. Fttr die ver- 
mehrte Bev((lkemng sollen durch weitgehende Förderung der 
Xiandwirtschaft ausreichende Subsistenzmittel geschaffen werden. 
Nichts aber hindert mehr „die vollkommene Cultur des Bodens 
und den Flor der Landwirtschaft** als die Frondienste. Ihre 
Aufhebung muß jedoch die Yemichtung des gntsherrlichen 
Großbetriebes im Wege einer Zerschlagung des llerreniandes 
in Bauerngüter nach sich ziehen. So wird denn dieses letztere 
zum Losungswort. Dieses Programm, das im Jahre 1775 vom 
Hofrate der Kommerzkommission Franz Anton t. Raab auf- 
gestellt wurde, sollte in Böhmen und Mähren auf den vom 
Staate verwalteten Gütern eingeführt werden. Denn die Piivat> 
dominien waren nicht gewillt, diese Neuerung, von der sie nicht 
mit Unrecht eine Schmdlerung ihrer Einkünfte befürchteten, 
anzunehmen, und der Staat versuchte auch vorläufig nicht, sie 
dazu zu zwingen. Auf den Staatsgütern aber machte man mit 
dem neuen Systeme recht günstige Er&hrungen. Kein Wunder 
also, daß die Regierung daran dachte, das Raab'sche System 
auch in Galizien einzuführen. Verfügte sie doch hier über 
zahlreiche Staatsgüter, die »ie von der Republik Polen über 
nommen hatte, über geistliche Fondsgüter und über die Güter 
des im Jahre 1773 aufgehobenen Jesuitenordens^). 

Diese Gütermasse in Staatsbeätz zu behalten, war nicht 
beabsichtigt, da dies den damals herrschenden Grundsätzen wider- 
Bprochen hätte. Sie sollte vielmehr nach Einftihrung der Robot- 
abolition an Private verkauft werden*). TatsächEch ist es jedoch 
anders gekommen; gerade auf jenen Gütern, die der Staat in 

LandesprSsidialerlüß vom 26. Februar 1790 bei Klunker 
«. a. 0. II. Eid. S. ö7 

*) Vergl. Orüiiberg, Hauernbefreiung, I. Hd. S. 290—314, 
II. Bd. S. 335i— ar);>, 423 - -431. 

*) Vergl. Pilat in der „Statistischen Monats6chrift<< XVIII. Bd. 
& 296. 

^) RobotAboHtions-HofkommiBBion unter dem 7. Juni 1784. 
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seiner Verwaltung behielt, ist das Robotabolitionssjstem, zum 
größten Teil wenigstens, durchgeführt worden, während die 
Mehrzahl der verkauften Staatsgüter nicht nach diesem Sj^stem 
eingerichtet wurde. 

In den volkreichen westlichen Proyinsen des Reiches 
konnte man die parzellierten MeierhofgrQnde an Landeskinder 
austeilen. Anders in dem menschenarmen Galisien. Hier mulSten 
Ausländer herangezogen werden. Ja» das Moment der Ansiedlang 
fremder Kolonisten trat so sehr in den Vordergrund, daß man 
den ursprunglichen Zweck des RaaVschen Systems ganz verfaß 
und zeitweilig ausschließlich Ausländer mit den neuen Bauem- 
stellen beteilte Vor allem sollten Deutsche ins Land gezogen 
werden, von deren hoher Bildung und genauer Kenntnis des 
Ackerbaues man sich große Vorteile fUr die Landwirtschaft ver- 
sprach, in zweiter Reihe Polen aus dem republikanischen Gebiete. 
D«m Kolonisten wurden ganz außergewöhnliche Begünstigungen 
in Aussiebt gestellt. Sie erhielten ein Haus und einen Aoker- 
grund als Erbeigentum; Vieh und Gerätschaften wurden ihnen 
von der Kameralgtiterverwaltung unentgeltlich beigestellt; nach 
Ablauf einer bestimmten Anzahl von Freijahren sollten sie einen 
mäßigen Zins entrichten und die ortsübliche Robot leisten. Doch 
blieb ihnen das Recht unbenommen, gleich den übrigen Unter- 
tanen der Kameralgüter die Robot in (ieid oder Körnern ab- 
zulösen^). 

Die Kolonisation beschränkte sieb iibrigens nicht auf 
die Staatsgüter allein: auch auf den Privatherrschaften wurden 
die Lücken, die durch die Auswanderung vieler Untertanen 
entstanden waren, durch doutscho Ansiedler ausgefVil It. So wurden 
in den Jahren ns2- 1786 g«gea 20.000 Deutsche aus dem 

Es machte bei den Kingeboreuoa iu Gsiliziuu böses IJiut, daii 
bei der Verteilung der obrigkeitUeh-kaineralherrschaftlicheii Gründe nar 
die Immignuitai and niebt die Inländer berficksiclitigt wurden. Auf eine 

diesbozügHche Voratellimg der Hofknuzlei antwortete die Uofkammer am 
8. Juni 1784: „Die Vermehrung der Popiilütioii ist eine der vorzüi;- 
Itchsten AVisichton. welclie Seine Majestrit bei dn- bctohleiicn Robntabo- 
iition sehen; wenn bei der Vertheilung der Doniiniciilgrüude nicht vor- 
züglich auf fremde Einwanderer Bedacht genommen wird, so wird diese 
Vermehrunf^ nicht gefördert.'' 

-) Die zahlreiehen Verordnungen über das Änsiedlungswesen in 
Oalixien sind im ^llauptnormale über das Ansiedlungswrsen" vom 
3. April 1787 ko<nfiziert worden. (Abgedruckt bei Czöruig, Etkuo- 
graphie etc. III. Bd. Anbang S. 14 — 54.) 
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Reiche, meist Wttrtemberger und reformierte PMxer, in 120 
Kolonien angesiedelt'), und die Kolonisation dauerte, obsehon 
nur in geringerem Maßstabe, anch noch in der nachjosefinischen 
Zeit fort 

Unter der Leitimg des Staatsgttteradministrators Matthias 
von Ainser nahm auch das Robotabolitionsgeschftft in Galizien 
einen befriedigenden Fortgang. Nachdem schon im Jahre 
1778 einzelne Meierhöfe an die Untertanen verteilt worden 
waren, wurde im Jahre 1783 das Raab'sche System auf den 
Kameralherrschaften Niepolomiee und Sendomir und in den 
folgenden Jahren auf den übrigen, in der unmittelbaren Ver- 
waltung des Staates stehenden (Ultorn (der größere Teil der 
Krongüter befand sich in lebenslilnglichem Besitze von £del- 
leuten) durchgeführt^). Die Untertanen zeigten sich im allge- 
meinen mit der Reform zufrieden, und auch der Staat schien 
dabei gut zu fahren. 

g 5. Reform des obrigrkeitliehen Amtes. 

Durch die „Leibeigenschaft8''aiii"hobung wurdeu die öffent- 
lich-rechtlichen Befugnisse der Gutsherrschaften nicht berührt. 
Die Stellung der DoHiinieu aU Justiz- und Vcrwali iiiii^sor^niue 
wurde auch ferm^rhin beibehalten, jedoch ^loit hzeitig einer gesetz- 
lichen Kt j^elung unterworfen. Durch zwei am 1. September 1781 
erschienene Patente und durch «^loichroiti»^ erlasi5ono Tnbtruktioncn 
für die Kreisämter und die Untertausadvokaten wurde das Ver- 
fahren in Streitigkeiten zwischen Obrigkeiten und TIntertanen 
neu geregelt, wobei der alte — in Galizien seit 1775 geltende 
Instanzenzug nicht geändert wurde. (Jegen widerspenstige 
TTntt rtaiieu wurde den Obriglceiten eine beschränkte Strafgewalt 
eingeräumt. Andeiciseits aber wurde den Kreisilmtern auf- 
getragen, Herrschaften und VVirtschaftsbeamte, die sich l'ber- 
tretnngen der Untertansscliutzg<'setze zuschulden kommen lassen 
würden, strenge zu b<'Strafen 

Das < JeIrun;^■s^•el)ier dieser Verordnungen erstreckte sich i'iljer 
ganz ( )steiTeieli. Für Galizien waren jedoch besondere Vorkeh- 
run;4"en ni'jti^L;". Denn wiibrend in den ander<'n Kronländern bei-eits 
seit langer Zeit mehr oder minder gut orgaiü-ierte Amter bcstan- 

^) Czörnig a.a.O., I. Bd. S. 17. Vergl. aach Drdacki a.H. O. 
ß. 122 f. 

^) Akten im k. u. I . 1 lofka miner archiv, Faszikel 7117 — 7119, 
3) Pill ersehe Gesetzsammluiig XIV und XV. 
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den, war in Galizien, bcsoiulcrs auf den kiriuereii Gütern, die 
Administrierun^ ungebildeten J^>ainten überlaseen, die infolge 
ihrer geringen (iesetzeskenntnis nicht imstande waren, den An- 
forderungen, die der Staat an sie stellte, nachBukonimen. FIs 
wurde also angeordnet^ „dassjene Orundherreny die nicht selbst 
auf ihren Ciut<u*n wohnen, oder ^ich ssur Besorgung der publi- 
qnen Geschäfte nicht verwenden wolK'n, einen rechtschaffeiien. 
und tüchtigen Beamten in loco anstellen. Dieser Beamte sollte 
vor dem Kreisamt «'ine Prüfung über seine Betilhigung zur 
Verwaltung der öffentlichen Geschäfte ablegen. Zu seinen Ob- 
liegenheiten sollte es gehßren, die publizierten Verordnungen 
zn sammeln und auf ihre Befolgung zu achten, ferner die Ru- 
stikalsteuer einzuheben und zu verrechnen. Ohne Wiss<Mi des 
Kreisamtes sollte er nicht aus dem Dienste entlassen werden^). 

Diesen Erlassen verdankt die später zu einer traurigen 
Berühmtheit gelangte Klasse der „Mandatare" ihre Entstehung'). 

Die Ausübung der Gerichtsbarkeit wurde den Domini«i bei 
der Reformierung der Gutsbehörden auch fernerhin belassoA*). 
Die Stände erboten sich zur unentgeltUohen Ldstung der Rechts- 
pflege, und der Staat willigte ein*). Die Rechtsprechung sollte 
durch einen geprüften Justitiär ausgeübt werden. Den Herr- 
Schäften wurde es verboten, auf die Urteils&lluüg Einfluß zu 
nehmen'^). Zugleich mit der josefinischen Steuer- und Urbarial' 
reguliernng war auch eine Reform der niederen Verwaltungs- 
behörden geplant: gewisse Agenden, die bis dahin von den 
Gutsherrschaften besorgt wurden, sollten an landesfttrstUche 
Beamte (Steuereinnehmer, Bezirksbeamte) übergehen. Die vor- 



^) ( 1 iiberuiiiicirculHrii vom T). April und 28. Juni 1782. ^^Patent- 
Sammlung im Archiv des MiniBteriuois des Innern.) Vgl. auch Klunker 
a. a. O. III. B. 7. 

^) Patent vom 15. Janu»r 1784 (Pille r*a che GcsetzsHijiinluug IV.) 
verlangt, il iß fortan nur erbUndische Untertanen als Iteamte angestellt 
werden sollen. 

3) Patent vom April 1 784. (Vcrgl. K l u n k e r a. a. 0. III. Bd. 
S. 17 tf.) 

*) Patent vom 24. Juni 1784. (Piller*sche Goaetsaainminog 

LXVIII.) 

^) KreissLluoibeji vom 12. April 1787. (Piller'sche Gesets- 
garnmlnnjr Llll. Wichtig für tlie ..Organisation d< r lu rrschaftlichen 
Ämtüi'' wur tlas Dekret vom 21. August 1788. (Ivi unker »i. a. 0. 
III. lid. S. 25 fi.) Gubernialbericht vom 17. . ugu»t 178G. Hofkanzlei- 
Tortrag- vom 20. September 1787. 
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zeitige Aufhebung dieser Reform verhinderte auch die AusfUbrnng 
dieses Planes. 

Die Obrigkeiten hatten für die Untertansbedrückungen 
ibirei: Beamten und Pächter zu haften^). Die Forderungen der 
Untertanen aus dem Titel der Untertänigkeit erloschen nicht 
durch einen Wechsel in der Person des Gutsherrn. Sie hafteten viel 
melir am Grund und Boden ; doch mußten sie innerhalb drei Jahren 
geltend gemacht werden^). Diese zur Sicherung der untertänigen 
Forderangen bestehenden Vorschriften wurden mit Patent vom 
10. Juli 1789 dahin erweitert, daß in Hinkunft bei Konkursen 
die erwähnten Ansprüche in der zweiten Klasse lant^ioreu, also 
das Pfandrecht genielSen sollten. Überdies sollte die soi^enanütt 
Oktava oder der achte Teil des Wertes jeder Herrächaft für 
die Untei'tansforderuü^on derart haften, daß auch ohne Vor- 
merkimg diesen Forderungen bis zum genannten Betrage das 
Pfandrecht vor allen Gläubigern gebühre'). 

Das obrigkeitliche Milhlen-Regal wurde durch Patent vom 
9. September 1784 wesentlich eingeschränkt*). 

Auch in die inneren Verhältnisse der Dorfgemeinde griff 
der Kaiser ein. Die Befugnisse der Gemeindebehörden wurden 
geregelt; in jedem Dorfe sollten ein Kichter und für je 50 Häuser 
2 Geschworone aufgestellt werden. Für das Richteramt hatte 
die Gemeinde dem Dominium einen Ternovorschlag zu machtrn. 
Die Geschworenen durfte sie selbst im Kinverständnis mit dem 
Richter wählen •'j. Dorfrichter und Geschworene genossen be- 



^) Patent vom 5« Januar 1784. (Pille rasche GeBetacaammlung I.) 
Daa Patent ▼om 3. Oktober 11 SB (Piller'ache GesetzsainmluDg XLYI.) 

hatte befühlen, in die küuftig ab/uschlioßendeu Güterpachtkontr.-iktc 
folgenden Absatz einznscbnlten : ..Fernor hat der Pachter sich in Absieht 
auf die liobot uud süu8ti<:(! I'utmtaiisschnlcHtrkfitf'n nach dem frnnzen 
Inhalte und Voi'uchrift das Puteutes vom <>, .Juuü 1775 auf daa punkt- 
liehate m achten.^ Das Patent vom 31. Märs 1783 (PilUr'sche 
Qeaetzaamnilung X.) hob die aogeuannten obligatoriachen und arenda- 
toriacben Kontrakte auf. 

-) Patent vom IS. Aj)ril 17Ht. Piller'ache Gesetzsanimlunjr 
XXVIK.) J^ieaes Patent war au alle Landesatelleu sur Kundmachung 
versendet worden. 

Piller*8che GeaetEaammlnng LXVIK 

Piller'aebe Oeaetzaammlnnir LXXIV. Acten im Arebiv des 
Mitti«t. d. Innern: IV. K. 4, 253(). 

^) Patent vom 13. April 1784. (Pill erwache Geaetaaummlung 
XXVI.) 
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sondere I^cgi'mstiguDgen in BeKug auf das Ausmaß der Robot 
Ihre Obliegenh^ten waren «emlicfa bedeutend'). 

§ 6. IHe Steuer- und Upbarialregullenmg* 

(-»Ic.ich boi der Besitzergreifung hatte ditj Kogierun^^ die 
AbüicLf aiisj^esprocheu, die Untertilnigkeitsverhilltnisse (.lalizi«:Jii£> 
durch eine Lrbarialregulierung zu rotonnioren. „ Kin wohlgeord- 
netes Urbarialsysteni soll iiiul kann oiM-ntVilnt werden," lau- 
tete die Parolo^i. Ilnrl ,Josnt" Tl. schrnibt unter dem 19. ^Ini 
1780 aus Lemberg au Beiiio kaiserhchö Mutter: ^La regubitiun 
urbariab', si eile a jamais ^te necessairo Test bien ici."*) N"iir 
war man sich ül)t*r di<' Art und Weise ihrer Durehtilhriini^ 
vollkommen im Unklaren. Bahl sollt«' die ungarip^ hf^, bald die 
öchlesiscfae, dann wieder die bühnusehe Agrar% ( rtassuug üiini 
Vorbilde g^-nommen werden. Aber sehliel'dieh erkannte man, 
da(.\ die eigenairigen Verhältnisse in üalizien eine besondere 
IJebandlnng vorlangten 

Krustlich wurde an diese Angelegenheit erst gegen Knde 
des Jahres 17S2 herangt treten. Die riu(>ere Veranlaü&uiig bot 
ein Proinenioria iiber die wirtschaftliche Lage Gali/tens, das 
Graf Wielohorski in Wi*»n überreiclit hatte. Aus diesem Denk- 
schreiben hatte der Kaiser entuonuueu, .,das ^/^ der Güter nicht 
von ihren Gruiidherren besess»'n und benutzt worden, sondern 
von PUchtern, die den Hauei*nstand sehr misshandeln und bis 
50 pro conto jährlichen Profit beziehen. Darauf baute nun Josef 
den Plan zu einer Urbarialregulicrung auf, „Den Grundherren 
ist nur die Versicherung ihrer momentanischen Pachtung zu 
geben, sei es in Geld oder Naturalien, worüber sie sich nicht 
zu beschweren hätten, ausgenommen, dass sie auf zukünftige 

^) Circalar vom 23. September 1784. (Fi Herrsche Gesetx- 
sammlnng XC.) 

*) Wichtig war folgende Bestiinnmiifr: „Die Dorffrorichtc sollen 

sich angelegen spvn lassen, die zwisclu'ii l^ntortlisuifn iiiul Unterthnnen 
entstandeueu JStreitiirkcircii so viel iiii'-trliih giitlieli beizulegfu, und uur 
erst danu, weuu die Versuche zu enicin gütlichen Vortrage fruchtlos 
sind, bat das obrigkeitliche Amt die reehtliehs Butseheidung nach den 
beatehenden VorBchriftea zn fassen.^ Patent irom 34. Juni 1784. 
(Piller'sche Geaetzs'i rnmlung f ..X VI IT.) 

^) Vortraf; der Stnatskauzlei vom 3. November 1773. 

♦) Ver^^l. Arneth a. a. 0. TTT. Bd. S. 24:5. 

^) Dan tüljiiende nach den Akten im Archiv des .Ministeriums des 
Inneren: II, A, 6; V. B. 1, 598; IV. K. 1, 2470; IV. K. n, 2497. 



Digitized by Google 



S21J 



Die Steuer- und Urbarialrugulieruug. 



75 



Zeiten ihre Pachtungen nicht werden erhöben können. Diese» 
aber wäre ein billiges Vergelten für ihr auGer Landes meisten- 
tkeils verzerrendes Vermögen oder so luderliche Verwaltung. 
Derjenige Profit Ton 50 pro Cento mehr oder 
weniger, so jetzt der Pachter bezieht, bliebe dem 
UxLterthan in Händen, und verschaffte ihm ein 
b esseres Auskommen, mehrere Kräfte zndenStaats- 
ISothdarften und die Möglichkeit, seinen Oontrakt 
mit dem Gutsherrn richtig zuzuhalten.^ Auch wäre 
mit dieser Reform eine Steuern 'gulierung zu verbinden*). 

Die Hofkanzlei zeigte nur sohr wenig Neigung, auf dm 
Vorschläge des Kaisers einzugehen. Sie hielt sie tur unaus- 
führbar. Ihre Argumente überzeugten den Kaiser jedoch so 
wenig, dalS er ilir die Vorstellung gegen s«'iae Absichten 
einfach mit dem lieinerken zuriickstcllte : daß -dieses Geschwätz 
ZU keinem (Tcbrauch sei"-). Im Schöße der HofstcUen wurden 
öodanu unter der unmittelbaren Leitung des Kaii^ers Heratuugeii 
über eine b(issere Art der Urbarialregulierung geptlogen, deren 
Resultat die Steuer- und Urljariah-cguliernng von 1781) war, 
die sich auf das ganze Reich erstreckt»-. Das Wesen dies<?r 
großartigen Agrarreform ist so gründlich behandelt worden, daß 
wir uns ^larauf beschranken könn*"n, nur das Wichtigste in 
kurzen Zügen anzudeuten^). 

Ausgehend von der physiokratischen Forderung eines impot 
uiiique will der Kaiser den Grund und lioden, ohne Unterschied, 
ob er sich im Besitzt; von Staat oder Kirche, Gutsherr oder 
I>au<'r befindet, eiinr gleichmnßig«m Besteuerung unterwerten. 
Der Xaturalbruttoertrag sollte fortan allein maßgehend sein für 
die Höhe der Steuer, die in den dcutschösterruichischen Ländern 

^) AUei-ijöchates Il^udbillet an den tTiat'eu Kollo wiat vom 4. De- 
zember 1782. Abgedruckt bei Mcynert, Kaiser Josef II., Wien 18<I2. 
S. 153 f. Vergl. BoBcber, Geschtohte der NfttionftlQkoiioiiiik in DeutBch- 
Itind. Mflnchen 1874. S. 63S. 

' I Koiniiiissionspi'otokoH vom 7. jHDuar 1783. 

Ich folge d}il)ei Grünberg, Baiiernbofr.iung, I. S. — '543 
und II. Bd. 120 -451. — Im Hofkanzkivortiai: vom 5. .\pril 1783 
heißt ea: „Bei der irrbarienrcguHeruug kommt es hHuptünchlich darauf 
im, a) dflSB dem UnteTthan seine stulängliehc Sabsietenz, ohne welche 
flieh olmehtn alles ttbrige nicht denken llteat, in Händen gelasaen. b) Dem 
Staat (las Contributionale versicliort und endlich c) dem Crrundherrn 
seiu hilli^M r Tlieil entweder in Geld und Früchten, oder mit uncntgelt- 
Ucher Arbeit zugewendet werde. ^ 
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im Durcliscbnitr 12 (iulflon 13^3 Kr«'ii/,«r von 10() (iufden 
Uruttoj^rundertraj^, in < ializion, damit „Kultur und Ijuliistri»' 
umso U'iclitcr in Aufnahme gebracht wcnlon", nur 8 (iiildcn 
16*/5 Knnizer bi'trug. Den II<>rr8chatt(*n wurde dus Steiier- 
suhrepartitions-, Sublevienmj^s- und Kiull('l)lln^^sn'cht entzogen. 
Das erste fiel fortan ^anz we^. l)ie laiilu liung wieder sollte 
in Zukunft durch land estürstlieb«' lieamto gt'sch<^hen. Mit der 
Steuerregulierunjj' wurde auch eine umfassende UrbarialrcgulirTimg 
verbunden. Küntti^^bin sollte bloß das <told der „einzif^f und 
unveränderliche Maßstab'* zur Px stiuiuiuni;- der Untertansschuldig- 
kciten sein; die (irundobrigkeiteu sollten in <ler Re-rd nur mehr 
< Jeld von ihren Untertanen fonlern können, dieee wieder mir 
verpfliebteT sein, <Jeld zu prästieren. Daher wurrlen alle unter- 
tänigen Scbiddigkeiten auf (ield zin-iiek^eiiilirt. Allerdinfj:s blieb 
es den Interessenten gestattet, auch künftigbin im We^^' t'rt'ier 
Vereinbarung di(» Uvbanalschuldigkeit in Lobnarbelt umzitg"e- 
stalten. Der Staat wollte jedoch auf den Absehlui.» derartig,»-«'!- 
Vertrage keinen ßnfluß nebiuen. Aber nicht nur die (^\uilitiit 
der Schuldigkeiten wurde v( rändert; auch ihre Quantität erfuhr 
— «'benfalls zu (Junsten der Untertan<'n — eine })edeutende 
Änderung. Den Untertauen, soweit sie tVir regulierbar erklärt 
wurden, sollte von dem zum Zwecke der Steucrr^guliening 
ausgeniittelten Bruttogrundertfage jodenfalls mindestens TO*^,,, 
zur eigenen und zur Krhaltung ihrer Famili<*ti, sowie zur Be- 
8tr<'itung der Kulturkosten, der ( iem< indeal)gaben und der 
Umlagen für Seelsorge und Scbule frei bleilxMi. Siimtlicdie landeß- 
filrstliche und obrigkeitHche Forderungen durften daher in den 
deutschösterreichiscben T^ändern 30' des I)ruttogrundertrages 
nicht übersteigen. Soweit di<'s der Fall war, sollten die herr- 
schaftlichen Forderungi-n auf" den gesetzlichen Höchstbetrag 
heral^gesetzt werden. Jenes Drittel, um das die (Grundsteuer in 
(ializien ni<'driger bemessen war, sollte den Untertanen zugute 
kommen, so daß auch hier die Untertanssch\ddigkeiten das flir 
die deutschen Kronländer festgesetzte Maximum nicht über- 
steigen durften. Ks blieben also dem galizischen Untertan von 
100 (iulden Urundertrag 73 Uulden öö^is Kreuzer frei. Regfu- 
lierbar waren alle bäuerlichen Rustikalisten, gleichviel, ob sie 
eingekauft oder uneingekauft waren. Als Bauer aber wurde ange- 
sehen, wer von seinen Rustikalgrfinden mindestens U/g Gulden 
(in den deutschen Kronländern 2 (jruldcn) an Grundsteuer ent- 
richtete. Die Schuldigkeiten der Häusler und Innleute wurden, 
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soweit eie Äquivalent fUr den obrigkeitlichen Schate waren» 
in Art nnd Maß unverändert gelassen* Besaßen sie aber steuer- 
bare GrQiide, so sollten sie in Ansehnng dieser gleicli den 
loäaerlicben Bustikalisten bebandelt werden^). 

Das neue ürbarialsystem sollte zugleich mit der Steuer- 
reform am 1. November 1789 in Kraft treten*). Um jedoch den 
Obrigkeiten den Übergang zur nenen Wirtschaftsver&ssnng ssu 
erleichtern, vruiden die Untertanen verpflichtet, bis Ende Okto- 
ber 1791 auf Abrechnung ihrer Barachuldigkeiteo, Uber Ver- 



1) Patent vom 10. Februar 1789. (Piller'sche OesetssAinmlung 
XIII.) Kreiesehrelbea vom 36. Mai 1789. (Pill er'e ehe Geeetseaminlang 
XjI.) Uniwersal vom 19. September 1789. (Piller'sche Gesetzsamm- 
lung LXXXVT.^i Ver^rl. Zanetti), Steuer- und Urbarialregulierung 
Josephs des Zweyteu iu den deutschen Erbländern und in («alizien nach 
ihrer wahren Beschaffeuheit bei Gr e 1 1 m a u u a. a. 0. III. S. 437 — 536. 

Mit Berflekstchtigung der venchied<men Abstafiingen ez^bt sich 
folgende Tftbelle: 



Von 100 Golden Brattogrande rtrag waren zu entrichten: 





im Dareh- 
schnitt 


von Äckern, 
•rrisc'lifeldern, 

tjiit Ackern ver- 

Tciclifln, dann 
von Seen wnd 
Flflsaen 


1 von WIesi'n 
uuii mit W icMCu 

Gärten um) 
Teichen 


1 von Uulwoiden, 
UetttrUppeu uud 
Waldongen 


91 

« « 


in den 
dentachen 
Provinoen 


lSfl.l3Vskr. 


10fl.37V«kr. 


17 fl. 55 kr. 


81 fl. 15 kr. 


« ? 
3 


in 

Galisien 


a fl. I6V5 kr. 


7 ti. 5 kr. 


12 fl. f) kr. 


14 fl. 10 kr. 


jin UrT)ariul- 
ttchuldi^keiten 
(Maximum) 


nfl.4GV,kr. 


15 fl. 25 kr. 


26 fl. 2'/^ kr. 


30 fl. öO kr. 



■) Wfthrend der Hungersnot, die im Winter 1786/87 in Galizien 
herrschte, war der Plan aufgetaucht, ohne die vollständige Ausmessung 
des Landen ahzuwarten, sofort die Urbai-inln-guliernng diu'chzut'nhrcu. 
(Allerhöchates Ilandbillet vom 8. Februar 1787.) Doch wurde diese 
Abrieht bald wieder fiiUen gelassen. (Resolution vom 9. Mfira 1787: 
^Wenn die probibita generalin pablicierk und auf deren Beobaehtnng 
genau gesehen, dann auch das Freyziehigkeitspatent genau in allen 
Beinen Theilen gehalten wird, so kann iu Gaiizieu die wirkliche Urba- 
rialregulicrung bis zur Beendigung des Steaerregaliorungsgeschäftes ver- 
schoben bleiben.^) 
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langen der Obrigkeiten unter bestimmten Voraussetzungen fHkr 
diese um gesetslicb bestimmten Lohn zu arbeiten. 

Der josefinischen UrbariaLregulierung lag derselbe Uedanke 
zugrunde, der schon im Raab'schen System zum Ausdrucke ge^ 
kommen war: die Katuratdienste^ von deren Schädlichkeit ftir 
den Nationalwohlstand man ttbeizengt war, in Geldabgaben m 
verwandeln. Zugleich werden die Untertansschuldigkeiten ohne 
jede Bttcksichtnahme auf die „wohlerworbenen" Rechte der 
Herrschaften wesentlich Termindert. Es konnte dem Kaiser nicht 
entgehen, daß die Aufhebung der Natunddienste es den Domi- 
nien unmöglich machen würde, das bisherige Wirtschaftssystem 
fortzusetzen, und sie nötigen würde, das Hofland gegen Zins an 
Bauern auszuteilen. Gerade das war die Absicht des Kaisers. 
^Ct dem Terhaßten System der Krondienste sollte vollkommen 
gebrochen werden, die großen Gutskomplexe sollten in Bauem- 
stellen zerschlagen werden, der Bauemstand, der die zahlreichste 
Ellasse der Staatsbürger und der die Grundlage, folglich die 
größte Stärke des Staates ausmacht, sollte nicht länger von den 
Obrigkeiten und ihren Beamten ausgebeutet und ausgesaugt 
werden. 

Eine neue Zeit schien für Österreich angebrochen zu sein. 

Die privilegi<>rten Stände, deren Vorrechte bedroht waren, 
rüsteten zur Abwehr und es gelang ihnen auch, das Reform- 
werk des Kaisers zu vereiteln. 
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Die nackjosefinische Zeit 

g 1. Die Aufliebuüg der Steuer- und Urbarialregulierung. 

Es mußte auch von den unbedingten Anhängern der 
Steuer- und UrbarialreguUerang zugegeben werden, daß die 
Reform in ilirer Durchführung viele Mängel zeigte. Die Aub^ 
measung und Abschätzung war in Eile — innerhalb der kurzen 
Frist von vier Jahren — geschehen. Sie war daher in vielfacher 
Hineicht falsch und unzuverlässig. Und abgesehen von diesen 
geringen Fehlem, die sich ja mit der Zeit noch ausbessern' 
ließen, war es in einem so geldarmen Lande, wie Galizien, 
überhaupt möglich oder wünschenswert, eine derartige Beform 
durchzuführen? Mußte es dem Bauer nicht leichter fallen, 
wöchentlich eine bestimmte Anzah! von Arbeitstagen zu leisten, 
als eine, wenn auch kleine, Geldabgabe zu entrichten^)? Und war 
es nicht im Interesse des Nationalwohlstandes gelegen, den 
Untertan, der es verschmähte, in der Zeit, die ihm von der 
Bestellung seines Grundes frei blieb, gegen Lohn zu arbeiten, 
zwangsweise zur Arbeit anzuhalten? 

Die Politik der Österreichischen Hegierung in Galizien war 
dahin gerichtet, den Bauemstand auf Kosten des Adels zu begün- 
stigen. Die stumpfe Masse des Landvolkes nahm alle Wohltaten 
hin, ohne ein Zeichen der Dankbarkeit zu zeigen. In den Tag 
hineinlebend schien sie gar kein Verständnis zu haben fUr den 
Kampf, der jetzt um ihr Schicksal zwischen dem Staat und den - 
Gutsherren entbrannte. Unter dem galizischen Adel dagegen 
herrschte eine heftige Erregung über die Maßregeln der österrei- 
chischen Regierung. Alles, was der österreichische Staat zum Wohle 
Galiztens unternommen hatte, war ausschließlich dem Bürger- und 
dem Rauemstande und der in polnischer Zeit schwer bedrängten 
griechischen Kirche zugute gekommen. Die Edelleute, die eben 

^) Schon bei der DtuehfQhning des Robotabolitioiissysteina hatten 
die Bauern iu oinzclm'ii Dörfern erklärt, os falle ihm n sc hwcr, <Iie Geld- 
sinBB aufssabringen. (Bobotabolidousbericht vom 1. Juli 1787.) 
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noch fast souverän gewesen waren, konntt*n es nicht versclimcrz-iMi. 
daß sie in die zweite Reihe ^^edränj^t worden waren, und daß alle 
wichtigen Heamten- und Ultizicrsstellen mit — meist bürge r- 
Hchen - Deutschen besetzt wurden. Am .sdimerzlichüteu aber 
mußten <lie GutsbeHitzpr die inatoricllni Vrrluste empfinden, die 
ihnen das neue Kf^^irrmiHr^sy stein zugefügt liattc vSi(>, di«- bisher 
fast steu«!rtrtM ^-fwoscii waren, wurden znr Ileitra^^slcistuu^- zu all«'n 
StaatalaftCTi liorauge/.ogon. Kine Reilie von Vtirtugun;.con vt^r- 
mindertt) ilne Urbarialuutzungen ganz beträchthcli. Hie Ein- 
ziehung der Kront^niter \nid die Monopolisierung df»r Salzgewinnung 
und des Salzhandels stdinuilorte ihre Einkünfte um ein bedeu- 
tendes. Die Urbarialregulierung vollends schien ihren wirtschaft- 
lichen Ruin vollenden -/AI sollen. 

Das trieb den Adel 7aira ilu(Jersten. Ganz offen wurde flie 
Fra;^e einer gewaltsamen LoBlösving (Jaliziens vr>n < )sterreic}i ei'- 
wogen. TTberall im Lande bildeten sieh gtdieime Komitoos, die mit 
der p r o u ü i 8 c h e n und d or jj o 1 n i s c Ii e n Regieru n i n Verbi n - 
dnng traten 0. Die gomüßigteren Elemente, an ihrer Spitze die 
stilndischen Verordneten, überreichten der Regierung Vor.stellnn- 
gen, in den«'n sie eindringlich vor der EintViIi rung des neuen Sy- 
stems warnten. Sie beklagten sich darüber, daß eine so wichtig-e 
und das ganze Land umgestaltende Reform, ohne dass sie gehört 
worden, beschlossen worden sei. Das neue System könne nicht 
eingeführt werden. Werde es dennoch — trotz der Abmahnungen 
der Gutsbesitzer — <jingefü.hrt, so mü«?se es „unfehlbar binnen 
kurzer Zeit dem Edelmann, dem Unterthan und aller Gattung 
von Landesinwohnem überhaupt, mithin dem ganzen Reiche 
den Untergang bringen". Das System sei „a) durchgnngig für 
dieses Land unanwendbar, b) mangelhaft und aus bloßen Ideal- 
begriffen, nicht ab<;r aus wahren Grundsiitssen bestehend". T)a3 
Eigentum der untertänigen Gründe komme ansscldießnch den 
Dominien zu. Es sei ein Eingriff in Rechte, die der Kaiser 
ausdrücklich anerkannt habe, wenn man die obrigkeitlichen Ein- 
künfte schmülere^). Aliein der Kaiser blieb fest. Er entschied: 

^) Vergl. Kaliiikii, der vita-jährifjje polnlsi^lio ReichstHg 1788 — 
1798. UrTVm ISIHt ilS. I. Rd. S. OJJO— «.'55. II. Rd. S. 100 ff. — 
Vergl. auch Wolf und Z w i e d i n e c k - Sü d e ii h o r 8 1, ( >sU;rreich unter 
Maria Theresia, Josef II. und Leopold IL Berlin 1884, S. 3(»8. 

^) ^Die Edelleute oder vielmehr die erblichen Besttser der Gitter 
sind als die versflglichsteii Anbauer des Erdteiehee «nsaeeheii, welches 
swar niemand in Abrede stellen dürfte, naelidem die große Menge der 
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das neue System habe unwidemiflich am 1. NoTember 1789 in 
Kraft za treten^). Doch schon wenige Wochen später hatte die 
Reaktion anf allen Pnnkten gesiegt und den Kaiser genötigt, 
die Verfügungen, die er für Belgien und Ungarn getroffen hatte, 
zurückzunehmen *). 

In der niedergeschlagenen Stimmung, in die der Elaiser 
infolge des Scheiterns seiner großen Plftne und der Mißerfolge 
in der auswärtigen Politik Teraetst worden war, traf ihn ein 
anonymer Brief eines Edelmannes aus dem Kreise ZamoiSc» 
der die schwierige Lage der galisischen QnmdbealtBer in 
krassen Worten schilderte'). Sofort sendete ü.€t Kaiser den 
Brief durch Estafette an den Gouverneur Grafen Brigido mit 
der Aufibrderung, 'sich über die Stiohhältigkeit der gegen 
die Reform erhobenen Vorwürfe su Äußern. Brigidos Bericht 
bildete die Grundlage einer am 5. Februar 1790 abgehaltenen 
Hofkommissionssitzung, deren Ergebnis dem vollständigen Aut- 
geben der Reformgedanken gleichkam. „Der Hauptstein des 
AiLStoßes bleibt immer die Steuer- und Urbarialregulicrimg." 
Da, ihre sofortige Beseitigung nicht gut durchführbar war, wurde 
vorläufig das Steuerkontingent Galiziens um 500.000 fl. vermin- 
dert, im tibrigon aber dem Gouverneur die ausgedehnte Volhuacht 
geg'eboii, er köuiic alles, was ihm notwendig scheine, verfügen, 
ohne erst die Zustimmung des Kaisers einholen zu müssen ^j. 

Magasinsvorräthe immer von den Gtitsbesitzern herbeigeechafit worden 
wären, niemals von den Bauern, welch letztere k«un» soviel, als zu 
ihrer uothwomligen Nahruiif^ gehört, au FcMfriichten lifitten." Es sei 
unmöglich, die DominikHigrüade unter die üuterUiueu i^u verteilen, weil 
diese kaum den nötigen fnndns insfernctti» besitsen, um die gegenwärtig 
In ihrem Besitis befindliehen Grfinde xa bestellen. Ebensowenig sei es 
den Dominien möglich, ihre Wirtschaft so einzurichten, daß sie die 
Frondienste entbehren könnten; sie müßten denn ilir DuMistpcisoaal auf 
ciniiial um 2().000 Ochsrnknechte und ebensoviele Ochsenjungen, ihren 
Viehstand aber um 80.Ü0O Stück Ochsen vermehren. — »I^er Edel- 
mann, der dem Lande so nfUslIcli ist, verdient Büeksieht, damit er nieht 
der Vergessenheit und dem letzten Elend ausgesetzt würde.** (Vorstellung 
der ^Hzischen Stftnde vom 7. Juli T7H9.") 

^1 Resolution vom 14. September 1789. 

^) Wolf und 7 w i I' d i n e c k - Sü d (• n h 0 rs t a. a. (). S. fJ14. 
Das Original uii Archiv des k. k. Ministeriums des Innern: 
85 ex Februtirio 1790. IV. H. 2, 524. Der Brief ist nach einer in 
Handschrift 525 des Ossoliilski^schen Institutes in Lembci^ befindliehen 
Kopie al^dmokt bei W. Losin ski, Galieiiina. We Lwowie 1873. 
8. 120 ff. 

^) Nach Brigidos Bericht traf den Ado) vor allem der ^f angel 
Wiener «tnitttwlM. Stndfeii. IV. Bd., 8. Heft. 22 
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Nirgends geschieht in den zahlreichen Eingaben, die die 
galizischen Gutsbesitzer im Winter 1789/90 der Begiening über- 
reichten, des Iranern Standes Erwähnung. Immer wird nur davon 
gesprochen, daü Adel and Klerus unter der neuen Steuer zu 
leiden hätten. Und das war ganz natürlich. Denn die Untertanen 
sahen in der Urbarialreforro, die sie tlbrigens nur für die Ein- 
leitung einer allgemeinen Aufhebung aller Untertansschuldig- 
keiten hielten, daa Ziel ihrer Wünsche erreicht. Die uemlich 
bedeutende Erhöhung der Staatslasten kam für sie weniger in 
Betracht gegenüber der wesentlichen Verminderimg der Dienste 
und Abgaben. An vielen Orten wollten die Untertanen die 
sofortige Durchführung der Beform erzwingen und verwei- 
gerten die Lohnarbeiten, zu denen ete noch durch zwei Jahre 
verpflichtet waren. D( n Verfügungen der Regierung mußte 
durch ausgeschickte Militärabteilungen Geltung verschafft 
werden 

Kaiser Josef hatte noch in seiner Entschließung über das 
Kommissionsprotokoli vom 5. Februar daran festgehalten, daß 
die 17% Urbarialforderungen nicht überschritten werden dürfen. 
Nach dem Tode des Kaisers (20. Februar 1790) ging man 
jedoch von diesem Grundsatze ab. Der alte Zustand sollte 
wiederhergestellt werden, nur sprach die Regierung die £rwar^ 
tung aus, daß die galizischen Stünde, gleichwie es die ober« 
(isterreichischen bereits getan hatten, den Untertanen gewisse 



HU Bargeld und an Arbeitskräften sehr schwer, ferner die hohen Kosten 

der Auamessung und die zu lioch angesetzte Waldsteuer. Die neue 
GrundsteuoT" war nn>hr als doppelt 80 groli als die bisherige, sie betmp von 
dem ermittelten Gnindeitrag von 27,133.152 fl. 23 ki-. — 2,239.787 A. öh kr. 
gegen 996.942 fl. der Dominikai- und BusükaUteuer. Dazu kamen noch 
271.881 fl. als Regiekosten und 700.000 fl. als außeroidentiiche Kricgs- 
steuer. Femer Naturallieferangen im Werte von 1,593.333 fl., für die 
unverzinsliche Seheino, die jedoch erst nach Beendigung des Krieges 
von den Staatsknssen an Zahlungsstatt genommen werden sollten aus- 
gestellt wurden. Die Mehrbelastung des Liandes war also ganz bedeutend; 
sie fiel fast durchwegs dem Adel zur Last. Durch die Urburialregulierung 
wurden die EinkOnfte mancher Edelleute um ^/^ his % vesmindert* — 
Die Hofkanzlei erneuerte den VoncU«^, den sie schon im April 1788 
und dann im Juli 1789 gemacht, den Steuerfuß für Galizien auf 
(statt " .1 des in den übrigen Kronländern festj^esetzten lierabzusetzen. 
(Gub(!rnialberichte vom 2ö. Januar und 2H. Februur. liufkanzlei- 
sitzungeu vom 5. Februar und 11. März 179U. Vergl. jLoziiiski 
a. a. 0. S. 107 ff.) 

^) KreisBchreOien vom 31. Mftrz 1790. 
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Krleichterungen zukommen lassen würden^). Gleich nacli dem 
Tode des Kaisers hatten die Adelskomitees, die sich in Lemberg 
und in den Kreisstädten gebildet hatten, vier Abgeordnete nach 
Wien entsendet, die den neuen Herrscher begrüßen und ihm 
die Wünsche des Landadels übermittehi sollton. Der StUnde- 
ausächuß teilte ihnen noch zwei weitere Vertreter aus seiner 
Mitte zu und verlieh dadurch dem gesetzwidrigen Vorgehen der 
Komitees eine Legitimation-). Mit diesen Abgesandten v<rhan- 
delte die Hofkanzloi über die Authebung des .losr'finums. Das 
Ergebnis war das raleut vom 19. April 1790^). Danach sollte 
vom 1. Mai angefangen der alte Zustand im Steuerwegen. vom 
1. Juli an im TJrbarialwescn wiederh(>rgestellt werden, wogegen 
di<" Obrigkeiten den Untertanen einige Begünstigungen zukom- 
men ließen. Diese bestanden darin, daß die Herrschaften die 
H.-lltte der Krhöhiing der Qrundsteuer gegeiii\})#>r rl^r alten 
Ru8tikalsteu(>r auf sich nahmen und die Naturallu ^e^ull|^^^•,cllt me 
für die von ihnen in den Jahren 1789 und 1790 g<'Ieiäteten 
Lieferungen zur Dotieriins^ der Gr(nneindespeicher widmeten. 
Überdies wollten sie fortan allein die Last der iSteuereinhebung 
tragen. Sehlieühch verzicht*'t«'n sie auf jenes „sechzente Maüel", 
das die Untertanen nach dem Ivniisschreiben vom 19. JuH 1787*) 
bei Ptilckzahlinig erhaltener Getreidevorschüsse zuzuschütten 
verpflichtet waren, so daß die obrigkcitlicke Aushilfe fortan 
zinsenfrei geleistc^t werden sollt(\ 

Mit der Aufhebung" d<M- josefinischen »Steuer- und Urbarial- 
regulierung hatten die galizischou Deputierten nur einen Teil 

^) In der ISitzuag des Ständeausscbusses vom 6. April 1790 
machte Brigido den Voxaeblttg, die Domimkalsteaer von 13% auf H^'^/q 
zu erhöhen. Der dadurch erzielte Mehrbetrag sollte von dem Rustikal- 
steuerkontingent zu Gunsten der Untertanen abgeschrieben werden. (Die 
Üominikalsteuer betnicr 1 7S^» r)H 1.(534 tl., die Rustikalsteuer 413.057 fl.) 
Die Stiiiulp erklärten sich zu einer Erhöhung auf l^Vo bereit. Der 
Verlaul dieser Beratungen beweist, daß man sowohl in den Kreisen der 
Bcgieritng als auch in dene» der Gntahesitaer auf einen hcffigcn Wider' 
stend der Bauern gegen die beabsichtigte Aufhebung dea Joaefinunu 
rechnete. Yergl. die Akten unter 85 ex Martio et 41 ex Mi^o 1790. 
V, B. 1, noo. 

-) Hheudort. Vergl. ferner K a l i n k a a. a. 0. S. 104 f. R t a r- 
zynski, Projekt galicyjskiej koustitucyi 1790^91 in „Przewoduik na- 
ukowy i litcraekl<( 1892. 8. 410. Vergl. KreiaBchreibett Tom 2. Juni 1790. 
(Piller'ache Geaetxaammlnng XXXVIII). 

^) Piller'sche Gesetzsammlung XXX. 

^) Piller'sche Gesetasammlung XCI. 

22* 
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ihrer \Vunsch<' durcli^osetzt. Die» Aufgabe, deren Erfüllung' 
ihnen von ihren Auftra^fj^<'bcrn am meisten ans Herz gelegt 
worden war, war die Erlangung einer Verfassung filr Galizion, 
die dem galizischen Ad<d für alle Zeiton Freiheiten und Sonder- 
rechte sichern sollte. Trotzdem der Vertiaasungsentwurf, den die 
Deputierten vorgelegt hatten, Galizien eine von der Zentral- 
regierung fast unabhfingige Stellung einräumen wollte, sehion 
auch der Kaiser nicht abgeneigt, auf die Vorschlilge der Depu- 
tation einzugehen^ da es ihm vor allem darauf ankam, das Land 
zu beruhigen, um dem zu erwartenden preußischen Angriffe 
fester entgegentreten zu können^). Die staatsrechtlichen Bestim- 
mung^ des Verfassungsprojektes von 1790 (charta Loopoldina) 
kommen hier nicht in Betracht. Was aber speziell die bäuer- 
lichen VerhHltnisBe anbelangt, so wünsciiten die Vertasaer des 
Entwurfes, den Zustand vom 31. Oktober 11^9 zu fixieren. Die 
Grundinventarien »sollten zu öffentlichen Urkunden erklärt und 
fortan nicht ohne Zustimmung beider beteiligten Parteien gelindert 
werden; andererseits sollten Untertansbedrückungen mit der 
Strafe des doppelten Wertes belegt werden*). Diese kurzen 
Andeutungen reichten nicht hin, um die filr die Zukunft des 
Landes hochwichtige Frage des Urbariums zu lösen, dazu 
bedurfte es einer besonderen Regelung. Die Deputierten stellten 
daher die Bitte, es möge eine Ki ktifl/ierung der Grundinven- 
tarien vorgenommen werden, und im Einvernehmen mit ihnen 
beauftragte die Hofkanzlei den ehemaligen Administrator der 
galizischen Kanieralgüter, Matthias von Ainser, den wir schon 
als Leiter des Bobotabolitionsgeschäfteä kenncMi gelernt haben, 
ein Gutachten zu erstatten, wie bei der Durchführung einer 
derartigen Operation vorzugehen sei'). „Es ist unwiderlegbar,^ 
äußerte sich Ainser in seinem umfangreichen Memoire, ^dass 
seit der Bevindication durch alle diese Umstände (Erhöhung 

^) Vererl. Uwa^i nad r/iidetii galicvi;<kiiii. Przyczyny, diu ktorvnh 
do tego stopuiu lukczuiiinosci prowincja ta przysz^a, a iiakouicc sposoby, 
jakimibj los tego kraju poprawic moina. Boku 1790. und die Gegeaschrift: 
(E. B* Kortum) Magna Charta von Galieien oder Untenuchung der 
Beschwerden des galicisohen Adels pohlnischer Nation ({ber die öster- 
reichische Regierung. Jassy 1790. Beide bei GreUmann a. a. 0. I. Bd. 
S. 1—148, 17n EWndurr i^t auch S. M9— 1 73 der Text des 

Verfasöuiigsentwiutes abgedruckt. Vergl. Starzyuski a, a. O. 

2) g§ 45 — 4G der charta. 

') HoiStlekTet vom 9. Juli 1790. Gutachten Ainser 8 vom 
17. Juli 1790. 
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der Staatslasten, Rückgang des Handels nach Dauzi^ wc^^t n 
der hohen preussisclien Zölle, Niedergan^^ des Salzhandels ni^d 
des Tabakbaues wegen Einfiibnni^ des Monopols, Misswaclis und 
Viehseuchen, Verminderung der Wald- und Weidegerechtigkeiten 
seit dt-r EintiUiiLing der Wald Ordnung") der Stand d<'H Unterthans 
im ganzen genommen vers(ddniinn'rt worden daher ist auch 
nicht zu gedenktin, dans im allgemeinen dii' prohibita generalia 
wi(»der antgehoben, und die Unterthansschuldigkeiten, wie sie 
zur Zeit der Revindieation waren, wieder eingeführt werden 
könnten, Bondc^rn hätte der Regel nach unveränderlic-h bei der 
Al)schaffung zu verbh iben, und wären lediglich die mit letztem 
October 1789 bestandenen UrbarialRchuhiigkeiten in concreto 
als geltend und unverletzbar pro bani zur ReetiHeierung der 
Inventarien zu nehmen.'^ Im Prinzipe waren auch die 1 )eputi(^rten 
damit einverstanden. Sie verzichteten darauf, die Zurücknahme 
der josefinischen Reformen zu verlangen und begnügten sich 
damit, einige kleinere Forderungen zu stellen Die Vorscliläge 
Ainsers und der ständischen Vertreter bildeten die Grundlage 
für Beratungen, die sich monatelang hinzogen. Der neue 

Nach (\en\ Vorschlage der Deputierten boiltc eine Ggliedrige 
Kouiiiiidäiuu, dereu Mitglieder zur Hälfte vou der iiegieruug, zur Hälfte 
von den Ständen emftnnt werden sollten, yon Dotniniam sni Dominium 
reiten und die Inventarien rektifi^eren. Die Beechränkang der Bdbot 
auf 'i Tage in der Woche sollte fflr die größeren Bauemgfiter (aueh 
nach Ainaers Vorschlapr"^ aufgrehoben werden : „Ileureupcmeut qu'il y a 
inoicn de le faire sana aggrnvor lo gort du peuple, et meme sans outre 
passer la regle, qu'aucun iudividu nc soit teau ä plus de corvoes 
qa*ä trois piiT semaine. Lee Colons de Galicie ne sont p«s proprie' 
tairee de leure fonds, ils en jouissent k titre de m^tajer. On pourrait 
donc sans bleaser leurs droits distraire des possessions de ceux done 
le? chargcs ont ete inis an tnoius, de portiou» proportionnees a ce 
rnbiiis et Ics faire servir h V etablissemcnt des aiitrcs Colons ä rc(levaiu:c9.^ 
Die Deputierten sprachen sicli auch für die Wiedereinführung der 
gemessenen Dienste aus. — Femer erklärten sie: ^Oii une grflnde dis- 
pzoportion tnnt entre les possessions qn'entre les charges respectives 
des paisans ae trouverait Stre introduite, seit & la snite de Tabolition 
des droits seigneuriauz, soit par quelqae cireonstance accidentelle : Le 
seigncur qui en alleguerait la preuve et la cause, aura le droit de pro- 
poser la uiHniore de r«fgali3er. Cepcndant le total des rt'devancea 
tel qu'il a ete le dernier 17811 sauf les droits ä retablir restera 

immnable aans aagmentation oii diminution.*^ — «II importe pour plu- 
sienrs ralsons de Isisser en ee cas PinitiatiTe au Seigneur; c'est k dire 
qu'ancune e^alisation entre loa pidsans ne puisse 6tre en-ieprise, qae sor 
la demande qu'il ferait la dessus.*^ 
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Qttbernialreferent Graf Trautmanntdorf beantragte: ^dt»s die 
ConcretalmaBsa gesammter unterthänigen Schnldtgkeiten erlioben, 
in eine Summe xtuammengebraclit, diese sodann Mriedenun nach 
Yerbältnis der Lage, Fruchtbarkeit des Bodens, Möglichkeit des 
mehr oder minderen Verdienstes der Ortschaften untergetheilt 
und dergestalt alle Unterthanen des Landes in Ansehung ihrer 
Schuldigkeiten in ein gleiches Element gebracht werden sollten.'^ 
Im Schöße des Gubemlums fand sich ein Verteidiger des extrem- 
sten Interessenstandpunktes der Dominien in der Person des 
Rates Kolmanhuber, der schon in früheren Jahren als Kreis- 
hauptmann Ton Zamofo seine den Gntshesitsem freundliche 
Gesinnung bewiesen hatte. Jetzt forderte er die Wiederher^ 
Stellung des Znstandes von 1772, welcher Antrag bei seinen 
Kollegen auf entschiedenen Widerstand stießt). Von beiden 
Seiten wurde der Streit mit großer Heftigkeit getUhrt 

Inzwischen nahmen auch die Verhandlungen Über die 
guUsiische Verfikssong ihren Fortgang. In ihrem Verlaufe wurde 
Ton Seite der Regierung der Vorschlag gemacht, künftighin 
auch dem Bauemstande eine Vertretung anf dem Landtage 
einzurüumen Bald jedoch stockten die Verhandlungen und 
zu Anfang des Jahres 1793 wurden sie auch rormcU ab^<- 

^) Kolmanhuber forderte ferner: a) ^diiee anstatt äiet sngetragenen 

kostbaren und lan^rgamon Umschmelzuug der Inventarieu solche bloß nach 
der alten Gewohnheit, eigenen Geständnis und Einvernehmung der 
Unterthanen l>»"riclitigt, b) dass diese Berichtigung lediglich dorn ririmd- 
herrn überiasseu, und selbem hierzu ein Termin von G Moiuiton ein- 
geräumt, c) dass sich in diese Operation von der Regierung gar nicht 
ei ngem enget, BOndem nur in FftUen, wo der Gmndheir mehr forderet» 
als die Unterthanen nach alter Gewohnheit schuldig su sein erkennen, 
der Stroit von einem Kreisbesmten und awei begüterten Kreisinsasseu 
auf Kosten dos Domiuiums nntorsucht, imch Icp-ilpii rrknii(l"n ent- 
schieden oder in der -n Ermaugelimg niittolö Verf^leicii, uuch dem licispiel 
bcnichburtor Güttu-, oder nach der Lustration der nächstliegenden 
Starostcy bejgelegt, d) daas ao^eieh als die aogeataltigen luTentarien 
berichtigt, ins Reine gebracht, von Grundherren und Untorthanen unter- 
schrieben sind, hievon dem Kreiaamte die Anzeige gemacht, von diesem 
ein Commissi'ir ad locum, wo er das nun verfasste Invcutarium in An- 
sehung der tüigeschiiebcuen Vollständigkeit s^u überschauen, in Gegen- 
wart zweier benachbarten <iüterbesitzer den Unterthanen vorzulesen und 
den Inhalt von selben beatKtigen su lasaen hat, abgeschickt, e) dass 
diese Inventarieu noch fiherdiea von einer aas Gubemiairftthen und 
atändischen Deputierten zusammengesetzten Commisaion beurteilet, und 
endlich f) von der Regierung sanctioniert werden.*^ 
*) Starzynaki a. a. O. S. 627, 915. 
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bmhen. Zu Beichenbacli nnd za Pillnitz hatte Österreich mit 
Erfolg eine Annäherung an Preußen vollzogen, und von Polen^ 
für doBsen Staatswesen die letzte Stunde geschlagen hatte, drohte 
ebenfalls keine Gefiihr mehr fllr Gahxien Die Begientng fühlte 
sich nun stark genug, die Ruhe des Landes auch ohne Gewährung 
einer Verfassung aufrechtzuerhalten. Der StiUstand der Beratungen 
Uber die Y^assung blieb nicht ohne Einwirkung auch auf die 
Urbariaheform. Die Sache schlief allmfthltch ein. Auf Grund des 
Hofdekretes vom 3. Dezember 1791 wurde der Vizepräsident 
des böhmischen Gtibeminms Freiherr v. Margelik ab Hof- 
kommissär nach Galizien „zur Untersuchung und Behebung der 
wahrgenommenen Unordnung'* entsendet. £s wurde ihm noch 
besonders aufgetragen, die Rektifizierung der obrigkeitliehen 
QrundinTentarien zu beschleunigen^. Doch hatte Margeliks 
Bericht über diese Angelegenheit nur den einen Erfolg, daß 
alle Reformabnchten endgiltig aufgegeben wurden. 

Der galizisehe Gouremeur G^f Brigido^ der offen auf die 
Seite der Dominien hinneigte, war gegen jede Reform, weil er 
einsah, daß die von den Gutsbesitzern angestrebte Wiederher- 
stellung des Zustande« von 1772 unmOgHch sei. In seinem 
Berichte vom 8. April 1792 erklärte er: „Ich sehe mich durch 
alle bishero vorgekommene allenthalben auf verschiedene Hinder- 
niese anstoßende Vorschläge in meiner Meinung immer mehr 
und mehr bestärket, dass es dermalen gar nicht räthlich sey, 
von Seiten und mit Einfluss der Regierung eine Urbarialregulie- 
rung vorzun^men, sondern, dam lediglich ein gütliches Überein- 
kommen zwischen Grundherrn und Unterthan dazuführen könne,** 

Die Hofkanzlei hinwiederum erachtete : „es erscheine ttbei^ 
haupt gegen wilrt ig nicht an der Zeit zu sein, in dieser An- 
gelegenheit (Urbarialregulierung) etwas vorzunehmen, beson- 
ders da die Anträge des Guberniums weder anwendbar noch 
den Absichten entsprechend seien*)". Noch einmal wurde im 
folgenden Jalirc die Frage einer Urbarialregulierung erwogen. 
Aus den Operaten der „gaUzischen Hot'comiiiissinn in (üüter- 
austanschungsaagelegenheiten" hatte Kaiser 1 r iuz von mannig- 
fachen Ubelstftnden im Urbanalwesen crtalirt n. [> erteilte daher 
dem Direktorium in canieralibus et publicis politicis den Autirag, 

1) Vergl. Starzyiiski «. a. O. S. 920 ff. 
- I Bericht Margeliks vom 34». Män 1793. AUorhaohstes Hand- 
schreiben vom 28. April 1702. 

^) Hofkanzleivortrag vom Ki. Juni 1792. 
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anzuzeigen, „ob und was dasselbe zu Behebunj^ so wesentlicher 
Gebrechen (;t\v[i schon eingeleitet haben iliirttr, oder wie und 
nach welciien UrundsUtzen, selbes sich liicrunter zu benehni«ii 
glaube, da eben die heutig«' kritisch»" und bedenkliclie La«^«? 
von (ralizien eine lj}n«^er<- V* rxögerung der nötliiir' 'v Hcilini ^-s- 
mittel nicht zu gestatten, iiu < »«^gcntheile die Laiidrsregicru ii^ 
zu allmöglicher Beflissenheit tur die Klaglosstcllung <l< s untcr- 
thänigen Contribuenten aufzufordern scheinet ^J". Doch übt^r- 
zeugte das Direktorium den Monarchen bald davon, <lali »bey 
jetzigen Umstünden es das Beste wäre, nichts zu tun. 

Nach jahrehuiiL^en Bcratinigcn erschien am I.September 1798 
ein Ablösung^s^csctz, das fl»'ntlicli zun» Ausdrucke brachte, daß 
die Regierung niclit gewillt sei, die bestehende Ordnung der 
Dinge zu ändern-). Die Ablösung unt(>rtitnig(»r Schuldigkeiten 
sollte fortan d(^m freien Cbereinkonimen d<>r Parteien überlassen 
werden. Ablösnngs Verträge sollten der kreisHmtliclien Bestätigung 
bedürfen, die nur dann erteilt werden durfte, wenn die politische 
Behörde die Überzeugung gewonnen hatte, daß durch den Ver- 
trag die Rechte dritter Personen (Hypothekarghlubiger, Anwärter 
u. s. w.) nicht berührt werden und daß er y^der AufrecbtbaLtung 
des Unterthans zusagt'*. 

Mit dem Patente vom 1. {September 1798 schheüt die 
sozialpolitische Gesetzgebung auf agrarischem Gebiete in Üster- 
reicb für last ein halbes Jahrhundert ab'). 

§ 2. Reformen und Reformversuche in der 
nachjoseflnischen Zelt. 
Seit dem Krscbeinen des Patentes vom 1. September 1798 
war es für jedermann klar geworden, daÜ die Regierung nicht 
gesonnen s( i. den von Maria Theresia und Josef IL betretenen 
Weg der Reformen länger fortzuwandeln. Sii^ fand anfangs auch 
nicht die Rübe, die zur Durchführung großer Veränderungen 
im Staatswesen ertbrdcrlicb ist. Seit 1792 war Osterreich be- 
ständig in schwere Kriege verwickelt, die die (handfesten des 
Reiches erschlltterten, ond als im Jahre 181Ö der Frieden wieder 
hergestellt wurde, da war das quieta non mov<'re zum Urond« 
satze der Politik geworden« Mit ängstlicher Scheu vermieden 

*) Allerhöchstes Handbillet ddo. Laxüuburg, den 13. Juni 1793. 
Vortrag des DirektoriumB vom 26. Juni 1793. 
*) Piller*sche Oeaetssamnilang XXXXVI. 
') Vergl. Grfinberg, Bsuembefreiaiig,*!. Bd. S. 357. 
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die leitenden Staatsmänner jede größere gesetsgeberische Aktion ; 
^anzuordnen, was gerade das aagenblickliehe Bedürfnis empfahl, 
hier einzuschalten, dort auszumerzen, einzelne Bestimmungi n 
neu zu testieren, anders, und nidit immer besser zu ordnen 
nnd zu deuten, das war alles, was ue ihrer Kraft zutrauten^)''. 

Damit stand es nicht im Widerspruche^ daß eine Beihe 
jener Gesetze, die in der josefinischen Zeit zum Schutze der 
Untertanen für Galizien erlassen worden waren, auf die 1796 
erworbene Provinz West- oder Neugalizien auagedehnt 
wurde. Denn es bestand die Absicht, Westgalizien vollständig 
nach dem Muster Ostgaliziens zu organisieren, und da mußten 
auch die Untertansgesetze auf die neue Provinz ttbertragen 
werden*). Der untertänige Besitzstand wurde geschützt'), die 
Leibeigenschaft aufgehoben*), das Verfahren gegen ungehorsame 
Untertanen und bei Untertansprägravationsklagen nach dem 
Vorbild der Patente vom 1. September 1781 geregelt^). Das 
Robotpatent wurde in Westgalizien nicht kundgemacht. 

Seit 179!;^ tagte in Wien eine Hütkommission, deren Auf- 
gab«' es sein sollte, Vorschläge /ai einer volI^^täudigen Kctonn 
der galiziöchcn Verwaltung,' zu erstatten"). Die beabsielitigteu 
großtMi Reformen j^elangten lucinals zur Ausführung, doch war 
die Regierung b<'strebt, «lie vor dem Jahre 1789 erla^st'nen 
Patente Kaiser Jo.scfs, die no! ii lango nicht uberall beobachtet 
wurden, tatsiichlich durchzululir«'n 

Durch den Artikel V der Wiener Kougreßakte war ()ster- 

^) Springer, Gan^iehte östeireielis seit dem Wiener Frieden 
1809. Wien 1868, I. Bd. S. 53. 

*) Vergl. Meynert, Kaiser Franz I. Zur Geachichte seiner 
Be^^eruu^ iiud seiner Zeit. W'ieu 1872. S. 141. 

3) Hofdekret vom 30. Novembor 179(5. (F r ;mi z des Zweiten 
politische Gesetze uud Verordnungen. iX. Bd. 59.) Uotdekret vom 5. Januar 
1797. (X. Bd. 3.) 

Patent vom 17. Januar 1799 (ebd. XIV. Bd. a.) 

^) Patente vom 17. Januar 1799 (ebd. XIV. Bd. 4 und 5.) 

*') Vergl. die Akten Im ArchiY dee Ministeriums des Innern. 
11. A. 0, 320. 

^) Vergl. iuabcsüudere die Guberuialverorduuug vom 2. April 
1802 (bei Klunker a. a. 0. II. Bd. S. 225—238). Von weittragen- 
der Bedeutung war nuch die Qubemialverordnung yom 16. September 
1817 (bei Klunker a. 0. II. Bd. S. 276 — is19\ die die Entacbeidnng 
in Streiti<;keiteu über untertKnige Schuldigkeiten, Gründe uud Servituten 
den politi.selu II Behörden suwies. Vergl. darüber Krzeciunowic« 
a. a. (). 8. 13 fl. 
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ein» große Reform in Angriff genoimnen. Durch Patent -vom 
23. Dezember 1817^) wurde die Grundateuerregutierung ange- 
ordnet, die auf Grund des j^stabilen Katasters^, der dureb sorg- 
fiütige Messung und Abschätzung herzustellen war, vorgenommen 
werden sollte. Da es sich jedoch bald nach Beginn der Arbeiten 
zur Herstellung des stabilen Katasters herausstellte, daß dies« 
Arbeiten einen längeren Zeitraum in Anspruch nehmen wttrden, 
als man ursprllnglich angenommen hatte, so wurden aus den 
Archiren die josefinischen SteuerregoUenuigsoperate, die 1790 
kaum dem Einstampfen entgangen waren, wieder ans Tageslicht 
gezogen und mit einigen Veränderungen, die der Wechsel der 
Zeiten verlangte, als provisorischer Kataster zum Maßstabe 
der Steuerveranlagung benutzt'). Der provisorische Kataster 
sollte so bald als möglich durch den stabilen ersetzt werden. Das 
geschah aber nicht, und bis zu der im Jahre 1882 dnrchge- 
^hrten Grundsteuerregfulierung bUeb in Galizien der provi» 
sorische Kataster in Kraft*)« 

Die Grundsteuerregulieruiig gab der Regierung Veranlassung, 
sich mit der Feldgemeinschaft zu belassen. Bei der josefi- 
nischen Grundsteuerregulierung hatte man die Vermessung und 
Ertragsschatziing vorgenommen, ohne damit eine stabile Grund- 
verteilung zu verbinden. Dies war auch jetzt ganz gut m(5glich 
und sollte auch wieder durchgeführt werden, da ja die Kata* 
strierung von dem Besitzrecht nicht beeinfiußt wurde ^). Dennoch 
wollte das Gnbernium die Feldgemeinschaft beseitigt wissen, 
wie es auch schon seit Jahren • — freilich vorläufig ohne Erfolg 
— die Einführung des Individualbesitzes in der Bukowina an- 
strebte. Und zweifelsohne befand sich das Institut der Feld- 
gemeinschaft in Pokntien bereits in der Auflösung. Die Gemeinden 
selbst wünschten die Verteilung der Gründe, in vielen Ort- 
schafken war sie bereits vollzogen worden, in anderen stand sie 
unmittelbar bevor*). 

\i PiUer'sche Oesotzsaininlun^^ LXX. 

*) Patent vom (5. Mai 1 H 1 9. (P r o v i n z i a 1 g e s e t z g a in m l u ii 44.) 

^) Vergl. F r e i b e r g e i\ HauUbuch dev üsterreicbischen direkten 
Steuern. Wien 1»99. S. 9G. 

Vergl. GrQnbcrg, Studien, S. 90. 

^) Schon in dei josefinischen Zeit scheinen in einzelnen Gemeinden 
die Gründe „beständig" verteilt worden zu sein. Wenigstens läßt darauf 
die Art und Weise schließen, wie 1791 (lt?r Guberui» liefe reut davon 
spricht. I Gubernialsitzung vom 7. Mai 1791.) Um die Mitte der 
2Ucr Jahre des 19. Jahrhuudmt^ entwirft das guliziüche Gubcruium 
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Darüber, wie der Staat in diese VerhäLtniaae eingreifen 
sollte» war man im Unklaren. Das Gubernium war gegen eine 
imperative Regelung; die meisten Stimmen waren dafür, abeu- 
warten, was in der Bakowina geschehen werde. Dort wurde 
die Feldgemeinschaft 18d5 beseitigt^), aber in Galisien geschah 
▼on S^te der Regierung nichts in dieser Besiehung. Noeh die 
Orundentlastung &nd den wandelbaren Feldbesitas ror und 
mußte SU ihm Stellung nehmen*). Erst gelegentlich der Kar 
tastraldetaÜTermessung wurde die Feldgemeinschaft in Galizien 
yoUstttndig beseitigt und der Bentsstand der einzelnen Qrund' 
wirte fixiert)*. 

g 3. Das gutsherrlich-bäuerliche Verhältnis in der ersten 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. 

Die Macht und der Einfluß der österreichischen Regierung 
reichte in Galizien kaum flber die Gemarkungen der Kreisstädte 
hixurns. Die wenig zahlreichen Kreisbeamten, mit Amtsgeschttft^, 
vielfach auch mit ttberflttssigen Schrdbereiea llberbttrdet, konnten 
unmöglich ihre weit ausgedehnten Amtsbezirke ganz übersehen. 
Selbst die polizeilichen Aufgaben, die ihnen oblagen, vermochten sie 
nicht entsprechend durchzuführen, da ihnen eine landeriürstliche 
j^cherhrntswache nicht zur Verfügung stand. Die 1835 errichtete 
und 1842 reoiganisierte Finanzwache, die in kleinen Abteilungen 
im ganzen Lande verteilt war, konnte und sollte die Stelle einer 
solchen nicht vertreten, da sie ausschließlich fiskalischen Zwecken 
diente. Der Schwerpunkt der Verwaltung lag bei den Dominien, 
denen die Ausübung der politischen und judizieQen Gesclüifte 



folgende» Bild vou der „VVaudelburkeit der Grüude" : a) „im Ivolomeor 

KMiee besteht sie denoalen noeh bei 8 Gemeinden in Ansehung 
aller Busticalgrände. In 12 Gemeinden siod zwar die meisten Grflnde 
sehon zam bleibenden Besitz vcrtheilt, aber 2 Fluren in jeder Gemeinde 
sind noch wegjen der iinp;l(nclien Bcscliirtcnlitit nicht vcrtheilt und 
kominen dcmuSchst zur Vertheihuig. In 24 (xeiaeindoii handelt es 
sich nur noch um Ausgleichung einzelner Parzellen, b) Im Czortkower 
Kxeifle erscheint noch bei 44 Gemeinden der Grandbesits in concreto, 
c) Im Stsnislawower Kreise bei 6 Gemeinden, wo jedoch das 
Donuniam sich für eine Grundregulierang erklSrt bat.'' (Hofkanalei- 
VOrfcrag vom 3. Oktober 

1) Vergl. Grünberg, Studien, S. 9l> ff. 

Die Grundentlastuug in Österreich, Wien 1857. S. 50 f. 

3) Ebendort S. 12. 
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in erster Instanz zustand^). Die Art und Weise, wie die Herr 
Schäften sich dieser Aufgabe entledigten, war die denkbar 
schlechteste; das obrigkeitliche f^Amt" in 0alizien konnte mit 
dem, wenn auch nicht tadellos, so doch zur allgemeinen Zu- 
friedenheit funktionierenden Wirtschaftsamt der westlichen Kron^ 
ittnder nicht im entferntesten verglichen werden^). 

Die Dominien waren verpflichtet^ /iir Ausübung der Civil- 
gerichtsbarkeit in Streiteachen einen rechtskundigen Justitiär zu 
besolden. Hören wir nun, was ein mit den Landesverhältnissen 
vertrauter Mann Uber die Tätigkeit der Justitiare berichtet: 
„Zur Ausübung der Civil-Jurisdiction sind eigene, jedoch mit 
dem wirklichen Bedarf unverhältnismäßig wenige Jnstitiäre aof- 
gestellty an welche einzelne sich 20 und mehrere Dominien 
gegen einen kaum Erwähnung verdienenden Beitrag von 10, 15, 
20 fl. lediglidi darum anschließen, um sich ausweisen zu können, 
dass für ihr Gebiet die Oivilgerichtsbarkmt bestellt sei. Die 
Geschäftoprotocotte dieser Justitiars stellen den Beweis her, dass 

^) Nach dem Ausgange des AufstantU s vuii 184ti erhoben polnische 
Aristokraten gegen die Regierung die Anklage, sie hätte nur deshalb 
den Dominien die Amtsfülirung zugestanden, damit diese bei der Ans- 
Übung der Poliz^befuj^isse und bei der Einhebung der Öffentlichen 
Lasten sich den Haß der Banernschaft susiehen. Die Sinnlosigkeit 
dieser Beschnldignng — der man übrigens auch von Seite der rumänischen 
Groligrundbesitzer in der Bukowina ho«'!" fr,,et (vgl. r ü n h «» rg, i?tn<lien 
8. H5 f.' — ist cinlpuchtend. Wäre nocli ein Beweis vonnötcn, so sei es 
der, daü in den Verhaudhmgen über die Regulierung und schließliche Auf- 
bebung der Patrimonialgerichtsbarkeit^ die jahrsebntelang währten, kein 
einsigesmal ein ähnlicher Gedanke auftaucht. Erat als die AnschuMigang 
öffentlich gegen die Begiening erhoben worden war, erklärte sieb der Kreis» 
hanptinann von Przciuysl, Karl Czetsch Ritter von Lindenwald, in 
einem vom 18. April 1846 datierten Gutachten aius diesem Grunde 
gegen die beabsichtigte Einführung landesturstiicher erster Instanzen. 
^Beseitigt man — argamentierte er — den Uanpterreger der Gehässig- 
keit swisehen Banor nnd Adel, nämlich die Patrimonialgerichtsbarkeit, 
so untergräbt man die Existenzbedingungen der Regierung.^ Gubernium und 
Hofkanzlei nahmen jedoch von dieser eigenartigen Ansicht weiter keine Notiz. 

Aua einem Vorfrage des Grafen Rudolf Stadion vom 13. De- 
zember J-^tti: „Nicht darum handelt es sich, wie gesagt, Vorhandenes 
zu bessern, sondern darum, eine Gerichtspflege neu zu schaifen, für 
welche bisher Organe kaam dem Namen nach bestanden, die aber, — 
mit Ansnahme einiger weniger Dominien, grdßtentbeils Kameralgfiter, — 
nirgends geübt wurde, für die sich daher auch kein Genchtsgebrauch 
und kein Beamtonstand bilden konnte, und für die jeder administrative 
Helielf, wir (Grundbücher, Waiscurechnungen, Depositcnprotokollc etc. 
fast überall gänzlich fehlt.'' 
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diese Jahrelang die ihnen zugewiesenen Gerichtabesdrke nicht 
besuchen, und nur dann rlaliin gelangen, wenn es einer strei- 
tenden Partei oder einem lürben auf icostspielige Art dies durch- 
zusetzen gelingt. VerlasBenBchaftsabhandlungeii, Sieherstellung 
und Überwachung des unterthänigen Waisenvermögens und der 
Vormundschafilieii hingegen werden der Willkür anderweiter herr« 
schaftlicher und gesetzunkundiger Beamter überlassen. Wenn 
Klagen wegen Temachlässigter oder parteiischer Oerechtigkeits- 
pflege von denen hiedurch benachtheiligten Parteien nur selten 
bei den Oberbehi^rdea vorkommen, so irrt man sich sehr in der 
Voraussetzung und in dem Vertrauen zu einer rechtlichen und 
thfttigen Gerichtspflege in denen herrschaftlichen Gerichtsbezirken, 
man muss vielmehr die Armuth, den Zeitrerlust, die Unbehilflich- 
keit und Gesetznnkenntnis von Seite des gemeinen Volkes als 
einziges Hindernis anerkennen, um die wahre Ursache der Unter- 
lassung kostspieliger Besehwerdeführungen au&ufinden.^ ^) 

Die aus dem Untertänigkeitsverbaode entspringenden Ge- 
scbttftey femer die Geschäfte des adeligen Bichteramtes und der 
Ortspolizei besorgten die sogenannten Mandatare, gutsherrliche 
Beamte, die vor dem Kreisamte eine Prüfung aus den politischen 
Vorschriften abgelegt haben mußten. „Ohne Bechtsstudien, ja 
ohne gründliche Schul- und sonatige Bfldung, in der Regel nur 
mit einer sehr oberflächlichen Kenntnis der politischen Gesetze 
ausgestattet und bei der hierüber beim Kreisamte abgelegten 
Flrttfung, theils aus Mitleid, theils ans Noth an besseren Candi- 
daten, zur Versehung der Dominicalgeschiifte für geeignet 
befanden, schlecht gezahlt, dabei oft mit einer zahlreichen 
Familie gesegnet, einerseits dem Grundherrn als ihrem Brot- 
herrn, andererseits aber den Kreisämtem, als den ihnen Tor- 
gesetzten Behörden, die sie zu ihren Ämtern diplomierten und 
ihnen nach Umstttnd^ die Dolomo wieder einziehen durften, 
untergeordnet, waren sie vom Anfange her darauf angewiesen, 
auf zwei Stühlen zu sitzen, von da den Eigenthflmem dieser 
Stühle Sand in die Augen zu streuen und vorzüglich auf ihren 



') „Bemerkungen über die den galizischsn Orundberrsehaften zu- 

l^estaudene Patrimonialgerichtsbarkeit in erster Instanz etc.** Anonyme 
Deiikschi*ift, im MNiz 184(i der Hofkanzlci überreicht. — Vm die vor- 
gesetzten Juatizbtjhordeu über den Umfang ihrer Tätigkeit zu tJlugeben, 
fälschten die JustitiSro ihre periodischen Rechenschaftsberichte. Vergl. 
Kaiinka «. a. 0. S. 368. 
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eigenen Vortheil bedacht zu sein." ^ ) Unzähli^^o Klagen wurden 
von allen Zeitgenossen wider sie erhoben. „Oesucho,'* sagt unser 
oben citierter Anonymus, „finden bei ihnen nur durch B( ste- 
chungen Einlass, und die Bestechlichkeit hat sich auch den 
niederen Gutsbeamten mitgetheilt; jeder Schreiber, jeder Hayduk 
mass beBtoeheii worden.'^ Schon im Jahre 1809 stellten Kaiser 
Franz in einem Handbilleto an den Grafen Ugarte fest: „Es 
herrscht in Galizien die allgemeine Klage, dass dort besonders 
auf dem Lande die Polisey und Jostizverwaltang sehr schlecht 
bestellet sey,"*) 

Den Bauern war es ganz recht, daß die Domhiien die 
GerichtspHege Temachlässigten. Von altersher waren sie gewohnt, 
ihre Hftndel vor dem Dorfiichter und den Geschworenen, bei 
größeren Streitobjekten vor der Versammlung der gesamten 
Gemeinde auszutragen. Der Dorfrichter sorgte für die Erhaltung 
der Ruhe, Ordnung und Sicherheit^ wobei ihm willig von jeder- 
mann Folge geleistet wurde. Je weniger Justitiär und Mandatar 
sich um die Angelegenheiten der Gemeinde kümmerten, desto 
wohler und freier ftlhlte sich die Bauernschaft^). 



^) Sala, Geschichte des polaisehen Aufetaades vom Jahre 1846. 
Wien lHr>7. S. 5. 

-I Allerhöchstes HaudbiUot vom 8. Februar 18(K». — .,Ks ist 
eine nur allzu bekannte Thatsache, dasa auf dem flachen Lande die 
Gerechtigkeitspflege fSx ünadelige nur dem Namen nach bestehti dam 
flieh anAor den Kreisttmtem niemand mit äme ordentlichen Handhabnng 
der politischen Gesetze befasse, dm» selbst der schnelle Gang der 
Kiiminaljustiz rlurch die lässig^c >Ti»wirkunj; der Ortsolirif^keitpn in Vor- 
erhebuagen und Zeugeuverhöreu :i iüIIl'c Hindernisse tiude, und dass auf 
dem Hachen Lande Gesctzbefolguug und Sicherheit der Personen und 
des Eigenthnms, woyon die öflfontUcbe Wohl&hrt so WMentlieh abhftngt, 
nur durch eine heM<»e Einrichtung der ersten Inetangeen wreicht werden 
könne." Die Ursache dieser Zustände sei in dem „Manp;el einer hin- 
rtncheuden Anzahl obrlirkeitlichoi* Reamtrn. ihrer Unbrauchbarkeit und 
Befangenheit'*' äu kücIh ii. XTidK'rnijdbericlit vom IH. August 1818.) — 
Die oberste Justizstelle tirklärte in einer Note über die im Jahre 1821 
in Galizien verübten Verbrechen : „Die zahlreichen Fftlle des VerbrecbeDs, 
des Missbrauehes der Amtsgewalt rühren nach der YerBieherang der 
Kriminalbehörden zum Theile um den h&ufigen Bestechungsversuchen, 
aam Theile aber aus der isolierten Stellung, aus der Roheit, Unwissenheit 
und kärfrlichen Hcznhluiifr violiM- T>omInie:ilbr>Hmten her.'* — Verpl. Das 
Polena ttenta r im Jidire lS4<i. Aus dem Tagebuche eines Ufiiciers 
der westgalizischeu Armee. Grimma 1846. S. 39. 

^) „Na ugode (zum Vergleich) raffe der polnische Bauer sa seinem 
Nachbar, wenn er mit ihm einen Stroit bat, nnd sieht ihn cum Dorf- 
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Es darf nicht wundernehmen, daß bei einem solchen 
Zustande der Becfatapflege die josefinischen Gesetse Uber die 
Erbfolge in Bauerngüter nur ein Scheindasein führten Trotzdem 
die Teilung der Bauematellen gesetslich verboten war, war sie 
doch die BegeL Sie war die altiiergebrachte> dem BeditsbewuOt- 
sein des Volkes entsprechende Erbsitte. Um die kreisümtliche 
BewiUigungi die für die Teilungen erforderlich gewesen wäre« 
wurde niemals angesucht. Der Gutsherr aber sah der Zer- 
schlagung der Bauerngüter mit Freude zu, da er dabei die 
Fronen leicht erhithen konnte und auch tatsächlich erhöhte. 
^Eine £rbteilnng in einer anderen als der gesetzwidrigen Weise 
der wirklichen Teilung in die Grundstücke war eigentlich^ — wie 
Graf Stadion in einem Vortrage Yom 13. Dezember 1846 ausführte — 
„unmöglich. Denn wie können Miterben zufrieden gestellt werden, 
solange keine Hypothek Torhanden ist zur Sicherung ihrer Erb- 
theüe? Ja, wie können diese nur ausgemittelt, nach welchem 
Maßstab soll das Nutznießungsrecht des Übemehmers der Wirt- 
schaft, das vielleicht schon morgen durch seinen Tod eriisch^ 
geschätzt werden? Bei diesen in der Natura der bisherigen 
Verhältnisse liegenden Schwierigkeiten hat die gesetzliche Erb- 
folgeordnung noch immer keine Geltung erlangt. Die Bauern 
selbst begreifen noch nicht den Grundsatz ungetheilter Wirt- 
acbaflten und bei TodesfiUlen werden diese fast aUenthalben 
ohne alle gerichtliche Vermittlung nach den eigenen Gewohn- 
heiten der Insassen vertheilt, oder denjenigen, die eben bei der 
Hand sind, ohne Rttcksicht auf gesetzliche Erbrechte oder 
mindeijährige Notherben Ubergeben. Klommt es zum Streiten, 
so entscheidet der Qrtsrichter. Auf solche Weise ist in den 
dichter bevölkerten Kreisen die Teilung der Wirtschaften 
schon bis zu einem bedauernswürdigen Grade gediehen ^).'^ 

Wir sind auch zum Teil in der Lage, uns ein — frdUch 

richter bevor er zum JuatitiHr geht . , • Dieses Gemeindefriedensgericht 
igt in fTfilizien auf den meisten kleinereu Gütern die einzige Ordnung 
lialtcnde Auctoritftt bei manchen Dominien sicli sonst niemand nach 
Pdieht der Bauern auniuunt, wenn v,s sich nicht um Frunlcistuugeu der- 
selben handelt.^ (PrttndiHlbemerkuitgen des Landesgonyemeurs Grafen 
von GoelS yom 28. Febraar 1818 sum Gubemialberieht vom 18. Fo- 
bmar 1813.) — Vergl. Sala a. a. O. S. 6 f. 
1) Vgl. Grünbeig, Studien S. 250 ff. 

Ebenso äußert sicdi ein Bericht des Kreishauptmaunes von 
Przcmysl vom 13. August 1846. Vergl. ferner Sala a. a. (). S. T) f. 
und ci^ Beilagen Nr. 70 S. 520, 524, 545. 

Wtooer MMttwia*. Stadien. IV., Bd., t. BefU 23 



Digilized by Google 



98 Die nacbjoaefinuehe Zeit, [344 

nicht gfiiaues ~ Bild von dvm MaÜ dies« r „hcdaiirrii^swiirdigen" 
Zrraplittening des Grmidlx'sitzes zu mac hen. Iii 48G7 galizischen 
Gcni< luden, für die die statistischen Angaben vorhanden waren, 
betrug ^) 



nacli d e u 


die Zahl der 
Ausftssip- 


die Zahl der 
Rohottage (auf 

Hand tage 
zurückgeführt) 




831482 


90429287 


Opera tcn der josef. Grundstcuerrcguiicruug 


266118 


84826805 


Operaten des provisorischeu Katasters (1K20) 


1 301561 




Opevaten der UrlNmalreguUerong (1847j . 


384867 


87947243 



Ks war ein großes Unglück für das Land, daU die Kegie- 
nmg die Absicht, eine Urbarialregulierung darchzuführen, end- 
giltig aufgegeben hatte. Nun felilto es an einer sicheren, all- 
\ gemein anerkannten Grundhige für die Beziehungen zwischen 
Gutsherrschaften und Untertanen. Die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten waren im Unklaren und boten fortwährend Anlaß zu 
Streitigkeiten. Beschwerten sich die Untertanen, daß die Obrigkeit 
ihnen Grundstücke entziehe und sie mit Robot Uberbürde, so klagten 
die Obrigkeiten, daß die Untertanen ihre Schuldigkeitr>n sehlecht 
oder gar nicht erfüllten und daß sie infolge ihrer liederlichen 
Wiiischaft die obrigkeitliche Aushilfe allanhäufig in Anspruch 
nehmen. Vor allem aber waren die untertänigen Nutzungsrechte 
an Wald und Weide eine Quelle unendlicher Prozesse, nicht 
selten auch blutiger Zusammenstöße zwischen herrschaftlichen 
Dienern und Bauern. Die Dominien betrachteten die Waldungen 
als ihr unumschränktes Eigentum, die Rechte der Untertanen 
als jederzeit widerrufliche Prekarien, für deren Fortdauer einen 
beliebigen Preis zu fordern sie sich berechtigt glaubten. Die 
Untertanen wieder sahen in den Forsten ein Ton der Natur 
dargebotenes Öffentliches Gut oder doch ein Gemeindegut, an 
dessen Benützung sie niemand hindern dürfe. 

fHlhlte eine Gemeinde ( — denn seltener war es der 
einzelne, der es wagte, den gefährlichen und unsicheren 
Kampf aufzunehmfbn, — ) sich von Seiten des Dominiums 



^) Gubemialbericht vom 17, Märs 1848. 
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in ihrem Rechte gesehrnttlerty dann wählte sie aus Ihrer 
Mitte eine Anzahl Deputierter, die ihre Sache yertreten 
sollten. Die Beschwerde mußtCy der Vorachrifit gemäß, zuerst bei 
der Grundobrigkeit vorgebracht werden. Nachdem diese, wie 
gewöhnlich, die Pjrozessfbhrer davongejagt hatte, wendeten sie 
sich an das Kreisamt. Hier mnßte die Klage schriftlich ein- 
gebracht werden, und die des Schreibens unkundigen Bauern 
waren daher gezwungen, die Hilfe eines Winkelschreibers*) in 
Anspruch zu nehmen. Waren sie einmal diesen gewissenlosen 
Personen in die Hände gefallen, dann konnte man sicher sein, 
daß der Prozess sobald sein Knde nicht finden werde. Die 
Geschlittsübcrbiirdun^ der Kreisämter und „mitunter aucii Be- 
stechlichkeit eines The i los der Kreisamts- und höheren Ver- 
waltungsljeamten ^ trugen das Ihrige dazu bei, und so kam es, 
daß viele dies^rr Pnlj^ravationsprozesse zwanzig, dreißig und 
noch mehr Jahre dauerten. Kin großer Teil der untortJinigen 
Oemeinden stand iminertort im Kamjjfe mit den Doiuiiiien 
War den Bauern der Vorsuch, auf gesetzlichem Wege zu ihreui 
Rechte zu gelangen, nnüglückt, daiui setzten sie der Obrigkeit 
passiven Widerstand entgegen. D&s Fronpatent hatte die früher 
übli(-he „bemessene Arbeit" aufgehoben und an ihre Stelle das 
Stumleumaü eingeführt. Die Untertanen machten sich das zu- 
nutze, erschienen unpünktlich zur Robot und arbeiteten nach- 
lässig und schletiderhaft. Die r.utbbeaniten ihrerseits machten 
darauf von Stock und Peitsche allzuhäufigen, übermäßigen (Ge- 
brauch. Nicliisdestoweniger oder vielleicht auch gerade darum 
wurde die Arbeit der Fröner immer schlechter, so daü der 

Wert der Robot beständig sank *). 

Unter solchen Umständen machte die Verrohung der 

Bauern entsetzliche Fortschritte. Die Zahl der Verbrechen wuchs 

in erschreckender Weise. Auf dem flachen Lande löston sich 

alle Bande der ( )rdnung, und nirgends waren mehr Leben und 

Eigentum sicher. Die Kluft zwischen Gutsherren luid Bauern 

^) Vcrgcbons kämpfte die Bsgiennig gegen, dss Unwesen der 
Wiukel<>c.lu-eiber. Die Verordiittiigpu ^egen sie sind »UBainmengestelit bei 
S-Totwinski a. a. <). IL S. 15.5--151). 

^) Das behauptet Saia (a. a. 0. S. 8), der vou 1840 — ^1846 als 
Gubemialrat Chef des FMBidialbaresiis des galisisehen Guberniums anter 
dem Qen^ralgonverneuT Ershemog Ferdinand von Österreich - Este 
gewesen war. 

») Vcrgl. besonders S a L'i :i. a. O. S. 7 — 12. 
^) J a s i u e k Betrachtuugeu etc. 

23* 
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wurde untiberbrückbar, und der grollende Haß de« Volkes 
gegen seine Peiniger machte sich Ton Zeit za Zeit in grantigen 
Verbrechen Lnft. Die Fälle von Robotverweigenmg mehrten 
sieh. Immer häufiger mußte MilitKrassistenz sur Unterdrfiekung 
▼on Banemrevolten herangesogen werden. Galurien stand am 
Vorabende einer sozialen Bevolution 



^) Jaslnski a.a.O. — Im Jahve 1811 schrieb der damalige Gk»averaenr 

Graf Ooeß: ,)Der Bauerustauil, diese so nützliclio uud wichtige Klasse von 
Einw ihTH'm, befindet sii-h hierlaudes noch tief auf der miterstrn Stuff 
der Kultur. Obwohl die weisen Gesetze Seiner Majestät ihm Hi ine Kechte 
uud Vormögen sichern, so ist er doch nicht im Staude, den Wert der- 
aelben an erkennen nnd ihre Frfiekte au genießen. Mangel von FleiA 
und Indnstrie beecliTänken ihn in «einem Erwerb, folglieh in seinen 
eraten Bedfitfotascn, zum Nachtheil seiner Gesundheit tind Kiifte. Müßig- 
gang ist seine Ergötzung und übermäßiger Genuss berm^rhender 
Getränke noin Vergnügen, und die Folgen davon nicht selten traurig 
für ihn, immer aber nuchtheilig für den Staat.** Als Mittel zur Hobnug 
des Bauernstandes empfahl Goeß : „Y crmehrungder Volksschulen 
auf alle magUche Art.<* (Qnbemialberieht vom 11. Juli 1811.) — Selion 
im Jahre 1822 stellte die oberste Jus^stelle fest, daß die außer» 
gcwöliciUcho Zunahme der Verbrechen des Aufstände», des Aufinthres nnd 
der öli'entlichen Gewalttätigkeit in Galizien auf Rechnung des Druckes» 
den die Untertanen von ihrqn Herrschaften erdulden, zu setzen sei. 
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Viertes Kapitel. 

Der Aufstand des Jahres 1846 und seine Folgen. 

§ 1« Zur Vorgeselüelita des Aufistandes. 

Seit dem Jahre 1790 war die Buhe GtalizienB nicht ein 
einzigeBmal durch eine VerBchwOrung oder gar durch eine offene 
Revolution, die die Wiedervereinigimg des Landes mit Polen, 
beadehungBweise die Wiederherstellung des alten polniBchen 
Staates bezweckt hätte, gestört worden. Während in Warseban 
nachweislich schon im Jahre 1817 geheime Gesellschaften auf- 
tauchten und zu derselben Zeit auch in den anderen pohiisohen 
Landern me lebhafte Agitation ^tfaltet wurde, blieb in Galisien 
alles ruhig. Dieser Zustand änderte sieh nach dem ungiacklicheo 
Ausgang des Aufstandes von 1830/31. Viele Tansende Teil* 
nehmer am Aufstände mußten <lie Heimat verlassen, um den 
Naclistelhiiigün der russischen Behörden zu entgehen. Ein Teil 
der Emigranten ließ sich in Galizien dauernd nieder, andere 
wandten sich nach Belgien, Amerika, vor allem aber nach 
Frankreich. Alles Sinnen und Trachten der Verbannten war 
begreiflicherweise auf die Wiederherstellung des polnischen 
Reiches gerichtet; über die Mittel und Wege, die zu diesem 
Ziel© führen sollten, herrschte jedoch keine Einigkeit. 

Schon währen«! des Revohitionskrie;e:es war den Polen von 
altem Schlage, die das alte Staatswesen m allen seinen Teilen 
wioderomcliten wollten, unter der Fülirunii des trefflichen 
Historikers Joa« hin t Lelewei eine deniokraiische l'.irtei ent- 
gegengetreten, «iie an die Spitze ihres Programm^ duj gänzliche 
Aiiflösimg des UntertÜnigkeitsvcrhÄltnisseg sciirieh. Doch behielt 
die aristokratische l^artei die (Jbrrhand, uud an dem Mangel 
der Unterstützung von Seiten des Landvolkes scheiterte der 
Aufstand von 1831 ebenso wie die nachfolgenden von 1846 
uud 1863. 

Die Kluft zwischen den beiden Parteien erweiterte sich 
noch in der Verbannung unter dem Kinflusse einerseits der 
frauisüsischen Legitimisten, andererseits der Demokraten. Die 
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aristokratisclie Partei, deren Oberhaupt, Adam Fürst Oasartoijski^ 
in Frankreich den Titel eines Königs von Polen angenommen 
liatte, erwartete alles Heil von der Intervention der Mächte. 
Ihr Ansehen sank aber umsomehry je geringer diese Aussicht 
ward ; die Demokraten hingegen entfalteten eine lebhafte Tätig- 
keit. Am 17. März 1832 gründeten sie in Paris das „Towarzystwo 
demokratyeme'', das fortan den Mittelpunkt der polnischen Be- 
wegung bildete, und das mit den Polen in Galizien in rege 
Verbindung trat^). Das Pk-ogramm der Demokraten gipfelte in 
der Forderung, die bäiierlicben Lasten ohne jede Entschädigung 
der Berechtigten aufsuheben*). Sie brachen vollständig mit dem 
alten Polen, dessen gesellschaftliche Ordnung auf der Knecht> 
Schaft des Volkes gegründet war. Die alten Polen, folgerten sie, 
haben keine echte Vaterlandsliebe gekannt, sonst hätten sie 
nicht das Volk geknechtet. Niemals wäre Polen zugrunde ge- 
gangen, hätte nicht der Adel die Untertanen hart bedrückt, so 
daß sie gleichgiltig dem Niedergange des Staates zusahen. Denn 
der Sklave liebt nicht das Vaterland, das ihm keine liebende 
Mutter, sondern eine Stiehnutter ist*). Hätte das Volk sich 
wider die Feinde erhoben, dann wäre es um sie geschehen 
gewesen. Denn keine Macht gebe es auf Erden, die ein Volk von 
zwanzig Millionen unterjochen kann^). Schon durch eine ge- 
ringe Erleichterung der Frone sei es Eodciuszko gelungen, um 
sich eine Schar zu versammeln, der die russischen Bajonette 
bei Raofawice weichen mußten. Wie werde es erst sein, wenn 
man die Bauern von allen Lasten befreit? 

Nur ein Mittd kdnne demnach Polen erretten, die soziale 
Revolution. Sie mttsse mit der nationalen Erhebung Hand 
in Hand gehen. Denn, vorher versucht, wflrde sie durch die 



^) Vergl. 8aU a.a.O. 8. 3, 50 ff. Ostassewski-Baraüski, 
Krwawy rok (1846) W Zfoesowie 1896. 8. 1 ff. 

^) Für die folgende Darstellang sind vor allwn baautst worden: 
Filaret Prawdowski 'Henryk Kainienski\ f> prwwdHeh zywntnyt'li 
iiiirodu polskicf^u. Bruxella lb4-4 und K;itiH"hizm deniokratycssne. l*aryz 
1845, leiuer Wiktor Heltinan, Deinokracya polska na einigracyi. 
lipsk 1866. 

„Niewolnik niezua ojesysny, ktörA nie jest j^mu matk$ ale 

barbarzyi'iska inacochq, ktöra zamiaHt opieki ma dta niego tylko nodzc 
i zhanbienie niewoli. ndsk i plaki.'^ Oprawdach iywotnych S. Ö6. 
Ähnlich Katpchizin S. 1'). 

*) Manifest towarzystwa demokratyczne^o polskicgo. Poitiers, 1836, 
(Heltman S. 5.) Vergl. Oprawdach /.ywotnych. 8. 53. 
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fremden Mächte unterdrückt werden; töricht aber wttre es, mit 
der Dnrchfährung der sozialen Reformen bis zur glücklichen 
Vollendmig des Unabhängigkeitskampfes warten su wollen, da 
das Befreinngswerk nnr dann gelingen könne, wenn das ganze 
Volk sich dem Aufstande anschließe^). 

Die geplante soziale Revoltition richte sieh gegen alle, die 
ans den bekSmpften Mißbränchen Vorteil ziehoi. Sie werde 
znm Bürgerkrieg, wenn sich Leute finden, die die Pk'ivilegien 
verteidigen werden. Will der Adel seine Vorrechte nicht fahren 
lassen, dann wehe ihm. Die Revolution kenne — wurde gedroht 
• — nur eine Strafe, die Todesstrafe, die zwar im Prinzipe zu 
verwerfen sei, ohne die jedoch keine Revolution durchgeführt 
werden könne. Einen schlechten Dienst werde dem Vaterlande 
erweisen, wer zögere, das lUut der Edelleute zu vergießen. 
Ohne Terrorismus keine Revolution. Jeder, der sich den Be- 
fehlen des Aufstandskomitees entgegensetze, müsse sterben*). 

Um (las Volk zu gewinnen, sei e« nicht treuuf^, von der 
Einhtüt des poluisL'licn Volkes zu spreclieu uud Abhandlungen 
darüber zu S('hreil)on, oder in unbestimmten Ausdriickeu von 
der sozialen Revolution zu faseln. Ein leicluialjiu hes Schlag- 
wort müsse j^'cfundon werden, das die Volksmassen sofort auf die 
Seite der Aufstand ischen zieht. Km solches Zauberwort sei 
u w i a ä z c /, e n i e (freies Landeigentuiit für die Hauern i oder 
wie es genauer, umständlicher heißt: Joder Bauer, Hauswirt, 
(xärtner u. s. w., der ein Stück Land gegen Leistung von 
Fronen, Zinsungen, Abj^^aben oder anderen Schuldigkeiten 
bebaut, wird P^i^entlimer seines Grundstückes und hat fortan 
gegen keine Tersou irgend welche Verpflichtungen mehr zu 
erfüllen 

Ist es aber nicht eio Unrecht, den einen das Grundeigentum 
zu entzieh(Mi und es den anderen zuzuwenden? Nein! Denn 
alles, was zur Rettung des Vaterlandes erforderlich ist, darf 
von jedem gefordert werden. Das Vaterland darf ja auch das 
Leben seiner Söhne fordern, wie sollte es nicht auch über ihr 

h Katechizm 8. 31. 

Ksitechiziii, S. 35 ff., .^jö ff. 
^) ^Ka/dy wlosciaiiin, gospodarz, zHgrodnik i t. d. uprawiajacy 
jak^kolwiek ilo^6 siemi w zatnian dawanyeh prxez aiebie panszcsysnj, 

czynszu, danin, Ittb jakiebkolwiek imiych powinnosci, stnje nq wla- 

j^ciciflrrn cafepro fwojego gruntn, /ftdnych o«lt«d niemaj^c wsgledom 
uikugo obowi^zköw.^ ü prawdach /ywotojch. S. 71. 
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Vemageii frei TerfUgeii kOmiaD? Und dann» wenn man die 
Bauern zn £igentamem maclit, ao ist das Uoß eine Wieder- 
eimetznng in den rarigen Stand Denn einit, in der granen 
Voneity waren aUe Polen freie, gteichbereehtigte Banem. Erst 
vpäter liaben sich, som nnermeOlicken Sdiaden der Nation, 
Standesnnterscbiede entwickele nnd ist die große Mehrheit 
einer Minderheit ontertan geworden*). 

Fttr diese Qrandsfttze begannen die Demokraten alsbald 
nnter dem niederen Adel, dem Klents, den Ontsbeamten, den 
Bürgern, den Student^ nnd anch nnter den Soldaten eine lebhafte 
Agitation zn entfalten, die nicht ohne Erfolg blieb. In kurzer 
Zeit waren die revolntionlren Verbindnngen über das ganze 
Land rerbreitet, nnd trotzdem die Begiemnl^ mehrere dieser 
Vereinigungen aufdeckte und ihre Teilnehmer ausforschte und 
bestrafte, machte die Bew^nng im geheimen immer größere 
Fortschritte*)« Anch unter die Bauernschaft trugen die Ver- 
schwörer die Agitation. Hier aber machten sie Erfahrungen, 
welche die wenigen unter ihnen, denen die Begeisterung für die 
nationale Sache nicht den freien Blick getrübt hatte^ mit düsteren 
Ahnung^ erföUten. Wohl horchten die Banem auf, wenn 
Städter, Cteistlidie, Gntsbeamte, auf manchen kleineren Gütern 
wohl auch der Gutsherr selbst, die alle früher jeden Verkehr 
mit ihnen ängstlich gemieden hatten, sie aufsuchten und mit 
ihnen rertraulich sprachen. Wohl glänzten ihre Augen, wenn 
sie jene von einer besseren, schöneren Zukunft reden hörten, 
in der es keine Herren und keine Knechte mehr geben werde, 
und alle Brüder sein werden. Aber alles, was sie aus den 
Worten der Aufwiegler entnahmen, schürte nur noch mehr 
ihren Haß geg«i den Adel. Von der Wiederherstellung des 
polnisch«! Staates wollten sie nichts wissen. Wa^^ galt ihnen 
Polen? Ihnen war es gleich, ob polnisch oder deutsch. Das 
aber wußten sie, daß die einzige Hilfe gegen die Bedrückungen 
der Gutsherren ihn«i von den Osterreichischen Beamten kam. 
Noch lebte in den älteren Leuten die Erinnerung an all die 
Unbill, die der Bauer ^nst hatte erdulden müssen, und die er 

^) Kateehisin, 8. 42 ff. 

Eine wi»sen8chaftlicbe Begründung dieser Ansicht versuchte 
Lelewel in den beiden Schriften: Betrachtungen über den politischen 
Zustand des ehemnüf^cn Polen. Brilssnl 1845 und Stracoue obywatelstwo 
0taou kmieciego w Polsce. Bruxellu lh47. 
5) Vcrgi. Sala a. a. (). S. 18 ß. 



Digitized by Google 



dbl] Zur VoKgeschicbte des Aufsteudea. 105 



nim, dank dem Eingreifen des Kaisen, nicht länger tragen 
mußte. Darum nannten sich auch die Bauern Uberall ,,kaiserlich^ 
und ^österreichisch^ und verabscheuten alles, was ,,pclnisch'* 
war, denn polnisch waren ihre Unterdrücker^). 

Die Agitation unter dem Landyolke hatte also nicht den 
Erfolg, den die Demokraten erwartet hatten. Dagegen erweckte 
sie das Mißtrauen des begüterten Adels. Die Freundschaft des 
Adels schien den Parteiführern wichtige als die der Bau^n, 
und Yorübergehend wurde sogar das Verbot der Landagitation 
ausgesprochen^. In Terttnderter Form wurde sie jedoch bald 
wieder aufgenommen. Nicht mehr Bürger und Gutsbeamte, 
sondern allein die Geistlichkeit sollte fortan trachten, das Volk 
auf die Seite der Beyolutionspartei zu ziehen. Um das Band 
des Vertrauens zwischen Klerus und Volk enger zu knüpfen, 
und um gleichzeitig die Bewegung recht unschuldig erscheinen 
zu lassen, wurde dazu eine Form gewählt, die s^ensreiche 
Folgen hätte haben können. Es wurden Mäßigkeitsvereine 
gegründet, die der immer mehr umsichgreifenden Trunksucht 
entgegenwirken sollten. Von der Geistlichkeit aufgefordert, 
legten zahlreiche Bauern das Gelübde der Enthaltsamkeit von 
allen geistige Getrunken oder auch nur der Mäßigkeit ab. Die 
wohltätigen Wirkungen auf die Bevölkerung waren bald sichtbar. 
Der besitzende Adel legte diesen Bestrebungen keine Hinder- 
nisse in den Weg, trotzdem das Fropinationseinkommen durch 
sie geschmälert wurde. Denn unterdessen hatte er mit der 
demokratischen Partei einen Vergleich geschlossen.") 

^) Diese Erfahrung tnacliteu alle, die mit den Bnueru in Berührung 
kamen. Sfotwinski sagte: .U chlopa na Mnzurach „ojcyzna" hyla 
ojcowizna. ,.pol()k" hyA jakim^ luityeznym potworem, nieröwnic gorszym 
od dyabfa, a chlop sam w swem sUncm przekonaniu uie byt polskini, 
jeno „cysarBkim**. (Ostassewski-BarsÜBki a. «, O. 8. 31.) — 
Theophii Wisniowski, der 1847 in Lemberg hingerichtete Fflhier 
der 46er Bewegung : „Masy nie troszczu sie o to, jnki jest n^d, maey 
nie mysla, tylko s-rtiehajn, h nie zaponiinajmy, ze lud nas?! nie nio wie 
o Polsce i jezeli co wie. to dzieki niecnym zabiegom pewiiie nie lio- 
brego." (S c h n ü r - P e p •! o w 8 k i, Zy cie za woinoäc. We Lwo wie J ö 9 7 , 
S. 68.) Veigl. femer (Wielopolski), Briefe eines polniaohen Edel- 
mannes an einen deuteehen Publistiaten. Hambuxg 1846. S. 43. Das 
Polenattentat, S. — 74, lOl. Katechizm a. a. (). S. lOü. — 
(Schwarzenberg) Autidiluviauischc Fidibusschultzel. Wien 1850.8.64. 
Vergl. S c hn ür-Pep-f o w 8 k i a. a. (). »S. 10. 

^) Veigl. 8a la a. a. U. S. 118 — 123. Gubernialberichte vom 
25. September uud 2. Dezember 1844 und Tom 24. Februar 1848. 
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§ 2. Die Untertansfrage auf dem Landtage. 

Zu diesem Vergleich war der Adel nicht nur durch die 
AoMiohtsIoftigkeit seiner Hoffnungen auf eine europttiache Inter- 
vention, sondern mehr noch vielleicht durch die den Großgrund- 
bentz bedrohende demokratiBche Agitation gebracht worden. 
Aristokratie und Demokratie einigten sich also : Diese sollte nicht 
länger gf>gen den Adel hetzen, jene die Untertansfrage auf dem 
LAndtage einer gt;si*tzlichen Regelung zuführen^). Auch die 
bereits geschilderte Desorganisation auf dem flachen Lande 
■wirkte mit, nm die galizischen Großgrundbesitzer zum Kntschlusse 
zu bewegen, den seit siiibzig Jahren festgehaltenen Standpunkt: 
der Staat habe sieh in das gutsherrlich-bäuerHche Verhältnis 
nicht einzumt'ngen, aufzugeben. Dor Wi'rt der Fronen — wie 
sie von (l<'n Untertanen noch prüstif'rt wurden — wurde tii^'^licli 
geriu^i L, Tind dio BeifUrchtung wurde rege, daß sie schließlich 
ganz werthjs würden-}. 

So kam denn die Untertansfra;^«' auf dt-ni Laudtagf zur 
Sprache. Seitsich in den letzten Jahren immer deutlicher zeigte, 
d;i(,> d'iv abäolutistisi'lic Zt'ntralre^nerun<; nicht der Aufgabe 
gt nüge, ein so groü<\s und verschiedenartiges Staatswesen wie 
die österreichische Monarchie zu verwalten, forderteji die früher 
ganz «'influßlosen Stände oiuen grüüer« n Anteil an der Regie- 
rung*). Wenn aueli di*- j^alizischen Stände sich auf kein histo- 
risch«'S Recht berufen konnten wie die in Osterreich, Böhmen 
und Tirol, so hatten sie dennocli an dem Aufschwünge des parla- 
mentarischtMi KinHusses teilgenounni^n. Die Landtagsversamra- 
lungen wurdt-n stiirker besucht als früher, die Debatten wurden 
lebhafter. In einer Roihti von wichtigen Angelogenlieiton hatte der 
Landtag das entsidieidendo Wort gosprocb(ui, vor allem aber 
durch die Errichtung der Kreditanstalt (1841j gezeigt, daß er fähig 



^) Vergl. Sal:i a. h. O. S. 114 f. 

Es hiitte sieh mich, vielleicht unter dem Einflunsf« der Demo- 
kraten, ein Uinschwunc: Wer öttenrüclicn Meinung zu Ounsteii der Unter- 
tanen Vollzuges. ^Üauk der vorgerückten Civilisatiuu fängt die öflfcat- 
liche Meinung auch in QaUssi«n eine wirkliehe Maebt xa weiden an» die 
BedrSekong der Unterthanen wird von derselben von Tag zu Tag mehr 
verpönt und der Unterthansbedrücker nnt Herabsetzung behandelt.^ 
(Jaginskis unten citierte Denkstdirift.' V(i-pl. auch Obe<^n<' stau 
Galicyi. 1843. S. 52. — Eine sprichwörtliche Bezeichnung für eine 
schlechte Arbeit war „robota jak za panszczyzue'^. 

*) Vergl. Springer a. a. O. I. Bd. S. 509 ff. 
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BQu eine gr5(tere wirtschaftliche Aktion selbständig durchzuführen. 
Eben hatte er auch die Lösung der Eisenbahnfrage in die Hand 
genommen. Eb war also selbstverstibidlich, daß er sich auch 
mit der Untertanafrage beschäftigen wollte^ die für das Land 
weitaus wichtiger und dringender war als aUe anderen Fragen^). 

So stellte denn im September 1843 bei einer vertraulichen 
Besprechung der Stilndemitglieder der Landesunteimarschall 
Thaddäus Ritter Chochlik von Wasilewo-Wasilewski den Än> 
trag auf Einsetzung einer Kommission^ „die sich mit Antragen 
aur Verbesserung des Zustandes der Unterthanen, Verleihung des 
Eigenthums an selbe und Modificierung der Robotschuldigkeiten 
zu befassen hätte."') Der Antrag fand bei der Mehrzahl der 
Versammelten, insbesondere bei den Outsbesitzero aus dem 
Osten, heftigen Widerspruch. Dennoch einigte man sich, da 
sieh gewichtige Stimmen für ihn erhoben, dahin, daß in der 
offiziellen Landtagssitzung der Antrag gestellt werde, es mcige 
der Kaiser ersucht werden, „die Stände allergnädigst zu ermäch- 
tigen, in der nächsten Landtagsversammlung eine Commission 
aus ihrer Mitte zu bestimmen, welche beauftragt werden wttrde, 
die gegenseitigen Verhältnisse zwischen den Q-rundherrschaften 
und den Ghrundholden dieses Landes in Überlegung zu nehmen, 
hierllbe«, sofern es nöthig ist, auf geeigneten Wegen in kluger 
Weise Auskünfte zu sammeln, hinsichtiich dieser Verhältnisse 
jene Verbesserungen und Änderungen der Landtagsversammlung 
seiner Zeit gegenwärtig zu halten, welche sich als zweckdienlich 
und dem Besten der Qrundherrschaften und Qrundholden, somit 
der allgemeinen Wohlfahrt als zusagend darstellen, damit die 

^) Fiir das Folgende vergl. aiißtr di u Akten im Archiv des Miui- 
sti riuiiis des Innern IV. H. H: Vo r Ii a n d 1 u u n den in den König- 
reichen Galiziou und Lodomerieu 1844, lH4ö eröffneten . . . . 
Landtages. Lemberg 1844, 1845, 184$. — Bala a. a. 0. S. 115-118. — 
(Kraiiigki), Memoiren und Aktenstfleko aus Galisien im 
Jahre 184ß. Leipzig 1847. 8. 33— ß3. 

-) In derselben Sitzung stellte .Josef Ritter von JaHiiiski, Guts- 
herr von Zahlotow I Kreis Kolonien , zwei Antrabe wegen Rejzulierung 
des Verfahrens der politischen Behöideu in Untertanssachen und wegen 
Keduzierung der in Wiener Währung zahlbaren Goldzinse der Unter- 
tanen an die Grandherrachaften auf KonTentionsmtlnae. Beide Anträge 
wurden der zu wählenden Kommimton »ogewiesen. (Verhandlungen 
von 1843 8. 41.) Kurze Zeit darauf fiberrdehto Jasins^i der Regierung 
eine timfangreiche Donkscbrift (oben mchreremale von uns citierti ti'« r 
die Unfertänigkeitsverhältnisse, die auch einen Vorschlag zur Abiiisung 
der Untertansschuldigkeiten enthielt. 
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Stände auf dieser Grundlage ihre weiteren allerunterthänigstea 
Ritten an den Thron seiner k. k. Majestnt zu richten vermögen," 
In dieser milderen Fassung wurde der Antrag am 23. September 
1843 mit 86 gegen 16 Stimmen zum Beschlüsse erhoben. 

Die Regierung war in großer Verlegenheit. Sie scheute 
das Greräusch und die Unruhe, welche eine so tiefeiugreifende 
Veränderung des Agrarrechtes wie die Reform des Untertänig- 
keitsverhältnisses notwendig wachrufen mußte. Ihr erster Gedanke 
war daher, die Verhandlungen des Landtages tlber die Bauern* 
frag ! Angstlich vor der Öffentlichkeit zu verbergen. Zwar war 
sie einer Reform nicht durchaus abgeneigt. Erkannte sie doch 
ganz richtig, daß „nach den fiofkanzlei-Acten betrachtet, der 
Zustand in Galizien bloß eine provisorische Aufrechterhaltung 
des Bestandenen ist, w eiche mit der Urbarial- und Steuerregu- 
lierung de 1789 ihr Ende erreichen sollte''. Doch verwarf sie 
die Anmaßung der Stände, eigenmttchtig eine so wichtige Frage 
lösen zu wollen^). Nicht in letzter Linie aber befürchtete sie, 
daß sich hinter diesem Vorschlage revolutionttre Gedanken 
verbergen. Es wurde also den Stünden geantwortet, daß die 
Regierung die VerbessOTung der gutsherrlich-bäuerlichen Ver- 
hältnisse, „soweit solche ohne Verletzung wohlerworbener Rechte 
und mit ^nzlicher Ausschließung von Zwangsmaßregeln statt- 
finden ki^nnen,^ stets zum Gegenstande ihrer Sorgfalt gemacht 
habe und machen werde, „dass seine k. k. Majestät aber bei 
der Unbestimmtheit und Allgemeinheit der Abfassung des Be- 
schlusses der Stände, die Aufstellung einer eigenen Commission, 
deren Aufgabe weder in ihrem Gegenstande, noch in Absicht 
auf die Richtung, welche die Commission in ihren Arbeiten 
einzuschlagen hätte, hinreichend bestinunt wäre, nicht als ein 
geeignetes Mittel erkennen, um in dieser schwierigen Angelegen- 
heit mit Schonimg aller eine genaue Erwägung verdienender 
Rücksichten zu einem gedeihlichen Erfolge zu gelangen, wobei 
es tlbrigens den Ständen unbenommen bleibe, wenn sie tlber 
einen deutlich zu bezeichnenden Gegoistand einen bestimmten 



Die Stände hätteu au» Popularitätsbaschoret den Antrag 

Wieaiolowski« untorsttitzt ; die Rcfrierung dürfe aber diesen Bcstrebim/ren 
nicht entgegenkomme!!, denn ,.hohe Interessen sprechen dafür, daß das, was 
in Galizien zum Wohle der unteren Klassen geschieht, von der Regierung 
ausgehe, und als eine Wohlthat erkannt werde, welche jene der Sorgfalt 
und dem Wohlwollen der Be^erung verdanken^. 
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VoTBcUag zu stellen finden, denselben im yerfassungsmftßigen 
Wege anzabringen M.'^ 

So lahmend diese Antwort war, so ließen sieb die Stilnde 
dennoeb in ibrem Yorbaben nicbt irre maeben und stellten anf 
dem nttebsten Landtage (September 1844) die neuerliebe Bitte: 
es möge einer aus der Mitte der Landstande gewählten Kom- 
mission gestattet werden, „die Erriebtnng von Ghnindbttebem, 
welebe in Zukunft bei Streitigkeiten als Beweismittel zu dienen 
hatten, ausdraeklicbe Zuerkennung des Nutzungsetgenthums 
untertbäniger Orflnde, Regulierung der Servituten und des 
gemeinscbaftlieben Besitzes in Überlegung zu nehmen, und 
einen woblttberdaebten Plan den Standen zur künftigen Be- 
ratbung und höheren Einbegleitung vorzulegen.^ Der General- 
gouvemeur Erzherzog Ferdinand war gegen die Gewährung 
dieser Bitte oder doeb ftlr eine Hinanssehiebung ihrer EkfUllung. 
Die Hofkanzlei aber, in deren Mitte sieh noch josefinische Ein- 
fittsse bemerkbar machten, stellte den Antrag: „dass Euere 
Majestät die Aufstellung der beabsichtigten ComnuMioo nicbt 
nur bewillige, sondern auch die Landesstelle beauftrage, im 
Emverständnisse mit derselben und durch ein gemeinschaftliche» 
Znsammenwirken die Mittel zu berathen und vorzubereiten, wie 
die Kigenthumsverhältnisse zwischem dem obrigkeitlichen und 
dem unterthänigen Grundbesitze geregelt -und gesichert, die 
Mittel und die Nei^un^ zur besseren Cultur desselben geweckt, 
und die Reibungen und Xachthoile, welche ans dem dermaligen 
Zustande entspringen, oiine Beeinträchtigung wolilcrworbcner 
Rechte beseitigt werden können." Entsprechend dem Hoi'kanzlei- 
vorirage, bewilligt« der Kaiser die Einsetzung der Kommission 
und bostimmto, daß ilir der Karuinoiproknrator, ein ertahreuer 
Justizbeamter und ein mit den Vcrliältnisscn der Staats- und 
Fondsgtiter genau vertrauter Geschäftsmann als Mitglieder bei- 
gegeben Averden^). 

In der Tat schritten auch die Stände am 18. und liK Sep- 
tember 1845 zur Wahl von 18 Mitgliedern und ebensuvielen 

^) Allerluicliste Entschließnnf!^ vom 5). Juli 1844. — (r]c\i.-h/.vU\<x 
mit eleu Aüträ^'PD der g;ilizischen Stände hatteu die nicdertistjrreichitirht'ii 
Stände den Antrug auf Ablösung der Zehnten und Fronden getstellt. 
Die Regierung ließ diesen Antrag ohne Antwort, aneh. als die Stände 
ihn im näebsten Jahie wiederholten und eingehend begrOndeten. VcrgU 
Springer a. a. (). I. Bd. S. 543 f. 

-) Gubernialhorieht vom 26. September 1844. Hofkanzleivortrag 
vom 14. November 1844. Allerhöchste £nt«chließttngen vom 11. März 1845. 
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EnatiEtnännem der Kommission (je ein Mitglied und ein £r»ats- 
mann fär jeden Kreis), die unter dem Vonitse des General- 
goaremenn als Pnisidenten der Stände vorerst Toibereitende 
Erörterungen Uber die Feststellung des Nutawigseigentiuns and 
die Errichtung der Qnuid blieb er für den untertänigen Grimd- 
besits Tomehmen sollte^). Über Antrag des ständischen Ehreu- 
beisitBers im Landesaasschnsse Moriz Ritter von Krausski wurde 
femer beschlossen, den Kaiser nm die Erweitemng des Wir- 
kungskreises der Kommission zu bitten, damit diese die Maß- 
nabmea in Erwägung nehmen könue, die erforderlich seien, um 
die nnterWnigen Leistungen In Geld oder Oetreideainse zu yoT' 
wandeln oder ihre i^nxlicbe Ablesung im Wege freiwilliger 
Übereinkommen au Cffleiebtem'). 

Die KommisRon sollte erst nach erfolgter Entschließung 
des Monarehen Aber diese Bitte ausammentreten. Inzwischen 
aber sollten die Kommissionsmilglieder sich mit Sammlung von 
Daten und vorbereitenden Arbeiten fOr die Beratungen be- 
schäftigen*),^). 

Bevor noch die neuerliebe Entschließung des Kaisers 
kundgemacht worden war, schnitt der Ausbruch desAu&tandes 
alle weiteren Beratungen und Verhandlungen ab. Die von den 
Ständen gewählte Kommission ist niemals zusammengetreten; 
die Regierung nahm, nach Niederwerfung der Bevolution, die 
Liisung der Bauemfrage selbst in die Hand, und als der gali« 
zische Landtag nach Jahren wieder berufen wurde, gehörten 
die Frondienste bereits der Geschichte an. 

Auch wenn die Stände oder die Regierung die Lösung 
der Banemfrage enwgischer in Angriff genommen hätten — 
die Erhebung des Landvolkes gegen den Adel hätte nicht mehr 
vermieden weiden können. Eine solche Reform wäre jedenfalls 
unter sorg&ltiger Wahrung der Rechte der Gutsherren durch- 
geführt worden und hätte so, besonders dureh die nach dem 
Wunsche der Gutsherren gleichzeitig vorzunehmende Servituten^ 
ablösung die Aufregung unter der Bauernschaft nur noch mehr 
gesteigert. Die Agitatoren der demokratischen Partei hatten 

1) Verliandlungen etc. 1846. 8. 39 ff. 

2) ehend. S. 48 f. 
=») ebd, S. 67 ff. 

*) Eh fHndPii auch Vorhertprophunp^pn der Komuiit^äion8initglieder 
»tatt, iu deueu die verHchiedeneu Ktd'oriapiäQü begutachtet wurden. 
Vergl. Bala ft. a. 0. S. 159. 
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den Untertanen die Überseugtmg beigebracht, daß alle Lasten 
obne jede Entsc'liiulig^ng aufgehoben werden mttü^ten, und 
darauf bestanden diose nun hartnäckig. 

Die Zeit der Reformen war — snm ewigen Schaden de» 
Landes — Tersaumt worden. 

§ 3. Der Auabnieh des AnüBtandes und die Hafinahmen 

der Regierung. 

Während Stunde nnd Regierung l\ber die Untertans- 
frage verhandelten, waren die Versehworenen nicht untiitij^ 
geblieben. Überall im (iebiete des ehenialiii;-en poltiischen Staates 
hatten sie Anhänger geworben. An oinem und demselben Taiife 
— dem 21. Februar Wi6 sollten sieh Ken - i ef.spolen, Litthauen, 
Posen, Krakau und (ializien t'rheben. Schon waren die Beamten- 
\ind Offizif i\^stellen des polnischen Staates verhoben, aber die 
Soldaten fehlten noch. Wohl entgieug es den Einsichtigeren 
unter den polnischen Ftlhrem nicht, daÜ das Landvolk ihren 
Bestrebungen abgeneigt sei. Aber sie dachten, die Bauern 
würden schlinnnstenfalls im Anfange schwanken, sich aber dann, 
wie die Polen die ersten Erfolge errungen liritton, — und daran, 
daß die Erfolge sich einst(dl('n würden, zweifelte niemand — 
rasch den Siegern anschließen. Im Augenblicke des Losbruches 
sollten die (iutsherren die Untertanen versammeln, ihnen alle 
Fronen und Abgaben erlassen, ihncri ihre (i runde schenken 
und sie dann zur Teilnahme am Autstande auffordern 

Ein Teil der Demokraten hatte sich dem von der Partei- 
leitung mit den Aristokraten getroffenen l hereinkommen nicht 
angeschlossen und setzte die Agitation unter dem Landvoike 
in heftiger und maßloser Weise fort. 

Niemals sei, heißt es in einem im November 1845 im 
Rzeszower Kreise verbreiteten Aufrufe*), die Aufhebung der 
Frone von den Herren zu erwarten, auch nicht vom Kaiser. 
Denn, „"^b.» kann einen deutschen, weit in Wien sitzenden 
Kaiser das Los eines polnischen Bauern interessieren?^ Nur 
von Gott künne Hilfe kommen: „Christus wurde darum um- 



') Vergl. Sala n. a. O. S. 123 tt'. 

In Überaetzuntr initjrctcih bei Sala n. a. O. S. 839 — 349. 
Da der Aufruf schürfe AuBtUUe gegen die österreicliiache Regierung ent- 
hielt, wurde er von den Bauern den Milittrbehörden fibergeben. Eben- 
dort S. 127. 
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gebracht, weil er wollte, dafi keine Untertbanschaft bestebe.*^ 
Doch, ^^iott lit kma Ritter, nm mit eaerea Femdeo za klmpfen, 
aiicb kein Advocat, am euere Sache TOr Qericht za verthet- 
di^f;n, aadi ist er uicLt euer Di^^aer, mn each den. Sdiweiß ▼on 
der Stime za wischeii. Und ihr seid keine Würmer, sondern 
Gott fthnlich erschaffen und könnt each selbst hel£m.~ 

^Gott hat dorch den Tod seines besten Sohnes endi bloß den 
Bewms gegeben, dus er euere EriOsnng wünscht. Oott gab each 
krallige Arme und scharfes Eisen, damit ihr selbst Ritter seid, 
— und gab euch Verstand, damit ihr selbst euere Sache Ter- 
theidigL Gebratene Taubm fliege einem nteht selbst in den 
Hund. — Und ihr wollt, dass die Freiheit sich bei euch selbst 
einbettle. — Gott gibt uns alles, aber nur dann, wenn wir es 
Terdient haben f Der Mensch siet und aeker^ und Qotk gibt 
hierauf Regen, und wirmt mit der Sonne den schOnen Weizen. 
Wer aber nicht säet und nicht ackert, f^ den wAchst kein Weizen.^ 

,,So ist es, liebe Brüder. Dir selbst nur konnt euch 
Ton der ünterthanschaft befreien, und Gott wird euch von oben 
segnen, wenn ihr euch befreien werdet I Es gibt euerer so 
▼iele, dass. wenn tia jeder von euch nur ein Steinchen auf 
diejenigen wirft, die eueh bedrücken, auf den Leichen euerer 
Feinde Steinberge entstehen würden." 

Die aufreizenden Reden und Schriften Terfehlten nicht 
ihren Zweck. — 

Die preußische Regierung kam den Verschworenoi zuvor. 
Durch zahlreiche Verhaftungen und umfassende Sicherheits» 
Torkehrungen wurden alle rerolutionareii Untemehmnngen 
vereitelt. Mit erbarmungsloser Httrte erstickte Rußland die 
polnische Bewegung im Keime. Nur in Krakau und in West- 
galizien kam es zum Kampfe. 

Auch den (österreichischen Behörden war die lebhafte Be- 
wegung unter den polnischen Patrioten nicht entgangen. Gegen 
Ende des Jahres 1845 mehrten sich die Anzeichen eines nahe 
bevorstehenden Aufstandes. Von allen Seiten kamen dem Re- 
giemngsorganen Anzeigen ttbw das Treiben der Verschworenen 
ztt. Im Gubeminm wurden Beratungen gepflogen, wie man der 
drohenden Gefahr begegnen kOnne. Der Gubemialprüsident 
Franz F^iherr Krieg t. Hoehfelden ^) war für eine Verstärkung 



^) Geboreu 1776 zu Rastatt, gest. 185G ia Wien als lieichsrats- 
prftsident. Yorgl. Wursbach, Biographisches Lexikon. 
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der yerhältnismäßig schwachen Besatzung Galiziens. Der Genend« 
gonyemeiir genehmigte jedoch nur die Einberufung der Urlauber, 
von einer Heranziehung von Truppen aus dem Westen des 
Reiches wollte er nichts wissen 

Inzwischen war die Lage in Westgalizien kritisch geworden. 
Heftige Überschwemmungen hatten die Saaten auf den Feldern 
zu wiederholtenmalen zerstört, was eine große Hungersnot ver^ 
ursachtOi in deren Gefolge der Hungertyphus entsetzliche Ver- 
heerungen hervorrief. Die Regierung, die Stände und die private 
Wohltätigkeit stellten große Mittel zur Verteilung an die unglttck* 
liehen Ban«ni zur Verfügung; doch wenig nur vermochten diese 
Spenden gegenüber der grenzenlosen Not. Unter dem liandvolke 
war das Gerücht verbreitet^ daß die Gutsherren in ihren Spei- 
chern große Vorräte für den kommenden Auistand anhäuften, 
was den alten Haß der Bauern wider die Edelleute noch erhöhte; 
dagegen hatten die Staatsbeamten, denen die Verteilung der 
eing^ufenen Spenden oblag, Gelegenheit, sich die Zuneigung 
der Untertanen aufs neue zu erwerben'). 

Die ganze Größe der Gefahr trat dem Generalgouvemeur 
erst dann vor die Augen, als ihm die Nachricht zukam, daß die 
Bauern dea Kreises Boohnia sich gegen den Adel waffiien. In 
größter Bestürzung erteilte er den Kreisämtem den Befehl, auf 
die Landlente beschwichtigend einzuwirken; zu spät. Ais der 
Befehl des Gubemiums d^ Kreisämtem zukam, war der Aufruhr 
schon ausgebrochen*). 

Die ziemlich offenkundig betriebenen Vorbereitungen der 
Insurgenten (Ür die auf die Nacht vom 18. auf den 19. Februar 
fes^esetzte Erhebung (der Termin war um zwei Tage vorgerückt 
worden) hatten das Mißtrauen der Bauern der Tarnowe r Gegend 
erweckt. Dunkle Gerüchte verbreiteten sich von der Aufhebung 
der Robot. Der Kaiser, hieß es, habe sie schon längst aufgehoben, 
die Gutsherren aber hielten das betreffende Patent zurück. Dann 
wieder hörte man, die ^Polen^ hätten die Untertansschuldigkeiten 
beseitigt. Agenten des Bevolutionskomitees verkündeten allent^ 
halben das Ende der Untertänigkeit, versprachen Wohlfeilheit 
von Tabak und Salz und forderten die Bauern zum Anschlüsse an 

Vergl. Sala a. O. S. 142 f. 
*) Vergl. (S a c b e r-M a e o c h), Polnische lievolutionen. Pirag 1 869. 

8. 58. 

Der Erlaß ist mitgeteilt bei Os ta sz e w s k i - B a r a ü h k i a. u. 
O. S. 64 ir. Vergl. Sala a. a. O. S. 187 f. 

Wianer «taatsfriM. Studien. IV. Bd., 9. H«ft. 24 
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den Autstand auf. Sic stießen auf Mißtrauen. Tiov Haü der Bauern 
gewann die Oberliand. Die Meinung (lra,ug diiich, die Edelieute 
wollten die Bauern niedermachen. In dieser Ungewißheit be- 
schlossen die Gemeinden, auf der Hut zu sein. Mit Sensen, 
Heugabeln und Dreschflegeln bo\vatYnet, Stedten sie sich an den 
Kren zwe gen auf, um Wache zu halten. Die Dorfrichter uud die 
Geschworenen, als die Angesehensten, die Urlauber und die 
ehemaligen Soldaten, als die Erfahrensten, ilbemahmen die 
Führung. Auf ät^m Wege zu dem verabredeten Zusammenknnfts- 
Orte mußten die Knipörer an den Banernhaufen vortlber. Sic 
wurden nicht durcligehissen. Sie versuchten den Durchlaß mit 
Gewalt zu erzwingen ; es kam zum Kampfe, in dem die 
ungleich zahlreicheren Bauera Sieger blieben. Die EdeUeute 
wurden teils gctcUet, teils verwundet, die übrigen gefangen 
genommen. Tote und Lebende wurden auf Wagen g<'laden und 
nach Taruow in das Kreisamt abgeliefert. Als der i^Iorgen des 
19. Fe>)rnar graute, war der Aufstand im Kreise Tarnow nieder- 
geschlagen 

Noch kläglicher scheiterte das Unternehmen der Revolu- 
tionspartei in den anderen Kreisen. In Ostgalizien kam es über- 
haupt nur an zwei Orten /um Kampfe. Uberall erhoben sicli die 
Bauern gegen die Edelieute für die Kegierung-). Nur im Gebirgs- 
dorfe Chocholow im Kreise Sandec hatten sieh die Bauern — 
über Anstiften de« Ortsgeistlichen dem Aufstande gegen die 
Regierung angesclilosson. Eine Abteihmg Finanzwache und die 
Bauern der benaclibarten Gemeinden schlugen Jedoch die Empö- 
rung sofort nieder'). 

Die polnische Insurrektion war nicht durch Kegierungs- 
truppen, sondern durch die Bauern niedergeworfen worden. 
Doch kehrten die Bauern nach errungenem Siege nicht nach 
Hause zurück. Sie ließen sich die Gelegenheit nicht entgehen, 
an ihren Bedrängern Rache zu üben. Bandenweise zogen sie 
von Gutshof zu Gutshof, mordend, plündernd, sengend. Alle 
Gutsherren and Wirtschaftsbeamte, die sich nicht rechtzeitig 

^) Vergl. 8 ii 1 u !i. ru O. S. 1 79 — lUB. Ü s t a 8 z (mv h k i - B n r a li s k i 
a. a. 0. S. fi9 J^^. Oistrow, Der Bauernkrieg vom Jahre 1846 in 
Galizicu. Wien lötib, 8. 88 — 59. 

^) Vergl. SaU a. a. 0. S. 196-<203, 334^240. OstaBsewski- 
Baranski a. a. O. 8. 83 ff. Ostrow a. a. O. S. 66 ff. 

3) Vergl. Sala a. a. 0.8.204 — 211. Ostasze waki-Baraiißki 
a. a. O. S. 140—146. Ostrow a. a. O. S. 78—86. 
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hatten flüchten können, wurden erbarmungslos niedergemetzelt. 
Tagelang dauerte das schreckliche Morden in ganz West- 
galizien. 

l^rst in den ersten Tagen des März kehrte die Ruht? wieder 
ein. Miiitärkoinmanden durchstreiften das Land und forderten die 
Bau«m auf, aich alier Gewalttaten ea enthalten. Willig gehorchten 
die meisten, nur selten maüte gf'^^n sie mit Schärfe vorgegangen 
werden. Sie kehrten m ihre Dörfer zur gewohnten Feldarbeit 
zurück; in der festen Überzeugung, daß sie fortan zu keinerlei 
Diensten mehr an die üerrschaft verpflichtet seien 

Die blutigen Ereignisse in Galizien waren durch den harten 
Druck, den die Gutsherren auf die Untertanen seit Jahrlumclorton 
ausgeübt hatten, hervorgerufen worden. Die Umtriebe der 
demokratischen Partei hatten den Funken geschürt, der schon 
lange unter der Asche geglimmt hatte. So einfach die Wahrheit 
lautete, sie wurde doch nicht geglaubt. In den Fariamenteu von 
England und HVankreich und in der gesaraten europäischen 
"Pnme wurde gegen die österreichische Regierung die Anklage 
erhoben, sie hätte die galizischen Bauern gegen „das väterliche 
Regiment^ der Gutsherren aufgehetzt. Für den Kopf eines jeden 
ermordeten Edelmannes hätten die Kreisttmter eine Prftmie be* 



Vergl. Salaa. u. U. Ö. 260— 293. Üataszewski-Barniiaki 
a. a. O. 8. 8a — 169. Ostrow a. a. 0. 8. 59 — 66. Tessarczyk, 
Rze#. Galicyjska 1846 r. Krakow 1848. 8. 1 ff. — Der bekannteste 
Führer der gHÜzischcu Bauern war Jakob Ssela aus Smaisowa 

(Kreis Tarnow), der zur 7 - it <]cs Aufstanden im Alter vou ungoßlhr 
G5 Jahren stjind. Zwanzig Julut, lang führte er als DopiitiorhT der 
Gemeinden Smarzowa uud Siedliska einen Pragravationsprozeü gegt-u die 
adelige Familie Boguss. Des Lesens und Schreibens unkundig, batte er 
sich dennoch mit merkwürdiger Anstelligkdt eine nickt unbedeutende 
Kenntnis der Untertansgesetze erworben, daß er von allen Gemeinden 
lies Kroiscs bei vorkoinmrndcn Streitigkeiten mn "Rnt !in<!;e{r!m«?en wurde. 
Im Verlaufe de.« Smarzower Pro/.enses \v;ir es rnehreremale zwisclieii ihm 
und Bogu»z zn persönlichen Keibungcu gekommen, bis Bogu.sK sich 
weigerte, Ssela länger als Oemeindevertreter aasuerkennen. Der Kreis- 
hanptmann ßreinl wies Saelas Bekors ab, doch die Hofkanilei setste 
ihn wieder in seine Würde ein. Von da an war Szela ein entschiedener 
Feind der (Tutsherreu. Verfrl. über S/ela außer den oben citierten 
Schriften noch: (S a c h e r - M a s o c h) a. a. (). S. lUH- — 11<>. Da« 
P o 1 o u H 1 1 e n t a t a. a. (). S. 277 — 287. „Kaum ist jemal« über eine 
geschichtliche Persönlichkeit so verschieden gcurtheilt worden, wie über 
den galizischen Hauer Jakob Szela.** [Marie von £bner«Eschen- 
bach, Jakob Szela (in Dorf* und Scbloßgescbichten, Berlin 1894).] 

24» 
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sahlt; von amtswegen seien unter der Bauernschaft kommu- 
nistische Lehren verbreitet worden u. s. w. 

Wenn auch die Wiener Regierung den fremden Mächten 
mitteilte, sie Bei durch die galizischen Ereignisse keineswegs 
beunruhigt, sie sehe sich vielmehr gehoben „durch daB Qefilhi 
der breiten Basis, auf der die Macht der Regierung in Galissien 
beruht, nämlich der treuen Anhänglichkeit der Bevölkerung:,^ ^) 
80 war die Besorgnis, die sie im g;eheimen hegte, gW>üer als 
sie zugestehen wollte. Nach der ^[einung des Fürsten Metternich 
mußten so schnell als mögUch durchgreifende Reformen m 
Angriff genommen werden, um das Land bei Osterreich zu, 
erhalten*). Doch sollten diese Refonuen in der Art vor- 
genommen werden, daß kein Verdacht aufkommen könne, 
die Regierung hätte sich durch den Aufstand einschttchtem 

') Es ist überflüssig, die unsinnigen Rehauptungcu der polnischen 
Parteien zu widerlegen. Nach O s t n s z e w s k i - Ba r a ii s k i (a. a. O. 
S. 53) soll der Tarnower Kreishauptmauu Josef Rreinl Rittor von 
Wallcrstein am 16. Februar 1846 zu Szeia gti^agt haben: »Die 
Begiernng rechnet auf Dich. Ich gehe Dir Vollmacht, in Deinem Besirke 
EU thnn, was Dir belieben wird. Sei Dir Deiner Stellung bewusst! Der 
Oeneralgouverneur ist der Erste in G-alizien, Du bist der Zweite im 
Rang^e. Du hmt alle Machtljofugnisse. 24 Stunden lang darfst du Edel- 
leutf niordi'ii und ausrauben. Der ganze Krtrsitr der Rftubereien ihI Deiu. 
Wuuu Du dem Adel Häude und FÜl^e gebrochen haben wirst, liefere 
die GeBMselt^n in dtm Kreisamt ein, wo ich Dir fttr jeden Todten 10 fl., 
für jeden Verwundeten 5 fl. and fBr jedon unverletatten Gefangenen 
2 fl. bestahlen werde." Eine aktenuiftßi^e Widerlegung dieser An- 
schuldigungen gibt Sala a. a. O. S. .*UrL> — ;n.'^. — Die Benchuldi- 
guugen der Regierungsorganf fingen von den Demokraten aus. die sich 
vor der öffeutlicheu Meinung rechtfertigen wollten. Den Aristokraten 
war die Wahihelt dorcluius nicht unbekannt und sie gabMi aneh 
SfiSentiieh den Demokraten Sehuld an den traurigen Ereignissen. Vergl, 
Heltman a. a. O. S. 106. — Kin Teil der Demokraten schien 
übrigens mit den Erfolgen -meiner Wühlereien ganz zufriedpn zu sein. 
So erklärte «'incr ihrer Fiiln-rr (Dembowski) am 2G. Februar 1H4G, also 
nach den furchtbaren AuHaciircitungen der Bauern (in einer im Krakauer 
Bevolutionsklube gebalteueu Rede), er wundere sich, daÜ das Volk mit 
dem Adel nieht strenger Teifahren sei. („O ! dxiwna, dsiwna ta lagodnosc 
nassego ludu, ie uraas tak latwo xapomina, ie srozej sie nie pomseif 
na tycb, ktorzy go tak dfniro deptali i bexexeseili.'^) Ostassewski- 
Barai'iski a. a. O. S. i?;i4. 

^) Schreiben des Fi'irsten Metternich an <lie (■sterreichifehen Ver- 
treter im Auslände, ddo. Wien 7. Mftrz 184G. (Aiigsburger Allgemeine 
Zeitung. S. 589 f.) 

Vergl. Sala a. a. O. S. 324. 
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lasBdiL. Vor allem legte man darauf Gewicht, daß die Bauern 
zur Robot wieder zurttekkehrteiiy ehe Uber ihre Abldaung, Er^ 
ieichtemng oder gänssliehe Aufhebung entschieden werde. Das 
aber war nicht so leicht za erreichen. Allgemein war unter den 
Bauem die Meinung verbreitet, daß die Fronpflicbt durch die 
letzten Ereignisse aufgehoben sei. Wie sollten auch sie, die eben 
siegreich aus dem Kampfe hervorgegangen waren, ihren Nacken 
unter das Joch der Besiegten beugen? Bei Auabruch des Auf- 
Standes hatten die Insurgenten den Untertanen die Aufhebung 
aller Lastcfn als Lohn fttr die Teilnahme an der Revolution in 
Aussicht gestellt; sollten die Bauem dafür bestraft werden, daß 
sie für den Kaiser gekämpft, ihm die Provinz erhalten hatten? 

Die Provinzialregierung war anderer Anucht« Vorerst 
sollten die Untertanen gehorsam die Arbeit auf den herrschaft- 
lichen Äckern wieder aufnehmen, dann erst solltoi sie die Be- 
gttnstigiingen genießen, die man ihnen zugedacht hatte. Diese 
Forderung war vom Standpunkte der Landeskultur gerecht- 
fertigt. Es war höchste Zeit, daß die Dominikalländereien bestellt 
werden. Aus Mangel an freien Arbeitern konnte dies nur mit 
Hilfe der Fronbauern geschehen. Da die Mehrzahl der Outshöfe 
verödet war — die Ghutsherren und die Beamten waren teils 
getötet, teils geflttchtet, teils wegen Teilnahme am Aufstände 
verhaftet — mußten Vorkehrungen ftlr die Besorgung der 
politischen und judiziellen Geschüfte getroffen werden. Ein Erlaß 
des General-Qouvemeurs befahl den KreishaupÜeuten, in jenen 
Dominien, auf welchen aus was immer für einer Ursache sich 
kein Mandatar befinde^ einen solchen von Amts wegen provisorisch 
aufzustellen. Es war dies der erste Sehritt zur Errichtung landes- 
fürsilicher erster Instanzen, einer Maßregel, deren Notwendig- 
keit nach den letzten E2reignissen jedermann einleuchtete^). 

Viele Bauern ersdiienen iii d«i Kreit^tem mit der Anfrage, 
ob es wahr sei, daß der Kaiser die Robot aufgehoben habe. 
Das Gubemium ließ ihnen bedeuten, „dass durch die statt- 
gefundenen Ereignisse sich in ihren Pflichten gegen die Grund- 
berrschaften nichts geändert habe, und dass Entscheidungen 
bezüglich der Zukunft nur von Sr. Majestät kommen können." 
So groß war das Vertrauen der Bauern zur Regierung, daß ein 

^) Erlaß des Oeneralgouvemeura ddo. Bochnia 9. Mftrz 184fi. — 
Vergl. Sala fi. n. (). S. -jOr.. 

-) Erlaß des Gciieral^MiuveiueuRj ddo. Bochnia 10. März — 
\'ergl. Sala a. a. ü, S. 29(5. 
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großer Teil von ilinen aaf diese Auflkunft hin die Arbeit wieder 
aufnahm. Nur im Kreise Tamow weigerten sich viele Gemeinden 
entschieden, die Robot zu leisten. Wieder war es Jakob Szela, 
der die Bauern zum Widerstande trieb. Von Tamow breitete 
sieh die Robotrenitenz bald auch auf jene Kreise ans, in denen 
die Untertanen schon angefangen hatteui die Schuldigkeiten zu 
pritstieren. Gegen Ende Märs war die Lage wieder kritisch. 
Inzwischen war jedoch die Besatzung Westgaliziens veratfiri&t 
und die Stellung der Kegienmg befestigt worden. Das Guberoium 
beschloß daher, den Untertanen vorderhand keine Konzessionen 
zu machen oder in Aussicht zu stellen, weil dies als Belohnung 
für die verübten Gewalttaten erscheinen könnte. Wo die Unter- 
tanen den gütlichen Ermahnungen der Beamten keine Folge 
leisten würden, sollten sie durch Militärexekutidneu zur Wieder- 
aufnahme der Arbeit gezwungen werden^). 

Während das Gubernium sich abmühte, den alten Stand 
der Dinge wiederherzustellen, wurden in Wien Maßregeln von 
größter Tragweite in Erwägung go/.ogon. l'nter dem frischen 
Eindrucke der galix.ischen Erciguisso hatte der Kaiser am 9. März 
den Vorsehlag der llofkanzlei, den ( iutsherren das Jurisdiktions- 
recht, das sie dureli ihre p]mpörung verwirkt hätten, abzunehmen 
und landesfürstliche erste Justati'/,en zu errichten, im rnazipe 
genehmigt und den AuiLrag erteilt, einen genau ausgearbeiteten 
Entwurf für <lie neue Verwaltuiigs- und Gerichtsorganisatioii 
vorzulegen. (Ueichzeitig wurden in der llofkanzlei Beratungen 
über dit; Regelung der Hobotvorhältnisse gepflogen; radikale 
Vorschlägt^ wurdtm gemacht, die (iüter der Insurgenten zu 
konfiszieren, den Untertanen die Robot gänzlich nachzusehen 
und ihnen unentgeltUch das Eigentum ihrer Gründe zu verleihen. 
Bald jedoch gewannen kühlere Überlegungen die Oberhand. 
Die Aufhebung der Uutortanssehuldigkeiton in (»alizien mußte 
auch die Agrarverfassung der westlichen Provinzen erscliUttora 
und das wollten die maßgebenden Kreise, die mit den (iuts- 
herreu in inniger Fühlung standen, vermeiden. ^lan kam daher 
von der beabsichtigten Aufhebung der Naturalfrone ab. Doch 
gab man deshalb den Plan, die gutsherrlich-bäuerlichen Verhält- 
oisse zu regeln, nicht auf^). 

^) GttbendaUitsang vom 80. Mftrs 1846. — Vergl. auch Ssla 
a. a. 0. S. 315 ff. 

^) HofkMnzleisitznii»ren vom 9. und vom IG. Mtos .1846. AUer^ 
höchstes HaudbiUet vom 22. März 1846. 
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Bereits am 2. März war der Hofirat bei der vereinigten 
Hofkanzlei Wenzeslans Ritter von Zaleski nach Galizien mit 
dem Auftrage entsendet worden, Vorschläge zur dauernden 
Beruhigung des Landes zu erstatten. Zaleski trug auf die 
sofortige Abstellung der Aushilfstage und der weiten Fuhren, 
sowie auf Herabsetzung der Inmannsfrone auf die Hälfte an'). 
Die Hoflcauzlei legte diese Anträge dem Kaiser vor, zugleich 
aber ersuchte sie „um Genehmigung des rniicips. der Um- 
gcöLiiliung der Xaturalfrone in eine Geldleistuug au den Staat 
gegen die Verpflichtung desselben zur Entschädigung der Domi- 
nien und mit dem Vorbehalte festgesetzter, entgeltlicher Arbeits- 
leistungen von Seite der Unterthanen an die Dominien nach 
Preiscu, welche die Kreisämter zu bestimmen hätten". ^ ) So 
wiclitigt; und einschneidende Maßregeln wollte der Kaiser nicht 
ohne Befragung der Landcsboliörden tretTen. Er gab daher den 
Befehl, iiber die von der Hofkanzlei vorgesclilagenn Modalität 
der Robotablrtsnng und über die Frage der Verleihung des 
Nutzungseigentunis an die Untertanen sofort mit dem Uuboruium 
Verhandlungen einzuleiten. Die Herabsetzung der Inmannsfrone 
wurde vin'worfen, dagegen die Vorschlä.L'e, betreffend die Auf- 
hebung der weiten Fuhren und der Aushiltstago, gebilligt und 
durch Patent vom 13. April kundgemacht. Dasselbe Patent 
bestimmte auch, daß Untertanen, die sich durch eine Forderung 
ihrer Herrschaft beschwert glauben, sich mit ihrer Beschwerde 
unmittelbar an das Kreisamt wenden können, ohne, wie es der 
§ 8 des Patentes vom 1. September 1781 verlangte, die Kla^re 
vorerst bei der Grundobrigkeit vorbringen zu mllssen, eine 
Bestimmunii, die auf Veranlassung des ü^rzhensogs - Greueral- 
gouvemeur auigeuommen worden war^). 

1) Bericht vom 22. M:u/. IH4(\. 

') Kommissionellc Beratung der HotkanzJei vom 31. März 184(i. 
Die Hofkanzlei erstattete die obenstehenden Anträge, nachdem sie ein« 
gehend erwogen hatte ^1. ob es der B^entng asusteht, Privatrechte iin- 
peradv su normiortm, 2. ob eB wegen des Einflusses aaf die anderen 
Provinzen nicht bedenklich wäre, sich durch die Widersetzlichkeit der 
galizischen Unterthanen Zugeständnisse abdringon zu lassen, '^«. ob aus 
der .\ufliebung der Robot nicht große Nai hthcile fiir ilie 1 .aiulosknltur 
zu besorgen wäreu^. £inen entscheidenden Eiuduü aui' den Beschluß 
der KommiBsion nahm der Hofkammerprttaident Baron Kfibeck. — 
Die Umwandltii^ der Natnralfrone in eine Geldleietnng sollte schritt' 
'weise im Lanfc mehrerer Jahre vor »ich gehen. 

ProvinziaUGesetzsammliing 44. — Vortrag des Erzherzogs 
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Brachte das Patent Tom 13. April den Bauern nicht das, 
was sie erwartet hatten, nttmlich die Tollständige Beseitigung 
der Frondienste» so enthielt es doch einige unzweifelhaft wirkungs> 
▼olle Begünstigungen. Die Untertanen in Ostgalizien waren 
auch ToUkommen befriedigt Weniger die in Westgalizien. Aber 
auch hier wurde, besonders unter dem Eindrucke dar Zwangs- 
maßregeln der Regierung, die Arbeit wieder aufgenommen^). 

I; 4. Die äußerer dentiioh bevollmächtigte Hofkommlssion. 

Die Untertanen gaben sich umso eher mit den im Patente 
▼om 13. April gewährten Erleichterungen zufrieden, als sie 
wußten, daß aie diese nur als Abschlagszahlung zu betrachten 
hatten. War es doch ein öffentliches Geheimnis, daß die Regie- 
rung die Abe^iclit habe, die Katuralfrone aufzuheben, und damit 
dem Wunsche der untertänigen Bevdlkerung nicht nur Galiziens, 
sondern ganz Österreichs nachzukommen*). Aus allen Teilen des 
Reiches liefen bei der liegierung Projekte und Entwürfe für die 
Regulierung oder gänzliche Auflösung des Untertttnigkeitsverhält- 
nisses ein. 

Entsprechend dem Auftrage des Kaisers logte das galizische 
Gubemium einen Vorschlag zur Ablösung der bäuerlichen Lasten 
▼or*). Danach sollte den Bauern das Kutzungseigentum der 
Gründe, das de facto ihnen schon zustand, ohne jede Ent- 
scl^digung der Gutsherren yerliehen werden. Die Roboten und 
Übrigen Leistungen sollten ^mit Benutzung des Grundsteueiv 
katasters und der Urbarialfassionen in eine Geldrente umgestaltet 

vom 1. Api-il 1846. Vergl. Sala a. a. 0. S. 326. Orttnberg, Die 

Gruiidentlastiuijr. S. 29 f. 

^) Bfrieht«' vom 17., 1 H. und 22. April ItSii». - - Vurgl. Gulizieu 
uud die Robotfrage. Leipisig 184G, S. 74. 

Im Monate April flberreichte Jakob Szela im Namen von 
50 Gemeinden der Kreise Tamov und Jaslo ein Gesueh tun lülgemeine 
Aufhebung der Robot. 

Sitzuu;^ des nulM Tuiuins vom 1<>. Juni 184(5 unttT dorn Vor- 
sitze des < iuberuialpräsMl'^ntcii Haruu Ivrit'^. Anwesend: die Hofräto 
Ettiuayer und von Milbacher, tler (iet'ällsadiiiiuiatrator Pöcher, der 
Kaiumerprokurator Holzgethau, die GabemialiSte TOn Widmann und 
Emminger, die Kreishaaptleate von Cxetaek und Martinoivits, Ritter von 
Krsjewski, Verwalter von Micowski uud die ständischen Deputierten 
Moritz Ritter von Kraiitski uud Ageuor Graf Go^ueho\v8ki. — ■ Vergl. 
Brouisfaw Iiozitiski^ Agenor hr. Goiuchowski. Wo Lwowie 1901. 
S. 13 ft. 
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wordöii, die eiuerserts mit dorn Reinerträge dieser Gründe in 
einem angemessenen Verhältnis steht und die Hälfte desselben 
nie überschreitet, anderseits den Berechtigten im Falle der 
Überschreitung dieses "Maßes nie einen liöheren Entgang als 
30% des Werthea der l.)if,ücrigcn Urbarialleistnngen erleiden liisst, 
für welchen derselbe, wie alle Bereclitigton, den Vortheil erhält, 
von der Ver])tiichtung der T^nterstützung der Unterthanen in 
Kothfalleu. von (]p,r Vertretung derselben vor (Tericht nnd von 
anderen aus die.se.ni Titel bestandenem V(;rpflichtung("n enthoben 
zu werden, — ihren Grundbesit-/ da, w<» sich dies als unumgänglich 
nothwendig darstellt, einer rationellen Bewirtschaftung angemessen 
zu arrondieren, und von dem bäuerlichen Besitzthnm abzusondern, 
und denselben von beschwerlichen, die Kultivierung hemmenden 
Verpflichtuni^fn zu befreien". Den t\bor -'50" y betragenden Ausfall 
von dem Urbanalbetrage (in der Höhe von jährlich 222.049 Gulden 
C. M.) sollte das Land vergüten. Die Geldrente sollte durch 
Kriegung des zwan/igtacheu Wertes ablösbar sein. Um den 
Übergang zu der neuen Bewirtschaftnngsart des herrschaftlichen 
]>odens, die die Einfülirung dieser Maürcgoln erforderlich machte, 
zu erleichtern, sollten die Untertanen noch durch 6 Jahre zu 
ent;geltlichen Dienstleistuugen verpflichtet sein. 

Zweierlei hatte das Gubernium bei diesem \ erschlage über- 
sehen. Erstens waren die galizischen Untertanen — besonders 
im Osten — gänzlich unvermögend, die Reluitionszinse zu zahlen 
und noch weniger sie abzulösen^). Und zweitens war es sicher, 
daü die Bauern, durch die lange Unterdrtickung stumpf und 
arbeitsscheu gemacht, sich weigern würden, auf den herrBchaft- 
liehen Feldern gegen Bezahlung zu arbeiten. 

Was die Gutsherren an dem Vorschlage der Regierung aus- 
zusetzen hatten, war, daß er ^i^^ mit ihren Ansprüchen an die 
Bauern wies. Die Gesinnung des Landvolkes war ihnen zu gut 
bekannt, als daß sie erwarteten, bei dieser Reform den «ielieren 
Bezug ihrer Renten genießen zu können. Vollständige Auflösung 
des gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses um jeden Preis mußte 
ihre Forderung sein. Den Untertanen sollte das volle Eigentum 
ihrer Qrttnde eingeräumt werden, die Roboten sollten gegen 

^) JasLiihki öchrieb iii der öfter erwfthuten Denkschrift; „Muu 
kautt lao Tage iui Jahre von 10 — 12 Joch arbeiten, weil das Jahr 
865 Tage «tthU, aber f&t 130 Tage schuldige Bobot zu bezahlen wäre 
nicht; so leicht, weil der (Grunde rtrag wenigstens in Galizien keine 
besouders große Proeenton abwirft.'^ 
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Entsclindigung der Gutsherren aufhören, so lautete der Antrag, 
den Krai^ski und Goluchowski in der Gabemiakitzung stellten 
Von dem jährlichen Urbarialerträgnisse wären bei Ermittlung 
der Ent8chndi{,^ung in Anschlag zu bringen 30®/,) für die Lasten, 
die der Obrigkeit aus dem Verhaltnisse erwuchsen*), und 5% 
für die zu kapitalisierende Urbarialsteuer, die aufzuheben wäre. 
Der erübrigende Rest, mit 20 multipliziert, sollte das £ntschä- 
dignngskapital darstellen, das die Gemeinden (denn nur mit den 
Gemeinden und nioht mit den einzelnen Grundwirten wollten es 
die Gutsherren zu tun haben) entweder bar oder — da vorans- 
sichtlich kaum eine Gemeinde über die nötigen Kapitalien ver- 
fügte — mit 4^/oigen Obligationen begleichen sollten. FOr die 
pünktliche Zahlung der Interessen und der Kapitaltilgungsquote 
(von jährlich 1%) sollte die ganze Gemeinde mit ibrem Grund- 
besitze zu ungeteilter Hand haften. Die £^nbebung sollte die 
landesfürstliohe Steuerbezirksobrigkeit besorgen, die gegen säu- 
mige Zahler mit Ezekutionszwang vorgehen sollte. Auf dieselbe 
Weise sollten die Gemeinden den Staat für den Ausfall der 
Urbarialsteuer entschädigen. 

Die Voraussetzung dieses Antrages, daß das gutsherrlich- 
bäuerliehe Verhältnis unhaltbar sei und je eher, je lieber 
beseitigt werden müsse, war zutreffend. Der Antrag selbst war 
aber undurchführbar, da es geradezu ein Ding der Unmdglich- 
keit war, den galizischen Bauern die Leistung einer Summe von 



^) Das Projekt Krainski-Gofuchowski ist abgedruckt bei (Kraiäski), 
Memoiren imd AktenatQcke, S. 227 — 284. 

Die 30" „ setzten sich zusammen aus: /q auf die mit dein . 
Utst;m(le der Urbarialleistung verbundonon Kcffipausgahen der (Jrimil- 
herrenj 5^Jq zur Vervollständigung der den Unterthaneu lür den Abgang 
des ihnoi mstehenden Weiderechtes auf hemchaftüchea Brach- »nd 
Stoppdfeldem sukommenden EntschSdigimg (die Gutsbezren aoUten 
gleichfalls auf das ihnen infolge politischer Vorschriften »okonimende 
Weiderecbt auf den nnterthSnigcn Brach- iitid Btopjjelfeldom verzichten); 
lO^'v, für diis suifzuUörende Recht, Klaub-, Lager- und Abraumholz, 
dann Bauholz aus den herrschaftlichen Waldungen zu beziehen; 
fttr die den Unterthancm mit dem Aufhören des Untevthansverbtltnisaes 
entgehendffli Wohltiiaten (nämlich a) der nnentgeltlichen Patrimonial' 
gerichtsbarkeit, b) der gesetzlichen Vertretung vor Gericht, c) des 
T'ntpfhnlfes der Ortspolizei, dt-r Conscription- und K('crnticrnng!?gcscliff ftc, 
dann dcM- mit S^iiifäts-, ( •rtspiilizeivorschrifteu vcrbimdinuin lJukoHten, 
rücksichtlich welcher Obliegenheiten die Gnindlierren im Verhältnisse 
ihres Grundbositaes von nun an mit jedem Gemeindemitgliede gleich- 
mSßig beizutragen hätten**). 



Digitized by Google 



369J Die ftuAcrordentlich beToIlmOchtigte Hofkommiasion. 123 

81*2 Miltioneii Gulden C. M. anfenbttrden. Recht klag ersonnen war 
es von den Antragstelleni, die Eintreibung der Geldraten den 
laadesfUrsilichen Behörden za überlassen, damit die GehJissig- 
keit der za ergreifenden ZwangsmaOregeln auf die Regierung 
anrttckfalle. 

Ehe noeh die Entscheidung ttber die ▼ersi^edenen Reform- 
projekte fiel, trat der greise Generalgouvemeur Erashersog Fer- 
dinand, der Ewar im allgemeinen die Notwendigkeit der Re- 
formen zugestand, jedoch den nexus subditelae nicht völlig 
beseitigt wissen wollte, von dem verantwortungsTollen Posten, 
den er durch 14 Jahre bekleidet hatte, zurtlck^). Die Stelle 
eines Generalgouvemeurs wurde nicht wieder besetzt Der 
GttbemialprKsident Baron Ejieg sollte fortan die Geschäfte 
leiten. Um aber die Beschlußfassung ttber jene Reformen, die 
die Lage erheischte, zu beschleunigen, wurde der mährisch- 
scblesische Landesgouvemeur Ghraf Rudolf Stadion zum 
außerordentlich bevollmächtigten Hofkommissär für das König- 
reich Galizien ernannt, und „mit der Amtsmacht der vereinigten 
Hofkanzlei versehen**, insofeme er diese benötigen sollte „für 
die gänzliche Herstellung und dauerhafte Begründung der Ruhe 
zwischen den Gmndherren und der untertänigen Klasse, dann 
für organische Einrichtungen und Verbesserungen der wahr- 
genommenen Mängel in der öffentlichen Verwaltung'^ Der 
Hofkommissär sollte „dem verführten Landvolke den Wahn 
benehmen, daß die von ihm den Grundherrschafton gebührenden 
Leistungen, namentlich die Frohne, ohne eine volktändige Ent- 
schädigung der Forderungsberechtigten aufgehoben und Uber- 
haupt Erleichterungen in seinem ^-Schicksale durch Widersetss- 
lichkeit oder Gewalt erzwungen werden köxmen*'. Um die 
Errichtung landesfürstlicher ersten Instanzen vorzubereiten, 
wurde er ermächtigt, Kreisamtsexposituren zu errichten, und wurde 
ihm aufgetragen, für die beabsichtigte Feststellung des Nutzungs- 
eigentums und die Einführung der G^ndbttcher für die unter- 
tänigen Grundbesitzer die Vorbereitungen zu treffen'). Doch 
gerade in der wichtigen Frage der FronablOsung wurde dem 
Hofkommissär jeder Einfluß benommen. Die Ablösung der 

^ i Vor aeiiiem Rücktritte hatte der Erzherzog noch in einer Denk- 
echritt (vom 23. April 1846 ' si-iner Moinnng über die iializiscben Vcr- 
hältnisBe Ansrhuck gegeben. Ver<rl. Salü a. n. (). S. ;5'2T. 

^) Allerhöchstes Kabinctächreibeu vom 3. Juli 184ti. 
Instruktion für Stadion vom 20. Juli 1846. 
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Fron- und Zehentrechte sollte im ganzen Reiche einer einheit- 
lichen Regelung unterzogen werden, zu welchem Zwecke auf 
Grund des kaiserlichen Handsdireibens vom 26. Mai in der 
Hofkanzlei Beratungen gepflogen wurden^). 

Die Absicht, den Dominien alle politischen und judiziellen 
Befugnisse zn entziehen und iandesfürstliche erste In-^tansen zu 
errichten, war alluiählich aufgegeben worden. Die Jctegiening 
sclieute die großen Kosten, welche die Errichtung mehrerer 
hundert neuer Amtsstellen dem StaatssAckel aufbürden würde, 
und fürchtete die schlechte Wirkung, die eine solche Maß- 
regel auf die westlichen Provinzw, in denen die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit erhalten bleiben sollte, ausüben mußte. Nichts- 
d(' Stoweniger wurden die Beratungen über eine neue Gerichts- 
und Amtsorganisation Galiziens in Wien und Lemberg fortgesetzt, 
inzwischen aber der Versuch untern nmmen, ob nicht eine zweck- 
mäßige Einrichtung des öffentlichen Dionstes in Galizien möglich 
wäre, ohne daß zu dem radikalen Mittel clor vollständige Be- 
seitigung des herrschaftlichen Amtes gegriffen werde. 

Die Bestimmung des Patentes vom 13. April 1846, daß die 
Untertansbeschwerden fortan mit Umgehung der Grundobrigkeit 
beim Kreisamte einzureichen seien, sowie die zahlreichen Agenden, 
die seit dem Aufstande von landesförstlichen Beamten besorgt 
werden mußten, erforderten dringend eine Vermehrung des 
Personals der Kreisämter. Als diese ToUzogen war, wurden in 
jedem Kreise mehrere Kreisamtsexpositnren errichtet, die nicht 
selbständige Behörden, sondern Organe des Kreisamtes bilden 
sollten. Doch sollten die Exposituren „in allen Robot-, Urbarial- 
angelegenheiten, Grundetziehungsbeschwerden als erste Instanz 
eintreten^. Sie sollten „ex commissione provisorische, oder wo 
es mögUeb ist, gleich entscheidende Verfugungen treffen. Der 
Recnrszug in diesen Angelegenheiten sollte zur Verein&chung 
des Oeschäfitsganges unmittelbar an die Landesstelle gehen*' 
Die in den westlichen Kreisen im Laufe des Monates Mfixz ein« 
gesetzten „ex offido Mandatare^ sollten unter den Ereisamts- 
exposituren weiter fungieren. Die Stellung der übrigen Man* 

') Veif,'!. (ri ünberg, firundcntlastuug S. 32. — Der betreffende 
Passus in der iustruktiou für Stadiou lautete: „In Absicht nnf dio 
Frage der Ablösung der ßobotcu haben Sie vorerst jene Beatinuiiungeu 
abzuwarten, welche ich über die diesfalls im allgemeinen eingeleitete 
Verhandlung beschließen werde.** 

') Berichte Stadions yom 7. August and 4. Desember 1846. 
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datare wnrde verbesserty indem für sie ein Minimalgehalt von 
250 fl. gefordert und ihre Entlassnng von der Zustimmung des 
Kreisamtes abhttngig gemacht wurde Die Bestätigung der 
Dorfriebter wurde den Kreisftmtem Obertragen, um die Gemeinde 
d^u obrigkeitlichen Einflüsse zu entsiehen*). Für die Besorgung 
des Sicherheitsdienstes wurde eine landesftirsdiche Sicherheits- 
wache errichtet*)* 

Kaeh langen Beratungen fiel endlich im November die 
KntBcheidung über die Bauemfrage und wurde durch drei 
Kreisschreiben kundgemacht'). 

Den uneingekauften Wirten wurde unter gleichseitiger 
Beseitigung der obrigkeitlichen Pflicht, sie in NotfoUen ssu 
untersttttsen, — welche Enthebung drei Jahre nach Einführung 
der Qrnndbttcher tlber den untertanigen Besitzstand in Wirk- 
samkeit treten sollte — das volle Nutzungseigentum an 
ihren Gründen eingeräumt. Fortan sollten sie mit ihren Gründen 
frei schalten und sie bis zu zwei Drittel des Wertes einschülden 
dürfen. Ihre Verpflichtung: vor dem Abzug der Obrigkeit 
taugliche Wirte zu stellen, sollte nur mehr in einer den Bestim- 
mungen des allg. büigerl, Gesetzbuches über das Nutzungs- 
eigentum (§ 1140) entsprechenden Weise Anwendung finden» 

Als Normalzeitpunkt zur Bestimmung der gesetzlichen Eigen- 
sehaft der Grundstücke sollte nicht mehr das Jahr 1786, sondern 
das Jahr 1820 (als das Jahr des Gimdsteuerprovisoriums) gelten. 

Die Verieihung des Nutzungseigeatums an die Untertanen 
hatte keine allzngrofle Wichtigkeit. Besaßen sie es doch de facto 

^) Gubernialverordnuug voni 28. August 1840. (Proviiizialgeaets-- 
Sammlung 99.) — Circular vom "10. Dezeniber t840. 

*) Gubernialvcrordnung vom 28. August 1840. (Proviuzialgesetz- 
sammlung 100.) 

GubeniiaJkaiidaiacbttng vom 35. August 1846. (Provinsialgeaeti* 
Sammlung 97.) — Die MaOregdn erregten das größte Mißfallen der 

(Troßgrundbesitzer, die uicbtä weniger als das vollständige Aufgeben des 
Baucrnschutzes forderten. Vorgl. dio dem Hofkoirmiissär von 107 (»uts- 
besitzern überfiohrnr Bittschrift bei (Krßiiiski) Memoiren und Akten- 
stücke. S. 20H — 225. 

^) Vortrttge des Hofkommiaaära Tom 6., 13., 14. und 15. Sep- 
tember; allerhöchstes Kabinetsehreiben an den Grafen Rudolf Stadion 
vom 12. November; 3 Kroisschrcibon vom 2.'). November 1846. (PlO» 
viiiziiilpcpctzsnmmhinp^ 127 — 12?*.;i In^trnkHon für liio Kreisämter nnd 
ihre Bczirkskommissäre. üntfrriclit; tiir die (Jrundherrcicliafton und Steuer- 
bezirksobrigkeiteu. Beide vom 18. Dezember 1840. i^Provinzialgesetz- 
sammiung 140 nnd 141.) 
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schon seit der josefimschen Zeit. Nur der Name hatte gefehlt. 
Von wohltätiger Wirkung miiftte die in Aussicht gestellte Auf- 
hebimg der obrigkeitlichen Untersttttsungspflicht sein. Es wurde 
damit eine Qnelle beständigen Streites zwischen Obrigkeit und 
Untertanen verstopft. Die Änderung des Normaljahres war im 
Interesse einer beschleunigten Rechtsprechung hocherwttnscht 
War es doch bei dem Mangel authentischer Urkunden geradezu 
unmöglich, den Beweis für den Besitzstand in dem am 60 Jahre 
zurückliegenden Normalzeitpnnkte zu führen. 

Weniger segensreich war die Lösung der Bobotfirage* Kaum 
hatte sich die Aufregung, in die das Landvolk durch die letzten 
Ereignisse versetzt worden war, gelegt» da gab auch die 
Begiening die beabsichtigte imperative Fronablösung auf. Die 
Ablösung der Untertansschuldigkeiten sollte dem freien Über- 
einkommen zwischen Grundherr und Qrundhold überlassen 
werden. Im Widerspruche mit allen Kennern der Landesverhältr 
nisse erklärte Stadion: „die Robot an und für sich, als eine 
naturgemäße, dem Landmann, der Hand- und Arbeitskrttfle hat, 
homogenste Leistung, für durchaus nicht unhaltbar.^ Nur das 
Übermaß der Robot und die mit ihr verbundenen Mißbittuche 
hätten dasUntertänigkeitsverhaltnis verhaßt gemacht Damm müsse 
man, unter Anwendung des im Fronpatente vom 16. Juni 1786 
ausgesprochenen Vorbehaltes, eine Urbarialregulierung 
durchführen. Die Grundzüge dieser von Stadion beantragten Reform, 
die sich an die mährische Regulierung von 1775 anlehnte, waren 
folgende: 

^Die Hälfte des Ertrages der sogenannten nnterthänigen 
Besitzungen, so wie er durch den provisorischen Kataster er- 
mittelt ist, hat als Maßstab der an die Grundherrschaflen zu 
entrichtenden Leistungen zu gelten, daher der nach Abzug des 
katastralmäßigen Wertes der Kleingaben, welche unverändert 
zu bleiben haben, noch übrige Rest jener Hälfte als Robot zu 
veranschlagen und so auf den Rusticalgrundbesitz nach dem 
gegenwärtigen Steuergulden zu vertheilen, und nach Klassen 
den einzelnen nnterthänigen Ghrundbesitzem vorzuschreiben sein 
wird** ,)Mit Aufhebung der bezüglichen Bestimmung des § 10 
im Robotpatente vom 16. Juni 1786 soll den Gmndherrsohaften 
wie den Unterthanen gestattet sein, zu verlangen, dass die künftige 

^) Die Eünteiluiig in Klassen nollte uach folgenden <Truu(iKät2sen 
geaehehen : 
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Robotsdkuldigkeit nicht nach der ^gesetzlichen Stundenzahl, 
sonderxi nach einem in Gattung und INIaße beBtimraten Tagewerke 
geleistet werde.'' Die Bestimmung des Tagewerkes kann innerhalb 
eines Zeitraumes von sechs Monaten durch freiwillige Überein- 
kimf^b zwischen den Beteiligten erfolgen und ist dem Kreisamte 
zur Bestätigung vorzulegen; kommt innerhalb der erwähnten 
Frist ein solcher Vergleich nicht zustande und spricht auch nur 
einer der beiden Teile die gemessene Arbeit an, so ist von 
Amts wegen eine Bestimmung zu treffen. 

„Auf die patentmäßige Häusler- und Inmannsfrohne hat 
sioli die Robotregulierang nicht zu erstrecken, auch sind die 
unter dem Namen Eleingaben bekannten sonstigen Abgaben 
der Unterthanen an die Grundherrschaften, zu welchen auch 
die an einigen Orten bestehende Gespunstschuldigkeit gehört, 
noch fortan zu entrichten.'' 

Jedem einzelnen Untertanen sowie ganzen Gemeinden 
bleicht die freie Wahl zwischen ihrer bisherigen, etwa geringeren 
und der regulierten Kobotschuldigkeit innerhalb eines Jahres 
vom Zeitpunkte der erfolgten ReguBerung vorbehalten. 

«Sobald dieser Termin verstrichen sein wird, ist zur An- 
fertigung legaler, von beiden TheÜen als richtig anerkannter 
Robot-Register für jede. Gemeinde zu schreiten." 

„Für die entfallende Robot wird von Seite des Staatsschatzes 
in keinem Falle eine Entschädigung geleistet, jedoch gestatte 
Ich, daBs die Frage, ob und unter welchen Modalitäten einzelnen 



KlassenbestimiBUng für die llandrobot: 
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GrundlieiTSchaften bei einem uayerhältnisiiiftOig großen Ausfalle 
an der bisherigen Robotschuldigkeit, eine billige Verglltung aus 
Landesmitteln zuzugestehcm sei, bei den Ständen in Verhandlung 
genommen werde, deren Anträge Mir sodann gutllchtlich vor- 
snlegm sind'.^ 

Nach langen Verhandlungen erschien endlich am 18. De- 
zember 1846 das von der ganzen landlichen BoTOlkerung Öster- 
reichs heißersehnte Oesetas Uber die Ablösung der bttuerlichen 
Iiasten. Doch weit entfernt davon, die Untertansfrage der Lösung 
entgegenzufiahren, ließ es alles beim alten. Das Hofkanzleidekret 
▼om 18. Dezember 1846 brachte zu weithin wahrnehmbarem 
Ausdrucke, daß die Regierung nicht gewillt sei, die Bobot auf- 
zuheben. Ks gab die Arten, wie die Ablösung vor sich gehen 
könne, an, überließ aber die Ablösung selbst dem freien Über- 
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N. B, In die Klassen der Zuarobot sind alle jene (f rundbesitzcr 
einzureihen, die bisher Zugrobot geleistet und mehr als 3 H. ö^is kr. 
Steuer gezahlt habeu. 
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einkommeu der Interessenten. Kurz : es enthielt aichts, was nicht 
schon im Patente vom 1. September 1798 ausgesprochen worden 
wäre, und ist auch ebenso wie jenes niemals zur praktischen 
Geltang gelangt^). In Galisien ist es übrigens überhaupt nicht 
kundgemacht worden^). 

Die rein politischen oder verwaltungsrechtlichen Verfügun- 
gen d<&c außerordentlich bevollmächtigten Hofkommission inter« 
essieren uns hier nicht. Gegen Anfang des Jahres 1847 wurde sie, 
nachdem sie ihre Sendung erfüllt hatte, aufgelöst, und Graf Kudolf 
Stadion kehrte auf den mährischen GouTemenrsposten zurück*). 

§ 5. Die Durchführung der Urbar ialregulierung. 

Die Urbarialregulierung war eine verfelilte Maßregel. Sie 
beiriedigte weder die Gutsherren noch die Untertanen. 

Die Bauemi deren Erwartungen durch den neunmonatlichen 
Aufschub gespannt waren, salion sich in ihren Hoffnungen völlig 
getäuscht. Sie hatten mit Bestimmtheit auf die vollkommene 
Aufhebung der Fronen gerechnet und erfuhren nun, daß die 
Kegierung den Fortbestand der Roboten wünsche. Die Häusler 
und Innleute, gerade die dürftigsten und unzufriedensten Elemente 
der ländlichen Bevölkerung, waren überhaupt nicht berücksichtigt 
worden. Die Kleingaben, die dem Landmann ebenso verhaßt 
waren wie die Robot, und mit deren Eintreibung zahllose 
Mißbränche verbunden waren, blieben unverändert. Das Miß- 

^) Vetgl. G-rfinberg, Die Grundentlastimg. 8. 34 ff. — eben- 
dort ist aueh das Hofkaazleidekret abgedraekt. 

*) Kuiscrlichc Resolttdpn vom 14. Dezember 184<5: ,,^V;u^l und ob 
iu ganz gleich<!r Form die vororwähnto Vorscliriff i'iiäinlieh daa Hofkflnzlei- 
dckrot vom 18. Dezember) nncli für (Jnlizieu kiiDil/iiinnchoit sey, — 
darüber ist uoch vorläufig das (Tutachten der Laudesbehuiden einzuholen, 
und Mir dasselbe gehörig beleuchtet zur Schluasfassuug vorzalegon.*^ 
Daa Gabenuum sprach sich für die Pablizierung des Greaetzes in Crslissien 
am, und die Hofkanzlei stellte dementsprechend ihre Anträge, doch 
verschob die Resolution vom 13. April 1847 die Kundmachung, „bis 
die angeordnete Robotregulienmg vollständig oder größtentheils durch- 
geführt seyn wird." 

^) Am 9. Januar 1847 zeigte »Stadion die Beendigung seiner 
lOsalon an und wurde mit Allerhöchstem Handachreiben vom 20, Fe- 
bmar 1847 seiner Stelliuig als Hofkommlsaär enthoben, wobei der 
Kaiser, da er seine „persönliche Einwirkung bei der Durchführung der 
für Galizien gotroflFenen Finriehtnnjsjen" für notwendig erac.htote. sich 
vorbehielt, ihn „im peinesseuen Angenblick" wieder nacli (^HÜ^ion zu 
eutsenden, um wahrheitsgetreue Berichte über die Forisciirittc des 
Reformwerkea zu erhalteii. 

wiener «teetewiM. Studlep. IV. Bd.» Z Heft. 25 
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▼ergnOg^ innerhalb der bäuerlichen Bevölkerung war daher 
allgemein, nnd viele Gemeinden mußten durch Militärasstetens 
zur Annahme der neuen Robotgesetze verhalten werden^). 

Ebenso unzufrieden waren die Gutsherren. Sie erlitten einen 
starken Ausfall an Robot, besonders die Zugrobot wurde im 
Westen, wo die Gründe stark parzelliert waren, bedeutend ver- 
mindert'). Diese Verluste wurden nur zum geringsten Teile durch 
die Enthebung von der ünterstfttzungspflicht den Untertanen 
gegenüber ausgeglichen. Große Besorgnis erregte es auch, daß der 
provisorische Kataster zum Maßstabe des Grundertrages genom- 
men wurde. So mancher Gutsherr war sich bewußt, 1820 falsch 
fatiert zu haben, mochte dies auch manchmal nur geschehen 
seio, um die Steuerlast der Untertanen zu verringern. Die 
Fehlerhaftigkeit des provisorischen Katasters war UbrigMis der 
Regierang vollkommen bekannt; war sie ja bei der in einigen 
Kreisen schon vorgenommenen Messung für den stabilen Kataster 
klar zutage getreten. Aber es war unmöglich gewesen, die 
Regulierung langer zu verschieben, sei es, um besondere Urbarial- 
tabellen anzulegen, sei es, um die Vollendung des stabilen Katasters 
abzuwarten. Das h&tte einen Aufschub ad calendas grascas 
bedeutet, wie denn auch der stabile Kataster in Galizien nie- 
mals Geltung erlangt hat Nach dem Gesagten ist es leicht 
begreiflich, daß die Gutsherren auf jede Weise die Durch- 
führung der Robotregulierung zu verzögern suchten, und da 
auch die Bauern pasuven Widerstand entgegensetzt«!, so kam 
die Reform ins Stocken. 45 galizisehe Gutsbesitzer baten am 
23. Januar 1847 die Regierung um die Erlaubnis, eine 
Versammlung einzuberufen, die über die UrbarialreguHemug 
Vorschläge machen sollte. Ihr Gesuch wurde jedoch abschlägig 



^) Bericht des Truppondivisionskommandanten in Tamow F. M. L. 
Baron Wetzlar vom 16. Januar 1847 und des kommsiidlerend«! Generals 

in Lemberg FZM. Hnrnmcratoin vom 21. Januar 184 7. 

Vergl. Hillbricht im ^Juriat". Jahrgang 1848, S. 177. — 
Der Reinertrafj dor Ru.stikalgründe betrug 8,452.151 fl. 35*/ jj kr. Da 
der Wert der Kleiuguben 884.445 tl. 2Ü^^^ kr. ausmachte, so vurhliebeu 
als Weit der regulierten Robot 8,341.620 fl. 18 kr. Das kam, auf 
PiiA- (Hand-)iobot nsdasiert, 33,416.208 Tagen gleich, gegen 47,857.943 
der alten Schuldigkeit. Der Ausfall, den die Obrigkeiten an Robot erlitten, 
betrug al.sn iniTKicstons 1 1, 111.7 1»' rcducierte Handtafjc oder H()'lH'^ ,j. Tn 
Wirklichkeit wur er jedoch viel {^rr>ücr, da die Kugulieruug immer nur 
zu (jiunsteu der Uutcrtaueu geschehen konnte. Auch lokal herrschte große 
VerKhiedenh^t ; manehe Dominien verloren gar nichts, manche fiber 60*^/^. 
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boschieden ^ Das hinderte nicht, daß die Beschwerden der 
Edelleute sich häuften. Auch von anderen Seiten wurden Ände- 
rungen bHjmtrag-t, und die Regierung schwankte unentschlossen 
zwischen dtm rarteieu hin und her. Befehle und (TOgenbefehle 
kreuzten sich; die Verwirrung wurde allgeuioin - ). 

Erst die kaisorHchen EntBchlieüungen und Handschreiben 
vom 17. April brachten einige rmaüon Klarheit. Es sei die ernste 
Absicht des Kaisers, hieß es da, die Urbariah-eguHerung in ihren 
Hauptgnindsätzen durchzufüliren. Doch sollte das Gubemium sich 
darüber äußern, ob nicht einzelne Bestimmungen geämlert werden 
könnten. Die Phasen, welche die Angelegenheit von da an wäh- 
rend des Jahres 1847 durchmaclite, hier ausführlich darzustellen, 
wurde zu weit führen und aurli kein großes TnteresRe darbiet(*n. 
So sei denn nur festgelialten, daß die LandeskolllInl■.^^iou, die im 
Juni unter dem Vorsit/e Kriegs zusammentrat, f nt jw (^-heud den 
Anregungen der Hofkanzlei, den Antrag stellte: es sei die 
Klasseneinteilung, die den galizischen Verhältnissen fremd war, 
aufzuheben. Die Robot sollte vit Imehr nach der Grundsteuer 
berechnet werden, und zwar ein Handtag auf 2 kr. Rustikal- 
steuer'). Die Zugrobot hätte schon bei einer Steuerleistimg von 
2 il. 15 kr. einzutreten. 

Auch bei dieser Abänderung blieben die Verluste für die 
meisten Dmiinien sehr beträchtlich; im Vergleich mit dem 
Status quo i)eliefen sie sich in 831 Gemeinden auf 25" in 4()() (ie- 
meinden auf 25 •^3^/3*'/o, in 4712 Gemeinden auf 33V 80" ,,. 
Nur in 1488 Gemeinden war kein Ausfall zu Ungunsten der 
Tferrschaften zu verzeichnen. Die ständiscljen Deputierten GoFu- 
chowski und Krainski, sowie der Gubernialrat Kwiatkiewicz 
schlugen daher ihrerseits vor: j,mit Bes^MtiG^nner der Classen- 
eintheilung die Robotschuldigkeit nach der Hälfte des Rein- 
ertrages von den unterthanigen Grundbesitzungen der Art zu 
bestimmen, dass der Wert der Klcingaben nach den Katastral- 
preisen berechnet von der Ertragshälfte für jede Gruudbesitzung 

^) Gubernialbericht vom 27. Janiuir, Ilofkanzleivortrag vom 
22. Februar, Resolution vom 17. April 1Ö47. Vergl. Loxiriski 
a. a. O. S. 25 f. 

Hofkaiizleivortiiige vom 22. Februar uud 21. März, llaiid- 
schrcibeu vom 6. März und 31. März. Resolution vom 2. Juni 1847. 

') Nach der Stadion'sehen KlaaMneinteilung entfiel ein Handtag 
auf 3^16 kr. Sleuexleiatttng; es ergab sieh aImi nach dem Voiscblage 
dee Glabttcniums ein Mehr von 1,183.066 Handt«fi;en su Gunsten der 
Obrigkeiten. 

25* 
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abgesondert in Abzug gebracht werde, der Rest hingegen flttr 
jede Ansäßigkeit den Maßstab zur Bestiramung der Robot- 
scbuldigkeit abgebe.'^ Doch wurde dieser VorBchlag von der 
Mehrzahl der Beisitzer abgelehnt. 

Ixizwischen war Freiherr von Krieg vom Amte zurückgetreten 
and an seine Stelle Graf Franz Stadion zum Gouverneur er- 
nannt worden Der neue Landeschef griff den Minoiittttsvorsehlag 
der GubemialkommisRiou wieder auf, ]ie0 aber sehließUoh auf 
die Vorstellungen des Giib«mialvizeprftsidenten Philipp Fr^errn 
von Kraus hin seine Absicht fallen und schloß sich dem Mehr- 
heitsbeschlttsse an*). Kraft der Vollmacht, die ihm der Kaiser 
erteilt hatte, f)ihrte er diese Beschlüsse auch sofort durch. Noch 
im Laufe des Monates November wurde den Untertanen das 
Ausmaß der künftigen Robotschuldigkeit mitgeteilt — die zweite 
derartige Kundmachung innerhalb eines Jahres. Der Kaiser 
genehmigte die Verfügungen des Ck^uvemeurs und trug ihm 
zugleich auf, einen Patententwurf vorzulegen. Denn ein Patent 
sollte den Untertanen die end^^ltige Reform anzeigen, da man 
mit der das letztemal gewfllilten Form der Kundmachung durch 
Kreisschreiben schlechte Erfahrungen gemacht hatte'}. Von 
großer Tragweite war der Antrag, den Stadion in seinem Berichte 
vom 17. März 1848 stellte; da nämlich der Ausfall, den viele 
Dominien erleiden, recht bedeutend sei, so möge der Staat — 
aus Gründen des Rechts, der Staatswirtschaft und Staatsweis- 
heit — einen Teil dieser Verluste vergüten. 

Als Stadion seinen Bericht absendete, hatte er noch keine 
Kenntnis von den Ereignissen, deren Schauplatz die Stadt Wien 
am 13. März 1848 gewesen war. 

^) Grraf Franz vou Stadion- Warthuuseu (IbOü — 1853) war eiit 
Sohn des Grafen Johann Philipp und ein älterer Broder des Grafen 
Rndolf. Er war schon 1888—1833 im politischen Dienste in Galizien 
verwendet worden. Vergl. W u r z b h c h a. a. O. 

Interessant war die Begrüudung, die Kran» gab: „Wird der 
Grundsatz festgehalten, dasn die Schtildigkeiton dor Unterth-nien iudi- 
viduell den halben (irundertrag nicht übersteigen sollen, so könnte dies 
auch auf andere Provinzen Korflckwirkeu und dort — (wo wie in 
Böhmen und Mähren die Bobotregutierang nach dem Steuergnlden er- 
folgte) die nicht unbedenkliche Forderung nach einer «ähnlichen Behand- 
hiug der Untertliansscbnldigkeiten veranlassen." (Hofkanxleivortrag vom 
27. November 1847. i 

^) .,Dar8tellung der VtfrhandUingt^n über die Kobotregulierung, 
dann gänzliche Aufhebung der Robot in Galizien" (Hofkanzleiakt). 
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Fttnftes Kapitel. 
Die Grundentlastung. 

Die Kunde von den Ereignissen, die sich am 13., 14. und 
15. Mftrz 1848 in Wien abgespielt hatten, rief in Galizien, wie 
allentiialben in Österreich, eine große Erregung hervor. Adel 
und BtUgerschafi: dachten daran, ihre politischen und nationalen 
Forderungen zu verwirklichen, doch hielt sie das Mißtrauen der 
Bauern, die von feindseligen Gefühlen gegen die Gutsherren 
erf^UIt waren, von jedem kühneren Schritte zurück. „Dem 
tiefen socialen Zerwürfnisse, der unausfüUbaren Kluft zwischen 
den verschiedenen Ständeclassen verdankt es Österreich allein, 
dass sich in den Märztagen nicht in Galizien das Schauspiel 
des Abfalls wiederholte, welches in der Lombardei am 18. März 
in Scene «^ieng."^ ^) 

Der polnischen Partei mußte es vor allern d u nit ankommen, 
die Bauern auf ihre Seite zu ziehen, und da/ai gab es nur ein 
Mittel : Die Aufhebuu;L^ aller Untortansschuldigkeiten. Die Bürger 
und die Studenten, die ja dabei nichts zu verlieren hatten, waren 
auch rasch bereit, zu diesem Mittel zu greifen. In einer Petition 
vom LS. ^lärz und in einer dem Kaiser am 6. April überreichten 
Adresse wurde denn auch an die Regierung- die Bitte gerichtet, 
die Fronen aufzuheben^), Tn Lemberg verkündete die aus 
Bürgern und Studenten bestehende „rada narodowa" das Ende 
der Untertänigkeit. Auf das flache Land wurden E,missäre 
hinausgeschickt, die den Bauern die frohe Botschaft mitteilten. 
„Täglich wuchs die Zahl der unberufenen Verkünder der Kobot- 
aufhebung." ^) 

^) Springer a. a. 0. IL S. 233. 

Die Petition vom 18. Mftrz ist abgedruckt bei Widmaiiu, 
iV. 8inolka 8. 806 — 809; die Adresae vom 6. April ebendort 
8. 810—817. 

^) Schreiben des Orafcu Franz Stadion an den Minister des 
Innern Freiherm von Pillersdorf ddo. Lemberg 13. Mai 1848. (Gazotu 
Iwowaka. 1848. IJodatek zu Nr. 68. S. 1 — 14.) 
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Auch an den Adel er^iu^' die Auftur<leriin<i:, auf die Dienste 
dor (»rundholdcn zu verzichten. Aber nur wenige Gutsherren 
kamen diesem Wunsche des ganzen Volkes nach, und auch 
diese erklärten, nur dann verzichten zu wollen, wenn die 
Tritortanen ihrerseits auf die Ausilbung der Servituten verzichten 
würden 

Stadion glaubte anfangs, durch schleunige Vollziehung der 
von ihm beantragten Änderungen der Urbarialregulierung der 
Gefahr einer neuerlichen Empörung der Bauernschaft zuvor- 
kommen zu können. Noch am 28. Mäns ttbersendete er den 
verlangten Patententwurf nach Wien, in welchem, abgesehen 
von den oben erwähnten Bestimmungen, mit Wirksamkeit vom 
l. Jnli 1848 allen untertänigen Wirten, deren gefsamte bis- 
• herlgen Urbarial- und Zehentschuldigkeiten durch die Begulierung 
nicht um mindestens ein Drittel vermindert worden waren, die 
Herabsetzung dieser Prästationen auf zwei Drittel gewährt 
wurde. Den Kreisitmtem trug er auf, sich den Robotsschen- 
kungen gegentlber passiv zu verhalten, und erließ ein Kreis- 
schreiben, um die Kechte dritter Personen (insbesondere der 
Hypothekargläubiger) zu wahren'). Doch bereits wenige Tage 
später erkannte und berichtete er nach Wien, daß nur die voll- 
ständige Beseitigung des nexus subditelae den Ausbruch des 
Bürgerkrieges verhüten könne'). Die Zentralregierung schloß 
sich seiner Auffassung der Lage an und am 17. April 1848 er- 
mächtigte und forderte ihn der Ministerrat auf: „sogleich die 
Auflassung aller Koboten und untertflnigen Leistungen im Namen 
der Regierung g^en eine künftig 2U ermittelnde Entschädigung 
auf Kosten des Staates auszusprechen, wobei die bestehenden 
Dienstbarkeiten jedoch unberührt zu bleiben haben und die 
dafür zu leistende Entschädigung einer künftigen Verhandlung 
voYznbehalten ist.** Ungesäumt kam Stadion dieser Aufforderung 
nach. Eine Gubemialkundmachung vom 22. April 1848 erklärte 
„alle Robot und unterthänige Leistungen** vom 
15. Mai an für aufgehoben, ehe noch die galizischen Guts- 



») Vergl. HcUmanu a. a. 0. S. 1G5 ft. 273 ff, 
-) Kreisschreiben vom 5. April 1848. ((Jedruckt; iu die Provin- 
zialgosotzsüinmUmp nicht aufgeuommen.') Diesem Kreisschreiben w.ircn 
Jim 2<>. niiil 29. März zwei andere ähulicheu Inhalts vorausgegaiigeu, 
die mir jeduch uur aus der knappen Inhaltsangabe bei Wurzbach a. a. O. 
(Art. Stadion) bekannt sind. 

Berichte vom 12. and vom 14. April 1848. 
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besitzer der AufForderung des Nationalrates nachgekommen 
waren nnd am Charsamstag die Fronen erlassen hatten, „damit 
der Tag der Auferstehung des Erlösers auch der Tag der Aufer- 
stehung und Erlösimg des Volkes sei." ^) Ein kaiserliches Patent 
bestätigte diese Verfügung der Landesstelle und brachte die 
näheren Bestimmung^ ftir ihre Dorohfährang Sein Inhalt 
war folgender: 

„Alle Roboten und alle sonstigen unterthänigen Leistungen, 
sowohl der r'rnmdwirte als auch der Häusler und Innleute, 
haben mit 15. Mai 1848 aufzuhören." 

Die bestehenden Dienstbarkeiten bleiben zwar unberührt. 
Doch sind die Untertanen fortan gehalten, die Herrschaften für 
deren Ausübung angemessen zu entschädigen. Die Festsetzung 
'dieses fintgeltes hat mangels gütlichen Übereinkommens der 
Untertanen mit ihren Herrschaften von Amts wegen au erfolgen. 

Dagegen werden die Gutsherren vom 15. Mai 1848 an 
beft'eit: a) von der Entrichtung der Urbarialsteuer; h) von der 
Verpftiehtung zur Unterstützung ihrer bedürftigen Untertanen; 
ej von der Verbindlichkeit^ wo bisher keine Grundbücher 
bestanden, dieselben zu errichten und zu führen; d) von der 
Verpflichtung, die Untertanen in Rechtsstreiten zu yertreten; 
e) Ton der Leistung eines Beitrages zur Deckung des Auf- 
wandes für die Landessieherheitswache; f) von der Bestreitung 
der mit der Bekrutenstellung verbundenen Auslagen, welche 
künftig von den Gemeinden zu tragen sind; g) von der Leistung 
eines Beitrages zu den Heüungskosten bei epidemischen Men- 
schenkrankheiten, der Lustseuche und Viehseuchen. Mit der 
tatsächlichen Errichtung der in Aussicht genommeneu landes- 
fürstlichen Behörden erster Instanz sollten femer selbstver- 
ständlich die Dominien auch der Lasten ledig werden, die ihnen 
aus ihrer Stellung als Verwaltungs- und Justizorgane erwuchsen 
— also auch speziell der Oktavahaftung. Unter ausdrücklichem 
Hinweis auf die vom Staat übernommene Verpflichtung zur 
Entschädigung der Dominien werden schon im Patent die auf- 
gezählten Erleichterungen zu Gunsten derselben mit einem 
Dritteile des Wertes der bisher bestandenen Schuldigkeit ver- 
anschlagt, und als weitere Abzugspost angeführt: der »Wert 
der Dienstbarkeiten, welche die Untertans auf dem herrschaft- 

^) Proviiiziiil^f^sctzsaniinliinp 25. 

^) Das Pateut ist vom 17. April datiert und wurde mit Gubemial- 
kiuLdmaohung vom 14. Mai publiraert. (Ftovinzialgesetzsammlimg 34.) 
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Itchen Grunde auusuübea berechtigt sind, sofern diese IM^ist- 
barkeiteii durch freiwillige Übereinhommen aafhOreii, oder sofern 
solche fortbestehen, das Entgelt, das die Untertanen für den 
Fortbestand dieser Dienstbarkeiten zu leisten haben. ^ 

Kur der Best also ihrer ^rechtmAflig gebührenden'^ 
Urbarial- und grundherrlichen Zehentbesüge soll den Bezugs- 
berechtigten auf der Grundlage eines nach den IVeisen des 
Grundsteuerprovisoriums zu berechnenden Wertanschlages vom 
Staate Tergtttet werden, hiebei aber auch noch „ein Theilbetrag 
von 5% clio Kosten und Verluste der Einhebung" in Abzug 
kommen. Die Feststellung der Mittel zur Bedeckung der „nach 
den Urbarialpretsen zu berechnenden Vergtltung" wurde dem 
„constitutionellen^ Wege vorbehalten. Doch sollten die Bezugs- 
berechtigten schon vor der endgiltigen Ausmittelung ihrer Ent- 
schAdigungsansprücbe Barvorschüsse «rhalten. 

Schließlich wurde den Parteien, die sich durch die Fest- 
Setzung der Vergütungsbeträge beschwert erachten würden, 
freigestellt, „ihr Ansuchen um ein günstigeres Ausmaß der Ver^ 
gütung nach den Bestimm nngen, welche hierüber seinerzeit 
erfolgen werden, vor dem Civiblchter geltend zu machen.*^ 

Die DurchfQhrung der Grund entlastung, die in Galizien 
später in Angriff genommen wurde, als in den anderen Eron- 
iMndem, vollzog sich ungemein rasch. Am 1. März 1857 war 
die Operation beendet. Die Zahl der Verpflichteten wurde 
hiebei mit 527.835; jene der Berechtigten mit 4265 ermittelt. 
Aufgehoben wurden folgende Lasten: an Diensten: 
16,452.902 Handrobottage, 

497.071 einspännige Pferdezugrobottage, 
5,313.815 zweispännige „ 
62.538 dreispännige „ 
1,381.367 vierspännige „ 

34.848 einspännige Ochsenzugrobottage, 
6,582.339 zweispännige „ 
9.849 dreispännige „ 
520.126 vierspännige „ 
an Naturalabgaben; 

20.457 n. o. Metzen Weizen, 
D 1.745 „ „ Korn, 
63.03(5 ^ Gerste, 

45I.I08 „ „ Hafer, 
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72 n. d. Hetzen Hirse, 
926 „ „ Heide; 

Zehent im Jahreswerte von 161^97 fl. C. M.; 

an fixen Geldleistungen: 373.741 fl. 0. M. 

Das ermittelte Grundentlastungskapital betrug: 
73^.370 fl. C. M. t) 

Schwierigkeiten ergab nur die Frage: wer das Grondent- 
lastungskapital aufzubringen habe? Das Keichagesetz vom 7. Sep> 
tember 1848 hatte nämlieh die vom Staat im Patent vom 
17. April 1848 für Galieien Übernommene Verpflichtung zur 
EntBchttdigung der Dominien aus Staatsxnittehi nicht sanktioniert. 
Vierthalb Jahrzehnte stritten dann Staat und Land darttber, 
wer die Grandendastungsentschädigung zu zahlen habe. Kur 
um den öffentlichen Kredit nicht zu erschltttemy einigten sich 
beide Uber einen proyisorischen Zahlungsmodus*). Die end- 
giltige Entscheidung aber brachte erst das auf Grund des Ge- 
setzes vom 5. Juni 1890 geschlossene Übereinkommen zwischen 
Staat und Land, mit welchem der erstere einen beträchtlichen 
Teil der Entschttdigung übernahm*}* 

Die landwirtschaftlichen Servituten wurden auf Grund des 
Patentes vom 5. Juli 1853 abgelöst^). Das Propinationsrecht 
wurde durch die GrundentlaBtung nicht berührt. Seine Ablösung 
wurde erst später in Angriff genommen. Am 1. Januar 1911 
wird das Propinationsrecht im ganzen Lande erloschen sein^). 

Schließlich ist festzuhalten, daß in Galizien das Dominikai- 
land auch nach der Aufhebtmg der Patrimonialgerichtsbarkeit 
nicht der Gemeinde einverleibt wurde, sondern als „Ghitsgebiet'^ ein 
selbständiger Verwaltungskörper blieb, innerhalb dessen der Guts» 
herr alle Pflichten und Leistungen der Gemeinde zu erfCÜlen hat *). 

Die Gnindeiitlastung a. a. 0. — Über die Höhe der Kleln- 
gaben fehleu die ÄUL'uben. — Dicjcingen OutsheiTen, die dü' Froue 
geschenkt hutren. erbiclteu keine Kntochädiguug. Vergl. Loaiüski 
a. a. <). S. 230 f. 

Vergl. Z y b 1 i k i e w i c s, Indentnizacya. W Krakowie 1 880. 8. 1 ft. 
Ktmdmacbung des Finanniuiusterinms yom 27. November 1890, 
B. a. Bl. 219. 

\ R. O. Bl. 

^) Landesgesf^tzf» vom U). Dezeinher 1875 (L. G. Bl. 55 de» 
Jahres 1H77), vom Ö. Dezeiuber 1877 (L. G. Bl. 56), vom 22. April 
1889 (L. (;. Bl. 30). 

LandesgesetB vom 12. Augiiat 18(i6 (L. G. Bl. 30). 
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Leibeigenschaft und Untertänigkeit, Fron<Henst und Schollen- 
priirht sind nicht etwa verschwunden, weil sie, wie man im 
1^. .hiltrliundert all«^Rmcin meinte, dem „Naturrochtc" wider- 
sprac'iien, sondern wf^jl «ir mit der neuen Wirtscliat'ts Verfassung, 
die die starke Vermehrung der Beviiikeivinju;; vcrlan/^'t, nicht 
län^^er vereinbar erschienen. Die ^utsherrlichi^ Arbeit.sor^^anisation 
machte auch nicht einem Zustande der absohitcn Freilieit 
Platz, wie die Vorkämpfer der Fronabi ösuug gehofft hatten, 
sondern nur einer anderen Form der wirtschaftlichen Abhängigkeit. 

Die alte Agrarverfassung mußte vollständig beseitigt werden; 
keine Reform war imstande, sie zu erhalten. Davon konnten 
Bich die österreichischen Staatsmänner überzeugen, die sich 
zwischen 1h4(i und 1848 vergebens abmühten, eine befriedigende 
Lösung der Bauerafrage auf der Grundlage der Naturaldienste 
zu finden. 

Die erwarteten segensreichen Wirkungen der Bauern- 
befreiung freilich sind ausgeblieben. Heute wird von keiner 
Seite mehr die Notlage der ländlichen Bevölkerung bestritten. 
£s ginge jedoch über den Rahmen diesw Arbeit hinaus, die 
Ursachen des wirtschaftlichen Niederganges des galizischen 
Bauemstandes zu erörtern. Nur das eine muß hier betont werden: 
in der Durchführung der Grundentlastung dürfen diese Ursachen 
nicht gesucht werden. 
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